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GHK: Faschisten 
sind auszuschließen

Als erste Einzelgewerkschaft 
im DGB hat die Gewerkschaft 
Holz und Kunststoff (GHK) 
einen Beschluß gegen Faschi­
sten gefaßt. Die Delegierten 
der GHK haben auf ihrem 
Kongreß beschlossen, daß die 
Mitgliedschaft bei den neo­
faschistischen Republikanern 
und ähnlichen Organisationen 
wie NPD, DVU, und FAP 
mit der Mitgliedschaft in der 
GHK unvereinbar ist. Die 
Delegierten verstehen den 
einstimmig gefaßten Beschluß 
als Signal für sämtliche DGB- 
Gewerkschaften. Bezüglich 
der Republikaner betont die 
GHK, daß deren Verharmlo­
sung als ,,Normalisierung der 
Parteienlandschaft“ entge­
genzutreten sei.

den gefaßten Beschlüsse ein­
bringen.

IG Medien übernimmt 
den GHK-Beschluß

In einem Beschluß des Haupt­
vorstandes der Gewerkschaft 
heißt es, Programm, politi­
sche Aussage und Aktivitäten 
der Republikaner seien mit 
den Grundsätzen und Zielen 
der IG Medien unvereinbar. 
Die Republikaner verharm­
losten nationalsozialistische 
Verbrechen, verfolgten natio­
nalistische und großdeutsche 
Ziele, bekämpften die Gleich­
berechtigung der Frau, schür­
ten Ausländerfeindlichkeit 
und Fremdenhaß, wollten die 
Pressefreiheit beseitigen, die 
Gewerkschaftsarbeit be­
schränken und die Tarifauto­
nomie zerschlagen. Quelle: 
UZ, 12. und 21.10. - (mal)
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Nach Auffassung der GHK 
ergeben die Äußerungen und 
die Praxis der Republikaner 
eindeutig, daß diese Partei
— nationalsozialistische 

Verbrechen verharmlost,
— nationalistische und 
,,großdeutsche“ Ziele ver­
folgt,
— Ausländerfeindlichkeit 

und Fremdenhaß schürt,
— die Gleichberechtigung 

und Emanzipation der Frauen 
bekämpft,
— die Pressefreiheit und

sonstige demokratische
Grundrechte einschränkt
— und die Gewerkschafts­

freiheit und die Tarifauto­
nomie zerschlagen will.

Die GHK will zum näch­
sten DGB-Bundeskongreß 
einen Antrag entsprechend

BaWü: Erste Ergebnisse 
der Kommunalwahlen

Bei den Kommunalwahlen in 
Baden-Württemberg setzte 
sich die Stabilisierung der 
Republikaner fort. In den 
großen Städten des Landes 
erreichte die REP: 6,3% in 
Karlsruhe, 9,8% in Mann­
heim, fast ebensoviel in Stutt­
gart, 7,2% in Ulm, 6,4% in 
Freiburg — die Stimmergeb­
nisse können sich noch erhö­
hen, da bis Redaktionsschluß 
nur die unveränderten Stimm­
zettel gezählt sind. Die CDU 
verlor gegenüber 1984 im 
vorläufigen Durchschnitt fast 
3%, wobei dort, wo die REP 
kandidierte, die Verluste 
durchwegs höher sind. Die 
CDU verlor, obwohl der Mi­
nisterpräsident und CDU-
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Landesvorsitzende nicht mit 
Äußerungen gegen die Repu­
blikaner gespart hatte. Die 
Südwest-CDU, die unter 
Späth eine ausgefeilte Varian­
te des Neokonservatismus zur 
Parteiideologie machte, schuf 
damit wesentliche Vorausset­
zungen für die Reorganisation 
des Faschismus. Die konzern­
orientierten Ordnungsvorstel­
lungen, die der politischen 
Demokratie nur noch die Rol­
le des Erfüllungsgehilfen der 
Konzernpolitik zuweisen, be­
reiten den Weg für offen au­
toritäre, faschistische Strö­
mungen.

Bündnisse auf antifaschisti­
scher Grundlage erzielten in 
einigen Städten Achtungser­
folge. In Freiburg konnte die 
Linke Liste/Friedensliste den 
Sitz der Friedensliste mit er­
heblichen Zugewinnen vertei­
digen und verfehlt vermutlich 
nur knapp ein zweites Man­
dat. In Konstanz wird mit 
1,8% wahrscheinlich jemand 
von der Alternativen Linken 
Liste ein Mandat erhalten. 
Die ALL, ein Bündnis, an 
dem sich BWK, DKP und 
Leute aus dem autonomen 
Spektrum beteiligen, hatte 
vor vier Jahren zum ersten­
mal kandidiert und damals 
1,6% gewonnen, bei den OB- 
Wahlen letztes Jahr erreichte 
man ebenfalls 1,6%. In Stutt­
gart erreichte die Alternative

10000 Kurden und Westdeutsche beteiligten sich am 21.10. in Düsseldorf an der Demonstration 
gegen den am 24.10. begonnenen PKK-Prozeß vor dem OLG Düsseldorf. Die Polizei nahm vor 
der Demonstration provokativ vier Leute fest. Sie wurden nachher wieder freigelassen. Die etwa 
1 000 westdeutschen Teilnehmer wurden von einem starken Polizeispalier begleitet. Zu Beginn 
des Prozesses am 24.10. demonstrierten u.a. in Karlsruhe 200 Leute vor der Bundesanwalt­
schaft. Das OLG-Düsseldorf ließ nur 30 Pressevertreter und 40 Besucher ins Gericht. 350 Leute 
forderten vor dem Gericht Einlaß und protestierten gegen den Prozeß. (Bild: Die Glaskäfige, in 
denen die Angeklagten wie wilde Tiere vorgeführt werden sollen). Foto: Burkhard Maus. — (rül) '

Linke Liste (ein Bündnis mit 
BWK, DKP, KB, VSP) 0,8% 
und die MLPD 0,2%, eine 
Verbesserung gegenüber 
1984, als die DKP 0,6% und 
die MLPD 0,2% erhielten. 
Die DKP konnte ihre Manda­
te in Mannheim, Tübingen 
und Heidenheim verteidigen. 
- (alk)

Lohnsenkungen 
im Vordergrund

BDA-Präsident Murmann er­
klärte am 20.10., die nächste 
Tarifrunde werde „entschei­
dende Weichen für die Zu­
kunft“ der Wirtschaft und 
den „Wohlstand unseres Lan­
des und die Arbeit unserer 
Bürger“ stellen. Er behaupte­
te, Arbeitszeitverkürzungen 
würden mehr und mehr zur 
Produktions- und Wachs­
tumsgrenze ausarten. Diese 
Provokation gegen den — vor 
allem von der IG Metall — 
eingeschlagenen Kurs, Ar­
beitszeitverkürzung gegen 
eine dringende Lohnnachhol- 
bewegung mit wenig Abstri­
chen in Kauf zu nehmen, soll 
die Positionen für die 35- 
Stunden-Woche innerhalb der 
Gewerkschaften stärken hel­
fen. Das Kalkül scheint auf­
zugehen. Murmann: Bei „al­
ler Kostenrelevanz“ seien 
Lohnrunden besser als „Frei­
zeitrunden“. Da die 35-Stun- 

den-Woche nicht zu verant­
worten sei, trete er „für ein 
Stillhalteabkommen ein.“ 
Der Lohnzuwachs soll kei­
neswegs ausgezahlt werden, 
sondern aus einem „Bar- 
Teil“ und einem „investiven 
Teil“ bestehen. Während des 
Stillhaltens könne eine „Jah­
resarbeitszeitregelung“ bera­
ten und vereinbart werden, 
die ein Höchstmaß an Flexibi­
lisierung ermöglichen soll. 
Gesamtmetall-Präsident 
Stumpfe legte nach. Er unter­
mauerte den „Jahresarbeits­
zeit-Vorschlag“ gegen sich 
„drohend“ abzeichnende 
Lohnforderungen in längst 
„überholten“ Dimensionen. 
Stumpfe hob hervor, daß die 
Beschäftigten in der Metallin­
dustrie eine starke Lohn- und 
Gehaltserhöhung wollten. Er 
kam zu dem Schluß, daß wei­
tere Arbeitszeitverkürzungen 
und starke Lohnerhöhungen 
die ohnehin in der EG beste­
hende Spitzenbelastung wei­
tererhöhten. — (mal)

Polizeiüberfälle 
auf Kurden

Am 18.10. ließ Generalbun­
desanwalt Rebmann minde­
stens 25 Wohnungen und 
Vereinsräume im südwest­
deutschen Raum durchsu­
chen, zum Teil aufbrechen 
und durchwühlen, so in

Mannheim, Ludwigshafen, 
Heidelberg, Frankfurt, Stutt­
gart und Nürnberg. Mehrere 
Personen wurden vorüberge­
hend festgenommen und ver­
hört. In dem Beschluß des 
von dem Richter am BGH, v. 
Gerlach, ausgestellten Durch­
suchungsbefehls heißt es, daß 
zwei namentlich genannte 
Personen und eine unbekann­
te Person gesucht werden, 
weil sie im Auftrag der PKK 
„abtrünnige Parteimitglieder 
liquidieren“ sollten. Der Te­
lefonanschluß der durchsuch­
ten Wohnungen sei für Ge­
spräche „konspirativen In­
halts“ benutzt worden. „Dar­
aus ergibt sich der Verdacht, 
daß bei ihm als Vertrauens­
person Beweismittel gefun­
den werden, die im Zusam­
menhang mit dem Bau einer 
Bombe und dem Versteck von 
gefangen gehaltenen Kindern 
stehen.“ — (scr)

Neuerscheinungen

Freie politische Kommunikation 
und Informationen durchsetzen!

Dokumentation Offener Briefe an Gefange­
ne und Antworten. Hrsg: Informationsbüro 
für die Zusammenlegung, Hamburg.
44 Seiten Preis: 4,00 DM

Hungerstreik der kämpfenden Gefan­
genen Februar bis Juni 89 — für 

Selbstbestimmung, Kollektivität und 
menschenwürdige Haftbedingungen 

Berichte, Tatsachen und Einschätzungen 
der Gefangenen zum sog. NVZ, Forderun­
gen und Erklärungen.
51 Seiten Preis: 5,00 DM

Kurdistan-Rundbrief 
Sondernummer 2 zum 

PKK-Prozeß in Düsseldorf 
Mit Erklärungen der PKK, der ERNK, der 
Angeklagten und ihrer Verteidigung zum 
Prozeß.
20 Seiten 2,00 DM

Leseheft II
mit Texten zum Thema

Frau - Mann - Jungfräulichkeit 
Ehe - Gesetz und Moral

Mit Texten vom Tridentischen Konzil 
(1545-1563) bis Marx und Engels.
170 Seiten Preis: 18,00 DM

Wieder lieferbar:

Ideologie und Programm derÖDP: 
Menschenverachtend, frauenfeindlich 

gegen Arbeiterinteressen
2. Auflage. 140 Seiten. 10 DM

Bestellungen an: GNN-Verlag, Zülpicher 
Str. 7.5 Köln 1
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Aktuell in Bonn
Noch mehr Zeitverträge?
„Uneingeschränkt“ begrüßt hat die Ka­
pitalistenvereinigung BDA den Gesetz­
entwurf der Bundesregierung zur Ver­
längerung des „Beschäftigungsförde­
rungsgesetzes“ bis 1995. Auf einer An­
hörung am 18.10. lobte die BDA außer­
dem die Absicht der Regierung, eine 
Verlängerung befristeter Verträge bis zu 
18 Monaten zuzulassen. Die entspre­
chende Klausel in dem neuen Gesetzent­
wurf sieht außerdem ausdrücklich vor, 
daß diese Verlängerung auch bei entge­
genstehenden Tarifverträgen möglich 
ist. Der DGB lehnte den Gesetzentwurf, 
der außerdem noch die private Arbeits­
vermittlung einführen will, ab. Er er­
klärte: „Für viele Arbeitnehmer sind 
Zeitverträge . . . weniger ein breites 
Eingangstor zu einer anschließenden 
Dauerbeschäftigung als vielmehr Dreh­
tür zwischen Arbeitslosigkeit und prekä­
rer Beschäftigung.“

,, Schlichtwohnungsbau4 4
Die Bundesregierung hat den Bau von 
sog. „Schl ichtwohnungen4 4 angekün­
digt. 10000 solcher Fertighäuser mit 
„Einfachausstattung“ (Regierungsspre­
cher Klein) bzw. „Mindestausstattung“ 
(Kanzler Kohl) sollen 1990 errichtet 
werden. Der „Bundesverband Deutscher 
Fertigbau“ hat schon verlauten lassen, 
man werde keine „Baracken“ bauen. So 
ähnlich werden die „Schlichtwohnun­
gen“ wohl doch werden. In die gleiche 
Richtung, Senkung des Wohnstandards 
für arme Leute, gehen Ankündigungen 
der Regierungsparteien, wonach das 

Arbeitsminister Blüm will weitere Krankenhausbetten streichen. Sein Ministerium ver­
öffentlichte eine Studie, wonach 85000 der 460000 Betten in Akutkrankenhäusern 
abgeschafft werden sollten. Angeblich würden 38% der über 60-jährigen und 40% der 
unter 60-jährigen Patienten „zu lange“ im Krankenhaus liegen. Der Sprecher der 
Krankenhausgesellschaft warnte, ein solcher Bettenabbau würde Krankenhäuser 
zwingen, „hilfsbedürftige Menschen . . auf die Straße (zu) setzen.“

Baurecht weiter „vereinfacht“ werden 
soll.

Bafög-Beschlüsse
Laut Beschluß der Bundesregierung vom 
18. Oktober wird ab Herbst 1990 die 
Förderung nach dem Bundesausbil­
dungsförderungsgesetz nur noch zur 
Hälfte als Darlehen, zu 50% als nicht­
rückzahlbarer Zuschuß gewährt. Zu­
gleich soll die Höchstzahlung von bis­
lang 845 auf 890 Mark im Monat stei­
gen. Ca. 70000 Studierende aus Fami­
lien mit „mittleren Einkommen“ sollen 
erstmals gefördert werden. Das Schüler- 
Bafög soll aber nicht wiedereingeführt 
werden („unfinanzierbar“).

„Polenrenten44 sollen sinken
Regierungsparteien und SPD haben sich 
auf Forderungen an die polnische Regie­
rung zur Änderung des Sozialversiche­
rungsabkommens zwischen beiden Staa­
ten verständigt. Vor einiger Zeit hatte 
die „Bild“-Zeitung eine Hetzkampagne 
gegen sog. „Polenrenten“ begonnen, 
weil Polen, die sich in der BRD nieder­
lassen, angeblich höhere Rentenansprü­
che als Westdeutsche hätten. Dem soll 
nun abgeholfen werden, indem die BRD- 
Rentensenkungen der letzten Jahre in das 
Abkommen eingefügt werden und der 
Kreis der Rentenberechtigten verkleinert 
wird.

Westberlin-Status
Der regierende Bürgermeister von West­
berlin Momper steht nicht nur an der 
Spitze der SPD-AL-Koalition, er ist auch 
amtierender Präsident des Bundesrats. 
Hier, bei der Vertretung der Bundeslän­
der, wie auch im Bundestag, haben die 
Abgeordneten von Westberlin keine be­

schließende Stimme — als Konsequenz 
aus dem besonderen Status Westberlins. 
Am 22. Oktober forderte Momper in 
einem Zeitungsinterview das volle 
Stimmrecht für die Abgeordneten von 
Westberlin im Bundestag und im Bun­
desrat. Dazu seien allerdings „letzten 
Endes Vereinbarungen der vier Mächte 
nötig“. Wenn mit Hilfe der Alliierten 
der Luftverkehr für „beide deutsche 
Staaten“ neu geregelt sei, käme die 
Frage des vollen Stimmrechts als 
„nächstes wichtiges Berlin-Thema“.

Atomabkommen
Seit 1975 besteht zwischen der BRD und 
Brasilien ein Nuklearabkommen. Am 
18. November 1990 wird es um fünf Jah­
re verlängert, wenn nicht sechs Monate 
vorher gekündigt wird. Nach der Bun­
desregierung hat am 21. Oktober auch 
die brasilianische Regierung bekräftigt, 
daß das Abkommen weiterhin in Kraft 
bleiben soll. Die mit ihm verbundenen 
Projekte in Brasilien konnten wegen der 
hohen Auslandsschulden nicht realisiert 
werden. Zwei von acht geplanten AKWs 
sollen nun fertiggestellt werden, trotz 
massiver Proteste dagegen in der Bevöl­
kerung.

Grüne Ausgrenzung
Der Bundeshauptausschuß der Grünen 
tagte am 21./22.10. in Bonn und befaßte 
sich mit dem für den 17.-19. November 
in Saarbrücken geplanten „Perspektiv­
kongreß“. Das Gremium beschloß, daß 
Jutta Ditfurth und Thomas Ebermann 
vom ökosozialistischen Flügel dort keine 
Rede halten dürfen. Das Abschlußple­
num soll vorrangig der Selbstdarstellung 
bereits bestehender „rot“-grüner Koali­
tionen dienen. Dem Motto der Ab­
schlußveranstaltung — „Was bringt rot­
grün“ — widerspreche es, wenn dort 
eine Koalitionsgegnerin wie Jutta Dit­
furth auftrete. Zusätzlich wird Thomas 
Ebermann verwehrt, in der Arbeitsgrup­
pe „Ökologischer Kapitalismus“ als Re­
ferent aufzutreten, wo die Thesen von 
Joschka Fischer diskutiert werden sol­
len.

Was kommt demnächst?
Am 26.10. beschließt das EG-Parlament 
in Straßburg den Etat 1990 der EG. Am 
27.10. besucht US-Verteidigungsmini- 
ster Cheney Westberlin. Am 28.10. en­
det der Gewerkschaftstag der IG Metall 
in Westberlin. Vom 9. bis 14.11. reist 
Bundeskanzler Kohl zu seinem lange an­
gekündigten Staatsbesuch in die VR Po­
len. Vom 9. bis 10.11. sollen die Ver­
handlungen in Warschau stattfinden, 
dann sind Reisen in andere Städte ge­
plant. Am 8. und 9.12. findet in Straß­
burg der nächste EG-Gipfel statt. Auf 
der Tagesordnung steht u.a. die Verab­
schiedung einer EG-,,Sozialcharta“. 
Vom 16. bis 19.12. ist dann ein offiziel­
ler Besuch Kohls in Ungarn mit der dor­
tigen Regierung vereinbart.
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Südafrika/Azania

PAC: Imperialistische Kreise wollen 
Verhandlungen durchsetzen

Die abweichende Stellungnahme der britischen Regierung zu den Sanktionsbe­
schlüssen der Commonwealth-Konferenz und die Rede, die der südafrikanische 
Rassistenpräsident de Klerk im Hinblick auf diese Konferenz am Wochenende in Süd­
afrika gehalten hat, machen deutlich, worauf die westlichen Imperialisten im Verein 
mit der südafrikanischen Regierung abzielen: durch angeblichen Reform- und Ver­
handlungswillen soll die azanische Befreiungsbewegung gespalten und geschwächt 
werden, Teile der Befreiungsbewegung sollen dem bewaffneten Kampf abschwören, 
damit die anderen Teile vernichtet werden können. Wir dokumentieren im folgenden 
eine Stellungnahme des PAC zur Freilassung von acht der politischen Gefangenen 
und zu den „Verhandlungs“angeboten des Regimes. — (uld)

Laufende Entwicklungen — 
Standpunkt des PAC zur Entlas­
sung der politischen Gefangenen 

Einen Tag vor dem 11. Oktober, dem in­
ternationalen Tag der Solidarität mit den 
azanischen politischen Gefangenen und 
eine Woche vor dem Commonwealth- 
Gipfel in Malaysia, gab das rassistische 
Regime seine Absicht bekannt, das 
PAC-Mitglied Japhta Masemola sowie 
Walter Sisulu und sechs weitere Mitglie­
der des ANC freizulassen. Diese unent­
wegten Kämpfer der Revolution wurden 
eine Wocher später, am 15. Oktober, 
freigelassen.

Die Wahl des Zeitpunkts sowohl der 
Bekanntgabe der Absicht freizulassen 
wie auch die aktuelle Freilassung zielten 
darauf ab, ein Höchstmaß an zustimmen­
der Publizität zu erreichen für den ver­
zweifelten Versuch des rassistischen Re­
gimes, aus der internationalen Isolation 
auszubrechen. De Klerks rassistische 
Regierung ist mehr als ihre Vorgänger 
gewillt, auf den Rat der Großunterneh­
mer, auf den Rat der erfahreneren regie­
renden Kreise in den imperialistischen 
Ländern zu hören. Mit mehr Eifer als 
Verstand singen die herrschenden impe­
rialistischen Kreise nun Lobgesänge auf 
einen Wechsel im Herzen des rassisti­
schen Regimes.

Der PAC und die unterdrückten azani­
schen Massen und die aufrichtigen Un­
terstützer unserer Sache weltweit begrü­
ßen wärmstens die unbegrenzte Opferbe­
reitschaft und Hingabe dieser acht Patri­
oten. Ihr freier Austausch mit den Mas­
sen wird den Kampf für die vollständige 
Ausrottung der Apartheid stärken.

Das Zentralkomitee des PAC und sei­
ne Mitglieder sind insbesondere stolz auf 
Japhta Masemola, der bereits zu lebens­
länglichem Gefängnis verurteilt war, be­
vor die anderen, die mit ihm entlassen 
wurden, verhaftet wurden. Bis zu seiner 
Entlassung war Jeff Masemola der am 
längsten inhaftierte lebenslängliche poli­
tische Gefangene. Während seiner Ein­
kerkerung war er unzähligen geistigen 
und physischen Foltern ausgesetzt. Aber 
seine feste Hingabe an die Sache der Ar­
beiter- und Bauernmassen versetzte ihn 

in die Lage, sie alle zu besiegen.
Während der ganzen Woche, in der 

die SABC (South African Broadcasting 
Corporation, der staatliche südafrikani­
sche Rundfunk, d. Red.) eine großes 
Medienspektakel aus der beabsichtigten 
Freilassung machte, verschwiegen der 
SABC und die seiner Führung folgenden 
großen westlichen Nachrichtenmonopole 
die Tatsache, daß Japhta Masemola ein 
PAC-Mitglied ist. Wir wissen, welche 
Interessen die SABC repräsentiert. Der 
Gründungspräsident des PAC warnte 
uns davor.

Das PAC will diese Gelegenheit be­
nützen, um der Organisation für Afrika­
nische Einheit, den Vereinten Nationen, 
der Blockfreien-Bewegung und anderen 
Organisationen, insbesondere Nicht-re- 
gierungs-Organisationen wie dem BWK, 
dem Azania-Komitee, der City-Of-Lon- 
don-Antiapartheid-Gruppe und zahlrei­
chen anderen zu danken — insbesondere 
aus Ländern, deren Regierungen das 
Apartheid-Regime unterstützen. Intensi­
viert Eure Anstrengungen für die Frei­
lassung aller politischen Gefangenen!

Zu Verhandlungen
In den vergangenen 30 Jahren hat sich 
die Krise des zwar illegalen, aber tat­
sächlich herrschenden rassistischen Re­
gimes, dessen Politik als Verbrechen ge­
gen die Menschlichkeit verurteilt wurde, 
vertieft. In der Schuldenkrise 1985 be­
trugen die Schulden der Rassisten nur 18 
Milliarden US-Dollar. Im Oktober die­
ses Jahres betragen die Schulden 29 Mil­
liarden US-Dollar.

1960 stand das Regime nur einer poli­
tischen Krise gegenüber. In ihrem 
Kampf für wirkliche, nicht-rassische 
Demokratie und Selbstbestimmung be­
harrten die unterdrückten Massen auf 
dem gewaltlosen politischen Kampf. Er­
schreckt durch die sehr disziplinierte, 
völlig gewaltlose Kampagne der unter­
drückten Massen unter Führung des 
PAC ließ das Regime seine Armee die 
Massaker von Sharpeville und Langa am 
21. März 1960 anrichten. In dem Bemü­
hen, unseren gerechten Kampf vollstän­
dig zu liquidieren, ging das Rassistenre­
gime weiter. Es benutzte sein Monopol 

auf die gesamte gesetzgebende, durch­
führende und gerichtliche Macht, um 
den gerade ein Jahr alten PAC wie den 
nahezu 50 Jahre alten ANC gesetzlos zu 
machen. Die gesetzlosen Rassisten hat­
ten sich selbst übertroffen, sie hatten 
unwiderruflich die politische Krise zu 
einer militärischen und ökonomischen 
Krise weiterentwickelt.

Im Bündnis mit dem rhodesischen 
Rebellen Ian Smith und dem Diktator 
Salazar (Portugal, d. Red.) und sich 
hinter dem Sicherheitsgürtel der frühe­
ren portugiesischen Kolonien Angola 
und Mosambik und Rhodesien verstek- 
kend prahlten die rassistischen Gesetz­
losen, daß sie die politischen Agitatoren 
vernichtet hätten. Jahrelang prahlten sie, 
daß sie den inneren Aufstand, geführt 
durch PACs Poqo, zermalmt hätten. In­
ternationales Kapital, das nach dem 
Sharpeville-Massaker geflüchtet war, 
kam zurück — es half, die Südafrikani­
sche Armee und Polizei des Regimes 
aufzubauen — zu einer äußerst mörderi­
schen Stufe. Die Rassisten wurden so ar­
rogant, daß sie androhten, innerhalb von 
24 Stunden alle OAU-Mitgliedsstaaten 
durch ihre Luftwaffe zu besiegen.

Die rassistische Armee versagte je­
doch dabei, die Revolution in Angola 
und Mosambik aufzuhalten, sie versagte 
dabei, die revolutionäre Offensive in 
Zimbabwe zu stoppen, wo sie gemein­
sam mit den Rebellentruppen Smiths 
kämpfte. Im Innern konnte sie weder die 
großen Aufstände von Soweto 1976 noch 
die zweiten Sharpeville-Aufstände von 
1984—86 aufhalten. Kraft der massiven 
Destabilisierung verursachten die Rassi­
sten den Verlust von 1,5 Millionen Men­
schenleben und Verluste in Höhe von 65 
Milliarden US-Dollar an Eigentum und 
Infrastruktur im südlichen Afrika.

Die rassistische Destabilisierung 
konnte den Marsch Namibias in die Un­
abhängigkeit im Jahr 1990 bislang nicht 
aufhalten. Sie kann und wird den Marsch 
zur azanischen Unabhängigkeit nicht 
stoppen. Mehr noch, die Gefangennah­
me rassistischer Soldaten durch ver­
schiedene Sicherheitskräfte der Front­
staaten, wie in Botswana und Zimbabwe 
1988 ebenso wie die Niederlage der süd­
afrikanischen Armee bei Quito Cuavanal 
(Angola) hat den rassistischen Mythos 
der Unbesiegbarkeit gründlich zerstört. 
Intern wächst die Empörung in der Ar­
mee. APLA hat einige herausfordernde 
blitzschnelle Attacken gegen das Sicher­
heitspersonal der Rassisten durchgeführt 
— sowohl in den Städten wie in ländli­
chen Gegenden. Die Blitzattacken neh­
men dem Feind die Möglichkeit, zurück-
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Demonstration zur Begrüßung der freigelassenen Gefangenen in Johannesburg.

zuschlagen. Selbst in Lichtenburg und 
Queenstown, wo die Rassisten zurück­
schlugen, haben die Verluste, die dem 
Feind zugefügt wurden, sowohl die Mas­
sen wie den rassistischen Feind an die 
Schläge von Poqo in den 60er Jahren er­
innert.

Es ist genau zu diesem Zeitpunkt der 
beharrlichen Vorbereitung des Volks­
kriegs, dem Zeitpunkt, in der Super­
mächte durch diese zeitgeprüfte Strate­
gie gedemütigt wurden, dem Zeitpunkt, 
an dem die Land-für-Land-Strategie der 
OAU alle Grenzen des rassistischen Süd­
afrika erreicht hat, an dem schrille Stim­
men nach Verhandlungen rufen. Die 
weitsichtigen imperialistischen Kreise, 
die gehofft hatten, daß die Rassisten so­
wohl den politischen wie den bewaffne­
ten Kampf liquidieren würden, weisen 
den rassistischen Unterdrücker an, jetzt 
zu verhandeln, bevor die Arbeiter und 
Bauern noch radikaler werden in ihrer 
Unterstützung des Sozialismus. Verhan­
delt jetzt, bevor die SADF (Südafrikani­
sche Streitkräfte) noch politisierter wird 
durch die Einsätze in den Townships und 
auf den Schlachtfeldern des Subkonti­
nents. Diese weitsichtigen Kreise sind 
sich bewußt, daß es diese Entwicklung 
ist, die die SADF der Verseuchung 
durch Kriegsdienstverweigerer ausge­
setzt hat — eine Krankheit, die droht, 
ernsthaft zu werden.

Die Befreiungsbewegungen werden 
ebenfalls angewiesen: „Verhandelt
jetzt!“, „Bewaffneter Kampf ist ein völ­
liger Fehlschlag!“ usw., „F.W. de 
Klerk ist ein besserer Mann als P.O. 
Botha“ usf.

Die Antwort des PAC
Unsere Antwort, maßgebend vom PAC- 
Präsidenten Zeph Mothopeng dem 
OAU-Ad-hoc-Komitee zum südlichen 
Afrika am 21. August 1989 in Harare 

gegeben, ist: „Verhandlungen kommen 
zur Zeit nicht in Frage.“

Der PAC besteht auf Wahlen nach 
dem Grundsatz „Eine-Person-Eine- 
Stimme“ für ein Parlament in einem un­
geteilten Land. Wir bestehen auf der 
Rückgabe des Landes, um die Ungerech­
tigkeit des Landraubs rückgängig zu ma­
chen, die durch die Landgesetze von 
1913 un 1936 erfolgte, die der weißen 
Minderheit 87,5% des Landes gaben. 
Weiße sind nur ein Siebtel der Bevölke­
rung. Die Rassisten sollen gegenüber 
diesen Mindestforderungen nachgeben.

Jeder stimmt zu, daß die Rassisten 
nicht vorbereitet sind, um wirklich über 
nichtrassistische Demokratie zu diskutie­
ren — wirkliche Mehrheitsherrschaft. 
Die meisten sagen, ein Klima für wirkli­
che Verhandlungen muß geschaffen wer­
den, und es muß sowohl vom Unterdrük- 
ker wie den Unterdrückten geschaffen 
werden. Die meisten behaupten, die Un­
terdrückten müßten den bewaffneten 
Kampf preisgeben, der auf jeden Fall 
mißlungen sei.

Der PAC als Befreiungsbewegung hat 
von Anfang an gegen einseitige stereoty­
pe Haltungen gekämpft. Als Afrikani­
sten kämpften wir gegen eine religiöse 
Anhänglichkeit an Gewaltlosigkeit — 
ohne notwendigerweise auf Gewaltlosig­
keit zu ihrer Zeit zu verzichten. Wir un­
terstützten und unterstützen immer noch 
alle Formen des Kampfes, die uns zu un­
serem Ziel bringen werden — dem Ziel 
nationaler Selbstbestimmung und wirkli­
cher Demokratie.

Der PAC begrüßt die Gründung der 
Pan Africanist Studenten Organisation 
am 14.—15. Oktober — genauso wie die 
Zusammenarbeit des Pan Africanist 
Movement (PAM) mit NACTU und 
COSATU und anderen Kräften, um die 
Arbeiter und die unterdrückten Massen 
zur Durchführung der Proteststreiks ge­

gen die Wahlen im September aufzuru­
fen.

Wir können uns nicht entwaffnen. 
Laßt die mörderischen Rassisten ein Bei­
spiel setzen, indem sie ihre Truppen auf­
lösen. Im Oktober berichtete das Lon­
doner Institut für Strategische Studien, 
daß das rassistische Südafrika das ein­
zige Land in ganz Afrika ist, das fort­
fährt, seine Verteidigungsausgaben zu 
erhöhen. Alle afrikanischen Staaten in 
Übereinstimmung mit ihrer friedlichen 
Natur senken die Ausgaben.

Die Commonwealth- 
Sanktions-Vorschläge 

Seit das Außenminister-Komitee des 
Commonwealth 1987 auf dem Common­
wealth-Gipfel in Vancouver gegründet 
wurde, hat der PAC of Azania an allen 
Treffen dieses Komitees teilgenommen, 
die im Februar 1988 in Lusaka, im Fe­
bruar 1989 in Harare, im August 1989 in 
Canberra durchgeführt wurden. Wir sind 
dort für ausgewählte, aber effektive 
Sanktionen eingetreten — betreffend Öl, 
Gold und Finanzsanktionen.

Für den PAC und die azanischen Mas­
sen ist Öl eine wichtige Waffe, die der 
Feind benutzt, um gegen unser Volk in­
tern und auf den Schlachtfeldern der 
SADF in den Nachbar- und Frontstaaten 
zu kämpfen. Wir haben gefordert und 
fahren fort zu fordern, daß das Ölembar­
go intensiviert werden muß, denn Öl ist 
ein Instrument des Krieges, das die Ras­
sisten in die Lage versetzt, mit bewaffne­
ten Fahrzeugen und Hubschraubern die 
Massen in Azania und im südlichen Afri­
ka zu quälen und zu ermorden. Es muß 
in das bindende Waffenembargo aufge­
nommen werden.

In bezug auf Gold fordern wir und fah­
ren wir fort zu fordern, daß südafrikani­
sches Gold boykottiert werden soll, das 
heißt durch Verstärkung des Banns ge­
gen den Verkauf von Krügerrand-Gold­
münzen und andere Artikel, die aus süd­
afrikanischem Gold hergestellt sind. Wir 
selbst werden fortfahren, den Produkti­
onspreis des Goldes zu Hause zu erhö­
hen, durch eine Anzahl von Aktionen in 
Verbindung mit den Bergarbeitern.

Schließlich stimmen wir zu, daß finan­
zielle Sanktionen sehr effektiv sind und 
gegen das Rassistenregime entwickelt 
werden sollten. Die Kosten für die Be­
gleichung seiner wachsenden 29-Milliar- 
den-US-Dollar-Schuld sollten erhöht 
werden.

Die PAC-Delegation auf dem Gipfel
— geleitet durch den Genossen Joe 
Mkwanazi, Verwaltungssekretär, und 
die Genossen Gora Ebrahim, Sekretär 
für äußere Angelegenheiten, sowie Ne­
ville Legg, unser Vertreter in Australien
— hat für solche Sanktionen gekämpft.

Der PAC verurteilt die blutsaugeri- 
schen internationalen Banken, die die 
Kredite an Südafrika ausgeweitet haben
— dem einzigen Land in Afrika, das sei­
ne Rüstungsausgaben erhöht.
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Stoltenberg in USA
Entwaffnung der 
UdSSR im Auge

Vom 9. bis 13. Oktober ist Verteidi­
gungsminister Stoltenberg in die USA 
geflogen, um mit den dortigen Regie- 
rungs- und Armeevertretern die gegen­
wärtig angeschlagene Lage des Feindes 
und die sich daraus ergebende weitere 
Strategie zu beraten. Zwei öffentliche 
Vorträge über Lage und Aussichten der 
NATO hat er dort gehalten.

Wie angesichts der innenpolitischen 
Auseinandersetzungen in einzelnen Staa­
ten des Warschauer Paktes mit diesen 
Ländern seitens der NATO verfahren 
werden soll, haben die Regierungschefs 
der NATO-Länder auf dem Bonner 
Gipfel im Mai bereits als Marschrich­
tung festgehalten. Stoltenberg: Diese 
Position „bekennt sich zur verstärkten 
Zusammenarbeit mit den reformbereiten 
Staaten Osteuropas, zur tatkräftigen Un­
terstützung politischer und marktwirt­
schaftlicher Veränderungen und zu um­
fassenden Rüstungskontrollvereinbarun­
gen“. So sehr sich die NATO-Führer 
aber auch die Hände reiben angesichts 
der schwierigen Lage für die Warschau­
er-Pakt-Länder, ihnen ist dennoch klar, 
daß sie lediglich durch politischen und 
ökonomischen Druck die Sowjetunion 
und deren Verbündete nicht sturmreif 
bekommen. Stoltenberg mahnte in 
Washington, folgende „Rahmenbedin­
gungen“ im Auge zu behalten: „Erstens, 
bestimmte machtpolitische und ideologi­
sche Gegensätze können verringert wer­
den, bleiben aber voraussichtlich in einer 
veränderten Form bestehen. Zweitens, 
die Sowjetunion bleibt bestrebt, sich den 
Status einer Weltmacht zu erhalten und 
damit die stärkste europäische Groß­
macht zu bleiben.“

Wichtigstes NATO-Ziel bleibt daher, 
militärisch überlegen zu bleiben, um die 
Möglichkeit der gewaltsamen Klärung 
offen zu halten. Aktuelle Aufgabe ist, 
bei den laufenden Abrüstungs- und Rü­
stungskontrollverhandlungen die So­
wjetunion mit ihren Alliierten weiter zu 
entwaffnen. Dabei wird offen darauf 
spekuliert, daß sie ökonomisch nicht 
mehr in der Lage sind, ihre Verteidigung 
zu gewährleisten. Ansporn zu weiteren 
Erpressungen hat die Aufgabe der so­
wjetischen Position gegeben, bei den 
Verhandlungen zur Reduzierung der 
strategischen Waffen (START) weiteren 
Abrüstungsschritten nur in Verbindung 
mit der Einstellung des SDI-Programms 
zuzustimmen. In den Wiener Verhand­
lungen zum Abbau der konventiopnellen 
Streitkräfte soll die Sowjetunion nun 
nicht nur genötigt werden, Waffen und 
Truppen zu vermindern, sondern sich 
auch in die Verteidigungskonzeption 
hineinreden zu lassen. Stoltenberg erhob 
in den USA die Forderung nach einer 

„nachvollziehbaren Neuorientierung der 
östlichen Militärdoktrin“, die „humani­
tären, demokratischen und rechtsstaatli­
chen Normen“ verpflichtet sein müsse.

Natürlich war Stoltenberg in den USA 
auch bemüht, der Bundesregierung 
Rückendeckung für die Lösung der 
„deutschen Frage“ zu verschaffen. Er 
grenzte sich von einem „deutschen Son­
derweg“ ab und erklärte vielmehr das 
westdeutsche Streben nach „Wiederver­
einigung“ zu einem Sicherheitsgaranten 
für Europa und die ganze NATO: „Ein 
freiheitliches Europa ohne Eisernen 
Vorhang und trennende Grenzen ermög­
licht längerfristig ein wiedervereinigtes 
freies Deutschland und damit Sicherheit 
und Stabilität auf unserem Kontinent.“ 
Stoltenberg fand Zustimmung und pries 
das Atlantische Bündnis.
Quellenhinweis: Reden Stoltenbergs vor dem 
Council on Foreign Relations, Washington,
10.10.89 und auf dem Seminar der EURO- 
GROUP, Washington 12.10.89; beide ver­
öffentlicht als Pressematerial des BMVg 10. u.
11.10.89 — (jok)

Peru-Solidarität
MLPD setzt Spen­

densammlung durch
Die MLPD will im Rahmen ihrer Solida­
ritätskampagne zur Unterstützung der 
der peruanischen Union de Izquierda 
Revolucionaria (UNIR) in Peru Straßen­
sammlungen in der ganzen BRD durch­
führen, und zwar im Zeitraum Oktober/ 
November. Die UNIR ist ein Bündnis 
von PC del Peru/Patria Roja (Kommuni­
stische Partei Perus/Rotes Vaterland), 
der FLN (Nationale Befreiungsfront), 
der MIR-Peru (Bewegung der revolutio­
nären Linken) und Einzelpersonen. Die 
UNIR hat 16 Abgeordnete im peruani­
schen Parlament. Die Sammlung soll der 
Unterstützung der Pressearbeit der 
UNIR, dem Aufbau von Selbstverteidi­
gungsorganen und den sozialen Projek­
ten der UNIR, wie z.B. den Volkskü­
chen, dienen. Mehrere Landesregierun­
gen haben versucht, diese Straßensamm­
lung mit zum Teil formalen, teilweise 
aber auch inhaltlichen Gründen zu unter­
binden.

Nahezu alle zuständige Behörden der 
Bundesländer führen an, daß die „öf­
fentliche Sicherheit und Ordnung“ ge­
stört würde, wenn mehrere Spenden­
sammlungen gleichzeitig stattfinden. 
Tierschutzverbände, Deutsches Rotes 
Kreuz und Kriegsgräberfürsorge führen 
aber traditionell in den Herbstmonaten 
Straßensammlungen durch. Mit der For­
malbegründung kann so jede öffentliche, 
mit Spendensammlung verbundene Soli­
daritätsaktion unterbunden werden zu­
gunsten von staatstragenden oder die 
Machenschaften deutscher Soldaten ver­
harmlosender Sammlungen, die regel­
mäßig, unabhängig von aktuellen Ent­

Wicklungen stattfinden. Mit diesem Hin­
weis lehnten das bayerische, das saarlän­
dische, das rheinland-pfälzische, das 
Hamburgische und das schleswig-hol­
steinische Innenministerium die Geneh­
migung der Sammlung ab.

Das Innenministerium NRW wollte 
die Sammlung zunächst ebenfalls nicht 
zulassen, begründete die Verweigerung 
der Genehmigung aber nicht nur mit den 
gleichzeitig stattfmdenden anderen 
Sammlungen, sondern auch mit der Fest­
stellung, es könne nicht ausschließen, 
„daß allein durch den Sammlungszweck 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
gestört“ werde, denn es sei nicht eindeu­
tig geklärt, wofür die UNIR das Spen­
denergebnis in Peru genau verwenden 
werde und wie die UNIR den Nachweis 
über die ordnungsgemäße Verwendung 
der Spendengelder führen werde. Diese 
Begründung ist eine Einmischung in den 
Befreiungskampf des peruanischen Vol­
kes und kann nur bedeuten, daß die Lan­
desregierung von Nordrhein-Westfalen 
nur Sammlungen zu genehmigen 
wünscht, die den imperialistischen Um­
trieben der BRD-Monopole nicht entge­
genstehen. Die Sammlung wird zudem 
von der MLPD durchgeführt, rechen­
schaftspflichtig gegenüber den Spendern 
wäre allenfalls die MLPD und nicht die 
UNIR.

Ähnliche Gründe führten auch das 
bayerische und das schleswig-holsteini­
sche Innenministerium an, allerdings 
nicht als mitentscheidende Begründung 
für die Ablehnung. Die MLPD hat gegen 
den ablehnenden Bescheid des Innenmi­
nisterium NRW geklagt und durchge­
setzt, daß sie die Straßensammlung in 
der Zeit vom 21. Oktober bis zum 18. 
November an den Wochenenden und 
werktags vor Betrieben durchführen 
kann.
Quellenhinweis: Rote Fahne Nr. 42 und 43/89; 
Presseerklärung der MLPD; Bescheide ver­
schiedener Landesregierungen an die MLPD — 
(uld)

Republikaner
Hochschulverband 

gegründet
Unter dem hochtrabenden Namen „In­
tellektualisierung der REP“ ist derzeit 
eine Kampagne im Gange, bei der es 
Schönhuber und andern Betreibern vor­
dergründig um die Reputation der Partei 
geht. Tatsächlich geht es darum, den 
REP unter den Akademikern eine gesell­
schaftliche Basis zu schaffen und in der 
Partei den Akademikern die entscheiden­
den Positionen. Einige Vorkommnisse 
der letzten Monate sind hier bedeutsam. 
Im Mai wurde in München ein „Republi­
kanischer Hochschulverband“ gegrün­
det mit Ortsgruppen in München, Frank­
furt, Erlangen. Kiel und Freiburg, weite­
re Gründungen sind angekündigt. Der
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RHV wird von den REP als deren Hoch­
schulverband angesehen. Der RHV hat 
vor, „publizistischen Gegendruck“ an 
den Hochschulen zu entfalten. Zu die­
sem Zweck hat er die früher aus Bur­
schenschaftskreisen vertriebene Zeit­
schrift „Student“ übernommen.

Nach anfänglicher Vorsicht, damit be­
gründet, ob bei den REP auch wirklich 
die richtigen Leute die Macht erlangen, 
hat die Zeitschrift Criticon jüngst eine 
deutliche Sympathiekundgebung veröf­
fentlicht. In einer Glosse aus Anlaß der 
RHV-Gründung werden Überlegungen 
angestellt, wie die faschistisch-konserva­
tive Intelligenz, der Parteiorganisation 
der REP zugeführt werden kann. Zuerst 
wird festgestellt: „Nationalkonservative 
Intellektuelle und Republikaner benöti­
gen keine Berührungsängste. Sie benöti­
gen vielmehr Spielregeln.“ Die werden 
dann konkretisiert: „1. Der Machtan­
spruch des Parteivorstandes (der REP) 
darf aus Gründen der Stabilität nicht in 
Frage gestellt werden. 2. Die Parteifüh­
rung muß mit viel Fingerspitzengefühl 

auf das empfindliche Seelenleben und 
den Wunsch nach Mitgestaltung in Krei­
sen national-konservativer Intellektueller 
eingehen. 3. Der potentielle Konflikt 
zwischen Parteiführung und Intellektuel­
len muß konstruktiv, diplomatisch und 
mit ausreichend Kompromißbereitschaft 
ausgetragen werden. Im Zweifelsfall ist 
Partei Stabilität wichtiger als Selbstver­
wirklichung verkannter Denker.“

Mit solchen Regeln versehen, ergebe 
sich dann Perspektive für die Partei: 
„Respektieren die Intellektuellen der 
,Rechten4 die Machtstrukturen der Re­
publikaner und haben sie die Bereitschaft 
zur konstruktiven Unterordnung, dann 
bietet sich ihnen hier eine realistische 
Chance zum Abstieg vom intellektuellen 
Elfenbeinturm. Gewähren die Republi­
kaner diesem geistigen Potential im Ge­
genzug das nötige Maß an politischer 
Mitbestimmung und reagieren sie auf 
Eigenwilligkeit, unbequemes Sendungs­
bewußtsein, harmlose Profilneurose etc. 
mit einer großen Portion Diplomatie und 
Toleranz, dann haben sie einen bedeu­

tenden Erfolgsfaktor auf ihrer Seite.“ 
Der „Erfolgsfaktor“ besteht vor allem 
darin, daß diese Leute vielfältige gesell­
schaftliche und politische Machtpositio­
nen innehaben.

Es ist bezeichnend, daß die REP in 
Studenten und „Jungakademikern“, un­
ter denen sie verstärkt Anhang sammeln 
wollen, ein erfolgversprechendes Rekru­
tierungsfeld sehen. Das deutet darauf 
hin, daß die sozialen Umgruppierungen 
in der Studentenschaft infolge der kon­
servativ-liberalen Bildungspolitik zu 
einer ebensolchen politischen Umgrup­
pierung führen. In dem Maße, wie die 
Konkurrenz, die Verfolgung des Interes­
ses an einer Karriere bei gleichzeitigem 
Ausschalten der Konkurrenten als Inbe­
griff der Elitebildung praktiziert wird, 
gewinnt faschistische Politik, die diese 
Verrohung im öffentlichen Leben fort­
setzt und verstärkt, an Attraktion. 
Quellcnhinweis: Criticon 114 Juli/August 1989; 
Junge Freiheit, Zeitschrift für Politik und Kul­
tur, hg.v. „Förderverein für die Wiedervereini­
gung Deutschlands Unitas Germannica“, 
Stegen/Freiburg Nr. 3 u 4/1989 — (chf)

Stahlindustrie

Lohnbewegung zeigt Wirkung — 
Aber nur Einmalzahlungen

Am 8.9. fand ein Gespräch zwischen 
dem Kapitalistenverband der Eisen- und 
Stahlindustrie und der IG Metall statt. 
Dabei lehnten die Stahlkapitalisten die 
Forderung der IG Metall nach „Nach­
verhandlungen“ über die bis Ende 1990 
laufenden Lohn- und Gehaltstarifverträ­
ge oder andere Tarifverträge endgültig 
ab. Der Sprecher des Kapitalistenver­
bandes, Brahms, leugnete nicht nur frech 
die Gewinnexplosion in der Stahlindu­
strie. Er verwies auf Überstunden als ge­
eignetes Mittel zur Verdienstaufbesse­
rung und behauptete, die Unruhe in den 
Betrieben über den Lohn sei nur Erfin­
dung einiger Gewerkschaftsfunktionäre.

Das Ergebnis dieses Gespräches hat in 
vielen Betrieben zu einer Intensivierung 
der Lohndiskussion geführt. Dabei ge­
wann der Gedanke Raum, daß es auch 
bei betrieblichen Forderungen um eine 
dauerhafte Lohnerhöhung gehen muß, 
mehrere Vertrauenskörper stellten For­
derungen um 1 DM/Stunde auf. Dies 
wurde von der Großen Tarifkommission 
für die Stahlindustrie NRW und Bremen 
unterstützt. Sie sprach sich auf Antrag 
der Vertreter von Hoesch am 15.9. 
mehrheitlich „für die Durchsetzung in­
nerbetrieblicher fester Lohn- und Ge­
haltsbestandteile“ aus und stellte fest, 
daß „Einmal- oder Sonderzahlungen für 
den Ausgleich von Reallohnverlusten 
nicht tragbar“ seien.

Zwar zeichnet sich inzwischen ab, daß 
die Forderung nach dauerhaften Lohner­

höhungen betrieblich zumindest zur Zeit 
nicht durchsetzbar ist. Um sie zu unter­
laufen, mußten die Kapitalisten jedoch 
teilweise zum ersten Mal Einmalzahlun­
gen zusichern, die erheblich höher sind, 
als die Ende 1988/Anfang 1989 bei 
Thyssen (450 DM), Hoesch (400 DM), 
Krupp (400 DM) und Klöckner (200 
DM) durchgesetzten. Dazu beigetragen 
haben ausgedehnte Betriebsversammlun­
gen und betriebliche Aktionen, vor allem 
die Arbeitsniederlegung in den drei 
Dortmunder Hoesch-Werken am 6.10., 
die als „Betriebsratsinformation“ bis zu 

Schichtwechsel bei Klöckner

acht Stunden dauerte.
Ein Überblick über die Auseinander­

setzungen gibt folgendes Bild:
Thyssen: Für 1989 wurde eine Zah­

lung von 850 DM für alle, die länger als 
ein Jahr beschäftigt sind, bzw. 285 DM 
für Auszubildende zugesagt. Der Ver­
trauenskörper hatte 1 DM/Stunde gefor­
dert, fast 12000 Beschäftigte forderten 
in einer Unterschriftensammlung eine 
„dauerhafte Lohnerhöhung“.

Krupp: Die Vereinbarung aus der er­
sten Jahreshälfte sieht eine Option auf 
weitere Zahlungen bei „positivem Kon- 
junkturverlauP4 vor. Darüber wird zur 
Zeit verhandelt.

Peine + Salzgitter: 1000 DM werden 
mit der Oktoberabrechnung gezahlt. Da­
bei handelt es sich um die erste Sonder­
zahlung, vermutlich will die Geschäfts­
leitung auch der Kritik an der beabsich­
tigten Privatisierung der Salzgitter AG
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durch Verkauf an die Preußag entgegen­
wirken.

Dillingen Saarstahl: Mit dem Okto­
berlohn werden erstmals 500 DM zu­
sätzlich ausgezahlt.

Klöckner: Am 1.10. erklärte die Ge­
schäftsleitung im ,,Handelsblatt“, neue 
Verhandlungen kämen nicht in Frage, 
weil es bei Klöckner für 1989 auch keine 
Dividende gäbe. Nachdem der Betriebs­
rat mitteilte, es könne Arbeitsniederle­
gungen geben, wurden doch Verhand­
lungen aufgenommen. Die Vertrauens­
leute fordern 1 DM/Stunde, mindestens 
1000 DM Einmalzahlung.

Hoesch: Die Geschäftsleitung sicherte 
inzwischen 600 DM zu, allerdings erst 
für Anfang 1990. Wie die letzte Zahlung 
fallt auch diese in den Rahmen einer Be­
triebsvereinbarung über „Gewinnbetei­
ligung“, die schon lange besteht, aber 
seit Jahren nicht umgesetzt wurde.

An diesem Überblick wird allerdings 
auch deutlich: Die Stahlkapitalisten wol­
len alles vermeiden, was einen Anspruch 
auf Lohn unabhängig vom Profit begrün­
det. Seit 1982 haben sie unter Verweis 
auf die angeblich „roten Zahlen“ stets 
schlechtere Tariflohn-Abschlüsse durch­
setzen können, als in der Metallindu­
strie. Jetzt erkennen sie als Begründung 
für die Zahlungen noch nicht einmal die 
durch den Stahlboom enorm gestiegene 
Arbeitsbelastung der Belegschaften an, 
die in der Lohndiskussion eine wichtige 
Rolle spielte, sondern reden ausschließ­
lich vom „Anteil“ am „wirtschaftlichen 
Erfolg“.

Auf die Arbeitsniederlegung in den 
Dortmunder Werken reagierte der 
Hoesch-Vorstand entsprechend mit mas­
siven Drohungen. Konzern-Chef Roh- 
wedder ließ noch am gleichen Tag an al­
le 15000 Beschäftigten — auch die Kran­
ken — den im Kasten auszugsweise do­
kumentierten Brief schicken. Die heutige 
Betriebsratsspitze erinnerte er in den 
Verhandlungen drastisch daran, daß sie 
selbst bei den erfolglosen Lohnstreiks 
1973 schon einmal entlassen und erst 
nach einer Abschwörungs-Erklärung der 
IG Metall wieder eingestellt wurde. Im 
übrigen versicherte er, daß Hoesch auch 
bei einem längeren Streik Rückendek- 
kung vom Kapitalistenverband erhält.

Insofern ist es wichtig, daß die Ent­
schließung der Vertrauensleutevollver­
sammlung am 17.10. Bezug darauf 
nimmt, daß die Stahltarife Ende Oktober 
1990 auslaufen. Die Lohnbewegung in 
der Stahlindustrie kann noch an Kraft 
gewinnen. Die Vertreter der IG Metall- 
Ortsverwaltung mußten in diesem Zu­
sammenhang heftige Kritik einstecken, 
insbesondere wegen mangelnder Unter­
stützung durch den Hauptvorstand. Bei 
einem guten Verlauf der Tarifbewegung 
in der Metallindustrie ist es durchaus 
denkbar, daß die Stahl-Tarifverhandlun­
gen vorgezogen werden müssen.
Quellenhinweis: „Stahl-Informationen“ 8/89; 
„Nachrichten Stahl- und Metallindustrie“ 44/89 
— (N.B.; wof)

Auseinandersetzung um 
Löhne/Gehälter bei Hoesch

Brief des Vertrauenskörpers der 
Hoesch Stahl AG an den Vorstand, 
19.7.1989:
Die Vertrauenskörperleitungen 
fordern den Vorstand der Hoesch Stahl 
AG auf, schnellstens auf den Arbeitge­
berverband der Eisen- und Stahlindu­
strie einzuwirken, er möge das Nach- 
verhandlungs-Angebot der IG Metall 
aufnehmen .. .

In den Betrieben herrscht zur Zeit ei­
ne erhebliche Unruhe. Den Kollegin­
nen und Kollegen ist sehr wohl bewußt, 
daß generell abgeschlossene Verträge 
eingehalten werden müssen. Doch je­
der weiß auch, daß die wirtschaftliche 
Situation bei Eisen und Stahl 1987 eine 
ganz andere war. Mittlerweile muß je­
de Kollegin und jeder Kollege Real­
lohnverlust hinnehmen und die Stahl­
unternehmen machen riesige Gewinne

Antwort des Vorstandes der Hoesch 
Stahl AG, 2.8.1989:
... Es war den Beteiligten am Tarifab­
schluß klar, daß diese Arbeitszeitver­
kürzung um 1,5 Stunden/Woche mit 
4,11 % vollem Lohnausgleich darüber 
hinausgehende tarifliche Lohn- und 
Gehaltserhöhungen natürlich stark ein­
schränkte. Trotzdem wurde auch die 
Einkommenskomponente mit 2x2% 
zusätzlich berücksichtigt und tariflich 
vereinbart . . .

Als Vorstand der Hoesch Stahl AG 
sind wir sehr froh, daß uns die derzei­
tige Konjunktur nach den vielen Ver­
lustjahren wieder in die Lage versetzt, 
die zur Erhaltung und Modernisierung 
unserer Anlagen erforderlichen erheb­
lichen Finanzmittel zur Verfügung zu 
stellen. Dabei reichen die heutigen Er­
gebnisse noch nicht einmal aus ... Wir 
müssen darüber hinaus alle Anstren­
gungen unternehmen, durch weitere 
Rationalisierungsmaßnahmen unsere 
Wettbewerbsfähigkeit zusätzlich zu 
verbessern . . .

Der Arbeitgeberverband hat uns aus­
drücklich bestätigt, daß er jederzeit be­
reit ist, mit der IG Metall Gespräche 
über die Tarifsituation zu führen, eine 
Veränderung der tarifvertraglich ver­
einbarten Lohn- und Gehaltserhöhung 
zum 1.8.1989 allerdings ablehnt . . .

Entschließung mehrerer Teilbeleg­
schaftsversammlungen, 21.8.1989:
. . . Aufgrund der geänderten Rahmen­
bedingungen fördern wir den Arbeitge­
berverband auf, unverzüglich Verhand­
lungen mit der IG Metall aufzunehmen, 
und z.B. über die drastische tarifliche 
Erhöhung der 110 %-Sonderzahlung 
einen dauerhaften Ausgleich für alle 
Stahlarbeiter zu schaffen.

Sollte der Arbeitgeberverband nicht 

bereit sein, auf der tariflichen Ebene 
mit der IG Metall eine Lösung zu fin­
den, fordern wir den Vorstand der 
Hoesch Stahl AG auf, sofort Verhand­
lungen mit dem Betriebsrat aufzuneh­
men, um auf der betrieblichen Ebene 
eine Lösung zu suchen. Deshalb for­
dern wir: 5 Punkte oder 1 DM mehr für 
alle ...

Entschließung der Vertrauensleute- 
Versammlung Phoenix, 15.9.1989:
Da der Arbeitgeberverband Eisen- und 
Stahl jegliche Nachverhandlungen mit 
der IG Metall ablehnt, fordert die Ver- 
trauensleute-Vollversammlung den 
Vorstand der Hoesch Stahl AG auf, so­
fort Verhandlungen mit dem Gesamt­
betriebsrat der Hoesch Stahl AG aufzu­
nehmen.
Unsere Forderungen sind:

1. Anhebung der Löhne für jedes Be­
legschaftsmitglied um 5 Punkte .. .

2. Gleichwertige Anhebung des 
Grundgehaltes der Angestellten und 
der Ausbildungsvergütung . . .

Brief des Vorstands an alle 15000 Be­
schäftigten , 6.10.1989:
In verschiedenen Werken der Hoesch 
Stahl AG ist heute die Arbeit niederge­
legt worden, um der Forderung nach 
einer dauerhaften Entgelderhöhung 
Nachdruck zu verleihen. Der Vorstand 
hat diese Forderung abgelehnt und 
wird dies auch weiterhin tun . . .

Weder der Vorstand, noch der Be­
triebsrat, noch die Vertrauensleute 
können sich aus der geltenden Rechts­
ordnung zurückziehen . . . Beleg­
schaftsmitglieder, die sich durch Ar­
beitsniederlegung an der Verletzung 
der Friedenspflicht beteiligen, verlie­
ren den Anspruch auf Lohn und setzen 
ihr Arbeitsverhältnis aufs Spiel.

In den Verhandlungen . . . kann es 
nur um eine angemessene Beteiligung 
der Belegschaft am wirtschaftlichen Er­
folg der Hoesch Stahl AG im Jahre 
1989 gehen . . .

Entschließung der Vertrauensleutevoll­
versammlung , 17.10.1989:
Die gemeinsame Vertrauensleutevoll­
versammlung . . . fordert den Gesamt­
betriebsrat der Hoesch Stahl AG und 
die Verhandlungskommission auf, eine 
Erhöhung der Beträge auf der Basis des 
Vorschlages (600 DM, die Red.) sowie 
eine Beteiligung der Auszubildenden 
zu erreichen.

Außerdem muß die Bezahlung der 
Betriebsratsinformation am 6.10.1989 
gesichert werden . . .

In Kenntnis der Duchsetzungsmög- 
lichkeiten setzen die Vertrauensleute 
auf die IG Metall, in der nächsten Ta­
rifrunde eine tarifmäßige Gleichstel­
lung mit der Weiterverarbeitung bei 
Lohn, Gehalt und Ausbildungsvergü­
tungen zu bewirken.



Seite 10 Aktuelles aus Politik und Wirtschaft Politische Berichte 22/89

Dokumentiert: Presseerklärung

Verteidigerinnen und 
Verteidiger zum PKK-Prozeß

Im folgenden veröffentlichen wir auszugsweise eine Presseerklärung der Vertei­
digerinnen und Verteidiger der 19 seit dem 24.10. vor dem OLG Düsseldorf ange­
klagten Kurdinnen und Kurden, die am 19.10. vorgelegt wurde. Die ungekürzte 
Fassung wurde in der kürzlich im GNN-Verlag erschienenen Prozeß-Sondernum­
mer 2 des Kurdistanrundbriefes veröffentlicht. — (uga)

Am 24.10.1989 beginnt vor dem 5. 
Strafsenat des OLG Düsseldorf — be­
kannt aus seiner bisherigen Verfolgungs­
praxis in § 129 a-StGB-Verfahren, zu­
letzt gegen die österreichische Schrift­
stellerin Ingrid Strobl — das vom Gene­
ralbundesanwalt Rebmann als „bisher 
größtes Terroristenverfahren“ angekün­
digte Verfahren gegen 20 Kurdinnen und 
Kurden, die sich im kurdischen Unab­
hängigkeitskampf gegen die türkische 
koloniale Unterdrückung engagiert ha­
ben. Im Zentrum des Verfahrens steht 
der Vorwurf der „Mitgliedschaft in ei­
ner terroristischen Vereinigung“ gern. 
§ 129 a StGB bzw. ihrer Unterstützung 
durch Betätigung innerhalb der PKK 
(Partyra Karkeren Kurdistan = Kurdi­
sche Arbeiterpartei) bzw. innerhalb be­
stimmter angeblicher Strukturen der 
PKK. Daneben werden gegen die einzel­
nen Angeklagten unterschiedliche Ein­
zeltatvorwürfe — vom Mord bis hin zu 
geringfügigen Delikten wie Urkunden­
fälschung — erhoben . . .

In dem jetzt anstehenden Prozeß sehen 
sich die Angeklagten und die Verteidi­
gung mit einem Anklagekonstrukt der 
„terroristischen Vereinigung“ und Ver­
fahrensbedingungen konfrontiert, die so 
willkürlich und mit rechtsstaatlichen 
Grundsätzen eines fairen Verfahrens in 
einer Weise unvereinbar sind, wie es 
dies bisher auch in der trüben Geschichte 
der „Terroristenprozesse“ in der BRD 
und nach unserer Übersicht auch im in­
ternationalen Vergleich noch nicht gege­
ben hat . . .

Unseren Standpunkt wollen wir ver­
deutlichen zum einen anhand des die 
Anklagen des Generalbundesanwalts in 
allen wesentlichen Punkten zulassenden 
Eröffnungsbeschlusses des 5. Strafsenats 
des OLG Düsseldorf vom 31.08.1989
(I) , zum anderen anhand wesentlicher 
für eine Verteidigung der Angeklagten 
unzumutbarer Verfahrensbedingungen
(II) .

- / -

1. ... Die Bundesanwaltschaft hatte in
ihrer zentralen Anklage vom 20.10.1988 
— zwangsläufiges juristisches Produkt 
nach über zweijähriger propagandisti­
scher Lancierung der PKK durch die 
Bundesanwaltschaft als „terroristisch“ 
und offensichtlich entsprechender Ab­
sprachen mit der türkischen Regierung 

— ein Sammelsurium verschiedenster 
Gruppierungen und angeblicher Grup­
pierungen innerhalb der PKK in der 
BRD als „terroristische Vereinigung“ 
zu deklarieren versucht. Auf die um­
fangreiche Einwendungsschrift der Ver­
teidigerinnen und Verteidiger vom April 
1989 hin, in der die juristische Haltlosig­
keit der Anklage nachgewiesen wurde, 
ging die Bundesanwaltschaft in ihrer 
Erwiderung vom 30.05.1989 auf einmal 
dazu über, die gesamte PKK in der BRD 
bzw. (zwei Seiten später) sogar in Euro­
pa als „terroristische Vereinigung“ zu 
bezeichnen. Mit seinem Eröffnungsbe­
schluß hat der 5. Strafsenat nun die (min­
destens) dritte grundlegend verschiedene 
Variante der „terroristischen Vereini­
gung“ zum Gegenstand der Hauptver­
handlung erhoben . . .

Der Senat rechtfertigt nunmehr seine 
Eröffnung mit der . . . Behauptung, es 
sei „innerhalb der PKK zur Durchset­
zung des Alleinvertretungsanspruchs 
und zur Disziplinierung der Parteimit­
glieder eine mit Parteisicherheit, Kon­
trolle, Nachrichtendienst“ beschriebene 
eigene Organisation entwickelt worden, 
die von dem Generalsekretär der PKK, 
Ocalan, über das Generalsekretariat der 
Gesamtpartei (in Libanon/Syrien), das 
Europäische Zentralkomitee in Köln, das 
Europäische Exekutivkomitee in Köln, 
das Komitee für Parteisicherheit, Kon­
trolle und Nachrichtendienst beim Zen­
tralkomitee in Köln, nach Bedarf einbe­
rufene Untersuchungsausschüsse und 
Parteigerichte, Leiter der Parteigebiete 
bis zu speziellen Arbeitsgruppen reiche. 
Ausdrücklich stellt der Senat fest, daß 
nicht die gesamte PKK bzw. europäische 
PKK als „terroristische Vereinigung“ 
angesehen werden könne, da außerhalb 
der von ihm aufgeführten angeblich ter­
roristischen Struktur noch andere Struk­
turen existierten und die angeblich ter­
roristischen Strukturen streng abgeschot­
tet seien. Im Hinblick darauf wird für 
sieben der bis dahin 19 Angeklagten die 
Anklage „nur“ wegen Unterstützung ei­
ner „terroristischen Vereinigung“ bzw. 
mit dem rechtlichen Hinweis, daß evtl, 
auch nur Unterstützung in Betracht kä­
me, zugelassen.

Was auf den ersten Blick als Rückzie­
her gegenüber der Anklage insgesamt 
und gegenüber dem letzten Vorstoß der 
Bundesanwaltschaft (gesamte PKK in 
der BRD bzw. in Europa als terroristi­

sche Vereinigung) erscheint, erweist 
sich beim näheren Hinsehen als in ent­
scheidenden, gerade rechtlichen Punkten 
über den Ansatz der Bundesanwaltschaft 
hinausgehend. Denn die Bundesanwalt­
schaft hatte sich ja die ganze Zeit um 
verschiedene Konstruktionen bemüht, 
die sich im Rahmen der ganzen bisheri­
gen Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofs zur ausschließlichen Verfolgbarkeit 
einer Inlandsvereinigung durch den 
§ 129 a StGB bewegen sollten. Daß sie 
sich dabei in konfuse Konstruktionen 
und miteinander unvereinbare Variatio­
nen verstrickte, konnte wohl auch der 5. 
Strafsenat nicht übersehen. Statt nun die 
nach rechtsstaatlichen Gesichtspunkten 
korrekte Konsequenz zu ziehen, die Zu­
lassung der Anklage abzulehnen . . ., 
griff der 5. Strafsenat zu einer Konstruk­
tion, die nicht nur in tatsächlicher Hin­
sicht der Fragwürdigkeit der bundesan- 
waltschaftlichen Konstruktionen nicht 
nachsteht . . . Erkennbar ist beispiels­
weise nicht, worin bei dieser angebli­
chen Geheimstruktur innerhalb der PKK 
ein nach außen als organisatorisch ver­
selbständigte, festgefügte Einheit in Er­
scheinung tretender Verband gesehen 
werden soll . . . Entscheidend ist aber: 
eine Verurteilung auf dieser Grundlage 
könnte auch rechtlich überhaupt nur 
stattfinden, wenn der 5. Strafsenat offen 
mit dem Erfordernis einer eindeutig ab­
grenzbaren Teilgliederung mit einer ge­
wissen Selbständigkeit in ihren Befug­
nissen, Zielen und Aufgaben innerhalb 
der Bundesrepublik bricht . . . Aller­
dings: das Erfordernis für die Strafbar­
keit der Mitgliedschaft, daß die betref­
fenden Mitglieder hier in der Bundesre­
publik eine eigene Vereinigung gebildet 
haben müßten, hat der dritte (politische) 
Strafsenat des BGH zuletzt für eine 
„Vereinigung für die Befreiung Südti­
rols“ und sodann für die Wehrsport­
gruppe Hofmann — also neofaschisti­
sche Organisationen — ausgesprochen 
. . . Die jetzt vom 5. Strafsenat des OLG 
Düsseldorf kreierte „terroristische Ver­
einigung“ in der PKK soll nun aber ge­
rade den Sitz ihrer Zentrale und maßgeb­
liche Organe im Libanon bzw. Syrien 
haben. Die in der Bundesrepublik tätigen 
Teile dieser angeblichen Vereinigungen 
sollen auf Befehl der Zentrale tätig wer­
den . . .

Die mit dem Eröffnungsbeschluß des 
Senats eingeleitete Wende in der Recht­
sprechung zur strafrechtlichen Verfol­
gung von Vereinigungen, insbesondere 
sogenannter „terroristischer Vereinigun­
gen“, ist aber von viel größerer Trag­
weite als die meisten sonstigen derarti­
gen Wenden. Der Senat hat damit das 
Tor aufgestoßen zu einer massiven . . . 
Kriminalisierung von Auslandsvereini­
gungen, insbesondere also Befreiungsbe­
wegungen, damit auch zu einem Angriff 
auf das seit dem 2. Weltkrieg entwickel­
te System des Schutzes solcher Bewe­
gungen durch das humanitäre Kriegsvöl­
kerrecht . . .
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2. Neben dem zentralen Anklagevor­
wurf der „terroristischen Vereinigung“ 
verdeutlicht vor allem die Zulassung der 
weiteren Anklage des Generalbundesan­
walts vom 30.12.1988 wegen angebli­
cher Mitwirkung zweier Angeklagter an 
der Erschießung von zwei im Guerilla- 
Camp der PKK in Barlias/Libanon in 
Parteihaft genommenen Personen „zu 
einem nicht bekannten Zeitpunkt im Ja- 
nuar/Februar 1987“ als Mittäterschaft 
an zweifachem Mord im Sinne des § 211 
StGB die rechtsstaatliche Fragwürdig­
keit, aber auch die politische Dimension 
des Verfahrens. Wie sich aus der Ankla­
ge ergibt, ist der Bundesanwaltschaft 
weder der Verbleib der nach ihrer Be­
hauptung Erschossenen, noch in einem 
Fall auch nur der Name des Erschosse­
nen bekannt. Mit dieser Anklage hat die 
Bundesanwaltschaft das Gebiet der Bun­
desrepublik Deutschland verlassen und 
einen Anklagevorwurf wegen von Aus­
ländern im Ausland begangenen Taten 
erhoben, was gemäß § 7 Abs. 2 II Nr. 2 
StGB nur unter ganz besonderen Um­
ständen überhaupt möglich ist ... Die 
Verteidiger der beiden wegen der Vor­
gänge in Barlias Angeklagten legten in 
ihrer Einwendungsschrift gegen die Er­
öffnung des Hauptverfahrens dar, daß 
sämtliche nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 StGB 
erforderlichen Voraussetzungen für die 
Anwendbarkeit des deutschen Straf­
rechts nicht gegeben sind, und daß insbe­
sondere in Syrien und Libanon die Vor­
gänge im Lager Barlias strafrechtlich 
nicht verfolgt werden, weil sie als im 
Zusammenhang mit einem durch das 
heutige humanitäre Kriegsvölkerrecht 
(insbesondere Zusatzprotokoll 1 zum 
Genfer Abkommen vom 12.12.1977) 
stehenden bewaffneten Konflikt aner­
kannt werden. Bundesanwaltschaft und 
5. Strafsenat des OLG Düsseldorf veran­
laßten daraufhin bei verschiedenen Insti­
tuten und Botschaften Nachfragen, die 
zu keinem irgendwie die Verteidigung 
widerlegenden Ergebnis führten. Den­
noch ließ der Senat mit seinem Eröff­
nungsbeschluß vom 31.08.1989 auch 
diese Anklage zu, ohne auch nur irgend­
ein Wort über die Anwendbarkeit des 
deutschen Strafrechts zu verlieren . . .

- II -

Genauso wie die Anklagen und der Er­
öffnungsbeschluß unhaltbar, sind die 
Haftbedingungen und Verfahrensbedin­
gungen unzumutbar; sie erfüllen nicht 
einmal die rechtsstaatlichen Mindestan­
forderungen:
/. Die Tatsache, daß die Mandanten in 
der überwiegenden Zahl bereits seit 18 
Monaten in Untersuchungshaft sitzen, 
hat sich in Ermittlungsverfahren wegen 
§ 129 a StGB leider schon als Realität 
eingespielt, die inhaltlich eine Vorverur­
teilung darstellt . . .

In dem vorliegenden Verfahren 
kommt allerdings noch hinzu, daß es 
sich bei den Mandanten um Ausländer 

handelt, die überwiegend der deutschen 
Sprache nicht mächtig sind und von da­
her durch die Untersuchungshaft beson­
ders belastet sind.

Diese Belastungen haben sich durch 
die Praktizierung der Haftbedingungen 
durch den 5. Strafsenat des OLG Düssel­
dorf weiter verschärft, so daß von Isola­
tionsbedingungen gesprochen werden 
muß.

Das Haftstatut des OLG Düsseldorf 
vom 15.11.1988 regelt, daß alle vom 
Agri-Verlag in Köln herausgegebenen 
kurdischen Zeitschriften und Bücher 
nicht bezogen werden dürfen. Hierdurch 
sind die allesamt kurdischen Mandanten 
von jeglicher Information über ihr Hei­
matland und die politischen Bedingun­
gen dort abgeschlossen . . .

Hier wird unter dem Deckmantel der 
Verfahrenssicherung an den unter der 
Unschuldsvermutung stehenden Man­
danten eine widerrechtliche Beschrän­
kung der Informationsfreiheit ausgeübt.

Die besonderen Haftbedingungen der 
kurdischen Mandanten sind zudem da­
durch gekennzeichnet, daß ihnen jegli­
cher Kontakt untereinander verboten ist.

Konkret bedeutet dies: Eine politische 
Diskussion untereinander wird unmög­
lich gemacht, insbesondere aber eine 
gemeinsame Verfahrensvorbereitung auf 
den gemeinschaftlichen Vorwurf der Un­
terstützung beziehungsweise Mitglied­
schaft in einer terroristischen Vereini­
gung.

Dies, obwohl die Anklage der Bundes­
anwaltschaft lange Ausführungen zu 
Programmzielen und der Organisation 
der PKK macht.

Mit der Ablehnung der Anträge der 
Verteidiger zur Zusammenlegung der 
Mandanten zum Zweck der Verfahrens­
vorbereitung (Beschluß vom 05.10. 
1989) zementiert das OLG bereits jetzt 
ein Ergebnis, was durch eine noch nicht 
begonnene Hauptverhandlung zunächst 
einmal zu beweisen wäre: daß eben doch 
die gesamte PKK und ihre Sympathisan­
ten kriminalisiert und als terroristische 
Vereinigung abgestempelt werden müß­
ten .. .

Darüberhinaus wird sämtliche Vertei­
digerpost zwischen Mandant und Vertei­
diger durch einen Kontrollrichter kon­
trolliert und durch einen Dolmetscher 
übersetzt. Dies führte im Vorfeld der 
nunmehr beginnenden Hauptverhand­
lung dazu, daß die Verteidigerpost mit 
einer Verzögerung von bis zu fünf bis 
sechs Wochen befördert wurde und es in 
verschiedenen Fällen zu einer völligen 
Verhinderung eines schriftlichen Kon­
taktes zwischen Verteidiger und Man­
danten kam. da die zuständigen Kon­
trollrichter auf den beschränkten Um­
fang ihrer Kontrollrechte erst durch 
obergerichtliche Entscheidungen hinge­
wiesen werden mußten . . .
2. Die Verteidigung selbst ist durch ge­
zielte Entscheidungen des 5. Strafsenats 
des OLG Düsseldorf so massiv behindert 
worden, daß von einem — rechtsstaat­

lich garantierten — Recht auf Verteidi­
gung für die Mandanten nicht mehr ge­
sprochen werden kann.

Obwohl bereits im Dezember 1988 der 
Aktenumfang auf ca. 170 Ordner ange­
wachsen war (inzwischen sind es über 
200), hatte das OLG mit Beschluß vom 
24.01.1989 trotz entsprechender Anträ­
ge nur einen Pflichtverteidiger des Ver­
trauens beigeordnet und später unter 
Hinweis darauf, daß das Verfahren nicht 
besonders aufwendig sei. die Beiord­
nung eines weiteren Verteidigers des 
Vertrauens abgelehnt . . .
3. Diese beklagten Verstöße gegen die 
Durchführung eines rechtsstaatlichen 
Verfahrens haben sich nicht zuletzt in 
dem Bau des Sondergerichtsgebäudes 
des OLG Düsseldorf und dessen innerer 
Gestaltung als Vorverurteilung materia­
lisiert.

Es ist der Öffentlichkeit bereits be­
kannt. daß 7.5 Millionen DM für den 
Umbau des Sondergerichtsgebäudes spe­
ziell für dieses Verfahren investiert wor­
den sind . . .

Mit Entsetzen hat die Verteidigung 
... die Einzelheiten der Sitzordnung er­
fahren: . . . (Ihnen) zufolge sollen die in 
Haft befindlichen Angeklagten durch ei­
ne Glastrennwand abgeteilt sein, hinter 
der die Mandanten, jeweils flankiert von 
Wachtmeistern, zu sitzen hätten, und 
hinter der ein akustisches Verfolgen der 
Hauptverhandlung nur durch eine Laut­
sprecheranlage möglich ist. Die Vertei­
diger der Angeklagten sollen mindestens 
20 Meter entfernt auf getrennten Sitz­
plätzen untergebracht werden und haben 
somit keinerlei unmittelbaren Kontakt 
mehr zu ihren Mandanten. Dieser soll 
lediglich durch eine Lichtzeichenanlage 
hergestellt werden, durch die der Man­
dant die Möglichkeit hat. durch Betäti­
gung eines Knopfes seinen Verteidiger 
darauf aufmerksam zu machen, daß er 
ihn sprechen möchte ... Da allerdings 
eine nicht schalldurchlässige Glaswand 
installiert ist, soll nur durch fünf geson­
derte Sprechzellen an dieser Glaswand 
(schalldurchlässige Öffnungen im Glas) 
die Möglichkeit gegeben sein, während 
der Hauptverhandlung kurze Verteidi­
gergespräche zu führen . . .

Die Abschottung der Mandanten hin­
ter einer Glastrennwand entwürdigt sie 
zu Schauobjekten des Verfahrens und 
stellt die klinisch saubere westeuropäi­
sche Variante der Verfahrensbedingun­
gen dar, wie sie in den Massenprozessen 
der türkischen Militärgerichte herrschen

Wir sind der Meinung, daß nur eine 
massive öffentliche Information und Kri­
tik an diesen Zuständen im Verlauf des 
Ermittlungsverfahrens und bei der ge­
planten Durchführung der Hauptver­
handlung verhindern kann, daß solche 
Methoden, einmal praktiziert. Bestand­
teil der rechtsstaatswidrigen Perfektion 
des Sicherheitsstaates werden.
i.A.: RAin Edith Lunnebach. RA Mi­
chael Schubert



Seite 12 Auslandsberichterstattung Politische Berichte 22/89

Dringender Aufruf

Todesurteil gegen schwarzen 
Journalisten in den USA bestätigt

Der nachfolgend abgedruckte Aufruf wur­
de von der Amerika-Gegeninformations- 
presse in Bremen veröffentlicht. — (scc)

Am 6. März 1989 hat der Oberste Ge­
richtshof von Pennsylvania das Todesur­
teil gegen den bekannten schwarzen 
Journalisten Mumia Abu-Jamal bestä­
tigt. Damit hat die höchstrichterliche In­
stanz eines US-Bundesstaates die Beru­
fung gegen die 1982 ausgesprochene 
Todesstrafe verworfen und alle in der 
Berufungsbegründung gerügten Verlet­
zungen verfassungsmäßiger Garantien 
für rechtens erklärt.

Mit dieser Entscheidung ist die Wahr­
scheinlichkeit, daß Mumia Abu-Jamal 
hingerichtet wird, größer geworden. 
Eine internationale Kampagne soll ver­
hindern, daß dieser engagierte Journalist 
zum Schweigen gebracht wird.

Wer ist Mumia Abu-Jamal?
Zu Zeiten der schwarzen Bürgerrechts­
bewegung machte Abu-Jamal als Ju­
gendlicher seine ersten Erfahrungen mit 
rassistischer Polizei und fanatischen 
Weißen, die nicht bereit waren, die mi­
nimalsten Menschenrechte der 30 Mil­
lionen Schwarzen in den USA anzuer­
kennen. Abu-Jamal radikalisierte sich 
durch diese Erfahrungen und erlernte in 
den Kultur- und Informationsabteilungen 
der Black Panther Party (BPP) in New 
York und San Francisco das Handwerk 
der Öffentlichkeitsarbeit und Zeitungs­
herstellung. 1970 wurde er Mitbegrün­
der einer Ortsgruppe der BPP in seiner 
Heimatstadt Philadelphia. Er erlebte das 
COINTELPRO (Counterintelligence 
Program) — ein vom FBI zur Zerschla­
gung der Schwarzenbewegung eingelei­
tetes „antisubversives Geheimdienstpro­
gramm“ — bei Polizeirazzien gegen das 
BPP-Büro am eigenen Leib, wurde vor­
übergehend verhaftet und kam als 
„Staatsfeind“ auf die Titelseiten der Lo­
kalzeitungen.

Nachdem sich die BPP unter dem 
Druck ständiger Razzien, bei denen 36 
Parteimitglieder in verschiedenen Städ­
ten erschossen worden waren, Anfang 
der 70er Jahre aufgelöst hatte, widmete 
sich Abu-Jamal in den folgenden Jahren 
seiner journalistischen Arbeit bei Zeitun­
gen und Radiosendern, die von Schwar­
zen geleitet werden. Sein Hauptaugen­
merk galt dabei immer der Unterdrük- 
kung und Ausbeutung seiner färbigen 
Landsleute. Mit seiner angriffslustigen 
und provokativen Feder spießte er all je­
ne konservativen und rassistischen Kräf­
te auf, in deren Interesse die Beibehal­

tung der Ungleichheit zwischen Schwar­
zen und Weißen in den USA liegt. Im 
ganzen Land wurde er deshalb als 
„Voice of the Voiceless“ bekannt. 1980 
wählten ihn seine Kolleginnen der 
„Association of Black Journalists“ in 
Philadelphia zum Präsidenten ihrer Ver­
einigung.

Mittlerweile hatten ihn aber schon die 
Vertreter von „Law & Order“ im Vi­
sier. Als Abu-Jamal 1978 einen Angriff 
von 600 schwerbewaffneten Polizisten 
auf ein Haus der öffentlich arbeitenden 
schwarzen Organisation MOVE in Ra­
diobeiträgen kritisierte und die Verant­
wortlichen wegen dieser Menschenjagd

Mumia Abu-Jamal 1982 mit seinem Sohn

anprangerte, sprach Bürgermeister 
Frank Rizzo in einer Pressekonferenz 
von einer „neuen Ausgeburt des Journa­
lismus“, die für die Radikalisierung der 
Schwarzen verantwortlich sei. Vollends 
geriet Abu-Jamal ins Fadenkreuz seiner 
Gegner, als er auch noch die verhafteten 
MOVE-Mitglieder, die in einem Prozeß 
zu 30-100 Jahren Gefängnis verurteilt 
worden waren, interviewte und unzen­
siert zu Wort kommen ließ. Weiße „Kol­
legen“ schossen sich nun in den Medien 
auf ihn ein, erklärten ihn zum „MOVE- 
Sympathisanten“ oder gar zum Mitglied 
der Organisation. Einigen reichte dazu 
allein schon die Tatsache aus, daß Abu- 
Jamal wie die MOVE-Mitglieder sein 
Haar in Dreadlocks trägt.

Verhaftung und Prozeß
Diese an schwarzer Haut, kultureller 

Andersartigkeit und einer gegen das wei­
ße Establishment gerichteten Gesinnung 
festgemachte Sippenhaft war im Spiel, 
als Abu-Jamal in der Nacht des 9. De­
zember 1981 in einen Vorfall geriet, wie 
er in der einen oder anderen Form in den 
amerikanischen Großstädten immer wie­
der zum Anlaß für Ghettoaufstände 
wird: Eine weiße Polizeistreife hielt 
Schwarze mit Dreadlocks wegen einer 
angeblichen Verkehrswidrigkeit an, eine 
lautstarke und schließlich handfeste Aus­
einandersetzung begann. Abu-Jamal, der 
sich in der Nähe aufhielt, griff in das Ge­
schehen ein. Der ganze Vorgang, über 
den es später sehr widersprüchliche Zeu­
genaussagen geben sollte, endete damit, 
daß Abu-Jamal durch einen Bauchschuß 
lebensgefährlich verletzt wurde und ein 
Polizist tot auf dem Bürgersteig lag. Nie­
mand außer dem Schwerverletzten wur­
de verhaftet. Nach Überprüfung seiner 
Personalien war für die Polizeiführung 
sehr schnell klar: Nur er kam als Täter 
für den tödlichen Schuß auf den Polizi­
sten in Frage. Daß bei ihm nie eine Waf­
fe gefunden wurde, spielte dabei keine 
Rolle.

Entsprechend behandelte man ihn von 
diesem Moment an: Von den Mißhand­
lungen nach der Verhaftung bis zu sei­
nem Prozeß im Sommer 1982 ging es 
nur darum, den schon lange ausgemach­
ten Gegner endlich zum Schweigen zu 
bringen.

Der Prozeß war geprägt von gravie­
renden Verletzungen der verfassungsmä­
ßigen Garantien für Angeklagte: Die 
meiste Zeit war Abu-Jamal vom Prozeß 
ausgeschlossen und nur durch einen dem 
Gericht treu ergebenen Pflichtverteidi­
ger vertreten. Der Staatsanwalt verhin­
derte die Wahl von Schwarzen zu Ge­
schworenen. Es war Abu-Jamal unter­
sagt, sich selbst zu verteidigen, politi­
sche Erklärungen abzugeben und sich 
am Ende mit einem Schlußwort an die 
Geschworenen zu wenden. Er durfte 
Zeugen nicht ins Kreuzverhör nehmen, 
obwohl gerade die sich einander wider­
sprechenden Aussagen über die Person, 
die geschossen haben soll, genauestens 
hätten hinterfragt werden müssen. Der 
Staatsanwalt stützte schließlich sein Plä­
doyer für die Todesstrafe im wesentli­
chen auf Abu-Jamals frühere Mitglied­
schaft in der Black Panther Party. 1970 
schon habe er die Slogans „Alle Macht 
dem Volk“ und „Die politische Macht 
kommt aus den Gewehrläufen“ in Arti­
keln der Parteizeitung zitiert. Damit sei 
erwiesen, daß er schon seit zwölf Jahren 
ein potentieller Polizistenmörder sei, der 
nur auf eine Gelegenheit gewartet habe.

Die möglichen Bedenken der Ge­
schworenen, gegen Abu-Jamal das To­
desurteil auszusprechen, zerstreute der 
Staatsanwalt mit dem Hinweis, der An­
geklagte könne gegen das erstinstanzli­
che Urteil ja „Berufung nach Berufung
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nach Berufung“ einlegen und somit die 
Vollstreckung verhindern.

Am 3. Juli 1982 wurde Mumia Abu- 
Jamal wegen Polizistenmordes zum To­
de durch den elektrischen Stuhl verur­
teilt. Seitdem sitzt er unter restriktiven 
Isolationshaftbedingungen im Todestrakt 
des Huntingdon-Gefangnisses. Begrün­
det werden die Beschränkungen mit sei­
nem „ungebührlichen Verhalten“, das 
immer wieder Disziplinarstrafen not­
wendig mache. So weigere er sich, von 
seiner politischen Überzeugung abzu­
rücken und seine Dreadlocks abschnei­
den zu lassen.

Todesstrafe in den USA
Über 2200 Gefangene sitzen derzeit in 
den Todeszellen der US-Gefangnisse, 
manche seit mehr als zehn Jahren. In der 
Mehrzahl sind dies junge Gefangene mit 
dunkler Hautfarbe.

Amnesty International kommt in dem 
im Frühjahr ’89 veröffentlichten Bericht 
über die Todesstrafe in den USA zu dem 
Schluß, „daß die Todesstrafe . . . will­
kürlich, rassisch diskriminierend und 
unfair angewandt wurde und wird“. Als 
„entsetzliche Lotterie“ bezeichnet die 
Organisation „Todesstrafenprozesse von 
US-amerikanischen Gerichten, da politi­
sche und finanzielle Zwänge, öffentli­
cher Druck und der Gerichtsort mögli­
cherweise mehr als die begangene Straf­
tat darüber entscheiden, ob eine Person 
in die Todeszelle geschickt wird“.

Erst kürzlich hat der Oberste Gerichts­
hof der USA entschieden, daß auch Ju­
gendliche über 16 und „geistig Minder­
bemittelte“ hingerichtet werden dürfen. 
Ein Urteil, das in erster Linie schwarze 
Jugendliche aus dem Drogen- und Ban­
denkrieg treffen wird, sobald die derzei­
tige Medienkampagne die öffentliche 
Akzeptanz dazu hergestellt hat. Aber 
nach dem Henker wird auch jetzt schon 
oft gerufen: Erst am 21. Juni ’89 ist ein 
1981 gegen einen Schwarzen ausgespro­
chenes Urteil in der Gaskammer voll­
streckt worden, nachdem der Verurteilte 
„Berufung nach Berufung nach Beru­
fung“ eingelegt hatte. Allerdings kann 
ein Gefangener auch schon vor der Aus­
schöpfung aller Rechtsmittel hingerich­
tet werden, weil ein anderes Grundsatz­
urteil des Obersten Gerichtshofes der 
USA besagt, daß mit der Hinrichtung 
nicht bis zum Ende aller möglichen In­
stanzen gewartet werden muß.

Abschaffung der Todesstrafe 
in den USA! Rettet das Leben 

von Mumia Abu-Jamal!
Mumia Abu-Jamal ist nicht der einzige 
politische Gefangene in den USA. Mit 
ihm sitzen viele politische Aktivistinnen 
aus dem American Indian Movement, 
der Schwarzenbewegung, der puertori- 
kanischen Unabhängigkeitsbewegung, 
aus den Chicano-Mexicano Communi- 

ties und aus der weißen Linken. Vor al­
lem schwarze Gefangene wie Geronimo 
„ji Jaga“ Pratt, Sundiata Acoli, Dhoru- 
ba Bin Wahad Moore u.a. sitzen seit fast 
zwei Jahrzehnten und kämpfen um Wie­
deraufnahme ihrer Verfahren, die alle­
samt im Zuge des COINTELPRO unter 
zumeist konstruierten Anklagen zu le­
benslänglichen Urteilen geführt haben. 
Der Tatvorwurf lautete bei den meisten 
blanco „Polizistenmord“, doch wurde 
zu Beginn der 70er Jahre keiner von ih­
nen zum Tode verurteilt. Solche Urteile 
hätten in der damaligen politischen Si­
tuation zum offenen Aufstand geführt 
und das durch den Vietnamkrieg ange­
schlagene Image der USA international 
weiter verschlechtert. Deshalb war die­
sen Gefangenen der „soziale Tod“ 
durch lebenslängliches Wegschließen 
beschieden.

Mit dem Todesurteil gegen Mumia 
Abu-Jamal ist eine neue Stufe staatlicher 
Gewalt erreicht. Würde dieses Urteil 
vollstreckt, so wäre nicht nur ein radika­
ler Journalist endgültig zum Schweigen 
gebracht, der sich auch jetzt, aus der 
Haft heraus, noch mit Artikeln, Kolum­
nen und Redebeiträgen auf Veranstaltun­
gen zu Wort meldet, sondern es würde 
zum ersten Mal seit Jahrzehnten ein poli­
tischer Gefangener in den USA legal 
hingerichtet. Angesichts der aktuellen 
gesellschaftlichen Verhältnisse in den 
USA, insbesondere der sich rapide ver­
schlechternden sozialen Lage der 
schwarzen Bevölkerung, wäre die Hin­
richtung nach diesem von Rechtsbeu­
gung geprägten Prozeß wegweisend für 
die Unterdrückung oppositioneller Be­
wegungen in den 90er Jahren. Es wäre 
eine legalisierte Fortsetzung der Lynch­
mordpolitik, wie sie gegen aufbegehren­
de Sklavinnen im vergangenen Jahrhun­
dert und die Aktivistinnen der Bürger­
rechts- und Black Power-Bewegung der 
Nachkriegsära gerichtet wurde.

Es muß daher die Aufgabe einer inter­
nationalen Kampagne sein, sich dieser 
Entwicklung entgegenzustellen und das 
Leben Mumia Abu-Jamals zu retten.

Der jetzt anstehende Schritt der inter­
nationalen Kampagne für Mumia Abu- 
Jamal besteht darin, den Gouverneur von 
Pennsylvania, Casey, aufzufordern, das 
Todesurteil nicht zu unterschreiben, son­
dern aufzuheben. Tausende haben das in 
den USA bereits getan: die American 
Civil Liberties Union (ACLU), die Na­
tional Conference of Black Lawyers, die 
Grauen Panther, Gewerkschaftsgruppen 
der Dock- und Transportarbeiterinnen, 
Kongreßabgeordnete, Leute aus den 
Medien, Kirchen und verschiedenste 
Gruppierungen und Individuen aus den 
schwarzen Communities, um nur einige 
stellvertretend zu nennen. Auch in 
Frankreich ist die Kampagne jetzt aufge­
griffen worden. Unterschiedliche Orga­
nisationen und Individuen der Linken 

und nordafrikanische Arbeitsemigrantin­
nen haben ihre Unterschrift unter die Pe­
tition an Gouverneur Casey gesetzt.

Amerika Gegeninformationspresse 
(AGIPA-Press), Eichenberger Str. 53. 
FRG-2800 Bremen 1. ^Tel. 0421/ 
354029 (Bürozeiten für Kampagne: Mi
15- 18h, Fr 18-21h)
Spendenkonto: Agipa-Press. BfG Bre­
men, Nr. 1005877600. BLZ 290101 11. 
Stichwort: „Abu-Jamal“
Adressen:
Mumia Abu-Jamal, M-8335, Drawer R, 
Huntingdon, PA 16652, USA
Partisan Defense Committee, P.O. Box 
99, Canal Street Station, New York. NY 
10013, USA
Botschaft der Vereinigten Staaten von 
Amerika, Deichmanns Aue 2, 5300 
Bonn 1, Tel. 0223/399-1
Governor Robert Casey. Main Capitol 
Building, Room 225, Harrisburg, PA 
17120, USA

Nordwest-Kurdistan

Neue Verbrechen 
der Kolonialmacht

In den von der Türkei besetzten Gebieten 
Nordwest-Kurditans werden in letzter 
Zeit zunehmend Verbrechen der türki­
schen Sicherheitstruppen bekannt.

Im Gebiet von Silopi waren kürzlich 
neun Leichen von kurdischen Bauern 
entdeckt worden, die von den Kolonial­
truppen ermordet und danach als „gefal­
lene PKKler“ ausgegeben wurden. Dar­
aufhin hatten etwa 2000 Bewohner der 
Stadt und der Umgebung öffentlich ge­
gen die Kolonialmacht protestiert. Jetzt 
sind weitere Leichen Ermordeter ent­
deckt worden.

Die Zeitschrift ,,2000e dogru“ berich­
tet in ihrer Ausgabe vom 24. September, 
daß mindestens 30 Kurdinnen und Kur­
den im Gebiet um Silopi von den Kolo­
nialtruppen ermordet wurden. Darunter 
waren Bauern, Jugendliche und Kinder.

Ein paar Beispiele: Am 12.9. dieses 
Jahres wurde in dem Dorf Besikkaya der
16- jährige Hamdi, während er die Tiere 
auf die Weide trieb, von Soldaten ermor­
det. Obwohl es in dieser Gegend zu die­
sem Zeitpunkt kein einziges Gefecht ge­
geben hatte, bezeichnete der türkische 
„Supergouverneur“ in seiner Verlautba­
rung über den Tod Hamdis diesen als 
„Terroristen“, der bei einem ..Gefecht“ 
umgekommen sei.

Am 16.9. wurden in Mardin die Lei­
chen von drei Männern gefunden: der 
28-jährige Fahrer Hasan Utanc, der 25- 
jährige Tahsin Sevim und der 39-jährige 
Hasan Caner. Ihre Körper wurden von 
Kugeln durchsiebt und mit zerquetschten 
Köpfen gefunden. Der ..Supergouver
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neur“ erklärte, die Ermordeten seien 
von den eigenen Leuten, also von PKK- 
lem, ermordet worden. Tatsächlich wa­
ren die drei am Vortag mit einem Auto 
um ca. 19.00 Uhr aus der Kreisstadt auf­
gebrochen. Nach den Ermittlungen der 
Zeitung wurden sie kurze Zeit später in 
der Nähe des Dorfes Kumcati von zwei 
Fahrzeugen angehalten, an Händen und 
Armen gefesselt und in den beiden Fahr­
zeugen wegtransportiert. Am nächsten 
Tag wurden ihre Leichen gefunden. Die 
Umstände lassen vermuten, daß sie von 
zivil operierenden türkischen Sicher­
heitskräften ermordet wurden.

In Sirnak in der Provinz Siirt wurde 
Mitte September im Dorf Geiendor der 
Jugendliche Nadir zu Hause von Spezial­
truppen abgeholt. Zwei Tage später wur­
de er in dem Dorf Kortik in der Nähe 
von Silopi erschossen aufgefunden. Im 
Dorf Geiendor heißt es, daß die Spezial­
einheiten Nadir umgebracht haben, weil 
er der PKK geholfen haben soll.

Als in der Stadt Nusaybin in der Nähe 
von Mardin bei einem Gefecht zwischen 
türkischen Einheiten und ARGK-Gueril- 
la drei Guerillas umkamen und deren 
Leichen verstümmelt und sofort begra­
ben wurden, anstatt sie den Angehörigen 
zu übergeben, protestierten ca. 2000 
Einwohner von Nusaybin, darunter über 
500 Frauen, mit einer Demonstration 
gegen die Kolonialmacht und veranstal­
teten eine Gedenkminute für die gefalle­
nen Guerillas.
Quellenhinweis: Kurdistan-Rundbrief 22/89
— (rül)

Guatemala

Lehrerstreik 
für höhere Löhne

Am 12. August bedankte sich der christ­
demokratische Präsident Guatemalas, 
Vinicio Cerezo, überschwenglich bei 
den Aufstandsbekämpfungseinheiten der 
Nationalpolizei für ihre Erfolge gegen 
die streikenden Lehrer. Zur selben Zeit, 
in der zehnten Woche des Lehrerstreiks, 
waren bereits mehr als 200 Lehrer ver­
haftet, mehr als 700 entlassen worden. 
Die Nationale Lehrerversammlung 
ANM dehnte den Streik auf 15 von 22 
Departments aus; er wurde von 60000 
Lehrern befolgt. Eine ganze Palette ver­
schiedenster Aktionsformen wurde ange­
wandt, vom Hungerstreik bis zu zeitwei­
ligen Besetzungen öffentlicher Gebäude. 
Darauf wußte Guatemalas Regierung nur 
eine Antwort: die Repression. Halbtod 
geschlagen wurden etwa die Lehrer Feli­
pe Mis Galvez, Dionisio Guerra und Jo­
se Maria Marquez von der Polizei, als 
sie die Büros der regionalen Schulbehör­
den in San Benito/ Peten besetzten.

Die Mittelschüler mit ihrer Organisa­
tion CEEM wurden zu einem verläß­

lichen Verbündeten des Lehrerstreiks. 
Die Presse Guatemalas titulierte Cerezos 
Verhalten gegenüber dem Streik als zy­
nisch und provozierend; während die 
Streiks der Lehrer und Staatsangestellten 
für angemessene Löhne gerade began­
nen, erhöhte er sein eigenes Gehalt um 
etwa 10000 US-$. Nach Spekulationen 
über Verhängung des Ausnahmezustan­
des akzeptierten die Lehrer eine minima­
le Lohnerhöhung, unter der Bedingung, 
daß die Entlassungen zurückgenommen 
werden.

Ein größerer Erfolg des Streiks liegt 
sicherlich darin, die Widersprüche zwi­
schen dem Staatsapparat und der Bevöl­
kerung verschärft zu haben, sowie eine 
neue Einheit zwischen verschiedenen 
Sektoren des gewerkschaftlichen Kamp­
fes hergestellt zu haben. In einer am 13. 
August verbreiteten Erklärung hieß es: 
„Zweifellos ist der bisher größte Erfolg 
unseres gerechten Sozial- und Gewerk­
schaftskampfes, die Arbeiter und Ange­
stellten aller Bereiche des Erziehungs­
wesens vereint und uns mit anderen Tei­
len des Öffentlichen Dienstes zusam­
mengeschlossen zu haben. Die Differen­
zen konnten überwunden werden, die 
uns noch letztes Jahr gespalten haben. 
. . . Wir haben einen Kampf entfaltet, 
wie es sich die uns Regierenden nie vor­
gestellt haben.“

Am 11. August kündigte Cerezo eine 
neue Abwertung der Währung an sowie 
eine Reihe weiterer ökonomischer Maß­
nahmen, um die Auflagen des Internatio­
nalen Währungsfonds einzuhalten.

Die Regierung selbst befindet sich in 
einer tiefen Krise. Am 1. August wurde 
der christdemokratische Parteifunktionär 
Danillo Barilias auf offener Straße von 
einem achtköpfigen Killerkommando 
ermordet. Barilias galt als Theoretiker 
der Opposition innerhalb der DC gegen 
Cerezo. Für diesen Mord wird öffentlich 
Alfonso Cabrera verantwortlich ge­
macht, ein Vertrauter Cerezos. Am 13. 
August wurde Cabrera mit gefälschten 
parteiinternen Wahlen zum Präsident­
schaftskandidaten durchgebracht. Die 
Methoden: gefälschte Wählerverzeich­
nisse, Urnendiebstahl, Drohungen mit 
der Waffe in der Hand, Bestechung und 
Herankarren von Wählern, Manipulation 
der Auszählung. Dieser Mord ist das ex­
tremste Beispiel für ein immer offensive­
res Auftreten der Todesschwadronen, 
die mit Bombenattentaten und Morddro­
hungen die Flucht zahlreicher Politiker 
ins Exil erreichen.

Trotz alldem und auch trotz einer im­
mer repressiver durchgreifenden Staats­
gewalt bleibt die Unterstützung der 
Bush-Administration sowie der west­
deutschen wie internationalen Christde­
mokratie unverändert. Ende September 
tagte in Guatemala-Stadt die Christlich- 
Demokratische Internationale.
Quelle: ILA-Info 129 — (zwk)

Namibia/BRD
Umtriebe von 
BGS und BDI

Vom 7. bis 11. November sollen voraus­
sichtlich die ersten nichtrassistischen 
Wahlen unter UN-Aufsicht stattfinden, 
an denen sich alle Namibier unabhängig 
von ihrer Herkunft und Hautfarbe betei­
ligen dürfen. In den letzten Wochen 
mehren sich die Bemühungen der impe­
rialistischen Kräfte, die Südafrika als 
vorherrschende Macht und Stützpunkt in 
der Region erhalten wollen, die Wahlen 
in Namibia durch Terror und ökonomi­
schen Druck zu beeinflussen. Die UN- 
Überwachung soll zur Farce werden, die 
UN-Truppen entweder zur Bedeutungs­
losigkeit gezwungen oder zum Eingrei­
fen auf Seiten der Reaktionäre gezwun­
gen werden. Dafür gibt es mehrere An­
zeichen:

BGS als Teil der UN-Truppe in Namibia
Am 12. September wurde der für die 

Wahlkampfleitung der SWAPO zustän­
dige Rechtsanwalt Anton Lubowski er­
mordet. Als verantwortlich bezeichnete 
sich eine Gruppe, die sich in faschisti­
scher Tradition „Weiße Wölfe“ nannte. 
Die nach wie vor unter südafrikanischer 
Aufsicht stehende Polizei erklärte, ein 
protestantischer Ire sei verantwortlich, 
erhob aber keine Anklage.

Am selben Tag wurden ein Westdeut­
scher und zwei Südafrikaner dem Ge­
richt in Windhoek vorgeführt, weil sie 
für einen Handgranaten-Angriff auf ein 
Lager der UN-Truppe verantwortlich 
sein sollen, bei dem ein UN-Soldat ums 
Leben kam. Seit Anfang September ver­
stärkt die trotz mehrfacher Forderungen 
der UNO und des UN-Sicherheitsrates 
bestehende Polizeitruppe, die aus ehe­
maligen Angehörigen der südafrikani­
schen Antiterroreinheit Koevoet besteht, 
ihre Terror-Aktivitäten im Norden Na-
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mibias. Diese waren vor allem darauf 
gerichtet, die Wählerregistrierung zu 
behindern. Der Norden ist relativ dicht 
besiedelt und die dort lebende namibi­
sche Bevölkerung ist wegen ihrer lang­
jährigen aktiven Unterstützung des Be­
freiungskampfes bekannt. Aufgabe der 
westdeutschen Bundesgrenzschützer ist 
unter anderem, die Tätigkeit dieser Poli­
zeitruppe zu überwachen. Bislang ist ein 
Ergebnis des Terrors der namibischen 
Polizeitruppe mit Unterstützung des 
BGS, daß die Zahl der registrierten 
Wähler im Norden bei etwa 50% der 
vom südafrikanischen Generaladmini­
strator angegebenen Zahl der Wahlbe­
rechtigten liegt. Das wird auf jeden Fall 
die Stimmen für die SWAPO schmälern.

Im Oktober besuchte zudem eine Dele­
gation des BDI unter Leitung von Hans- 
Gerd Neglein, Siemens AG, Namibia. 
Die Delegation verhandelte mit „Vertre­
tern aus Politik und Wirtschaft“ berich­
tet der BDI. Die Delegation bot „enge 
Zusammenarbeit“ bei der wirtschaftli­
chen Entwicklung an und hat mit dieser 
Leitung gewiß nicht nur über Möglich­
keiten von Fisch- und Fleischexporten 
aus Namibia in die BRD gesprochen, 
über die der BDI berichtet. Schließlich 
ist Siemens Eigentümer der KWU und 
Miteigentümer des Urananreicherungs­
unternehmens Murray & Roberts in Süd­
afrika, das seinen Rohstoff vorwiegend 
aus der namibischen Rössing-Mine be­
zieht. Offizielle Verhandlungen oder 
Gespräche mit Organisationen des Be­
freiungskampfes fanden nicht statt. Das 
läßt darauf schließen, daß die BDI-Dele­
gation alles andere vorhatte, als Mög­
lichkeiten der Kooperation für die unab­
hängige Entwicklung Namibias zu er­
kunden. Verstärkung der Abhängigkeit 
ist das Ziel.
Quellenhinweis: Facts and Reports, Press Cut­
tings on Southern Africa Nr. T; BDI-Informatio­
nen und Meinungen 10/89; UZ v. 16.10.89; The 
Guardian weekly v. 15.10.89 — (uld)

„Nachtarbeit, die nicht gesellschaft­
lich absolut notwendig oder technisch 
wirklich unentbehrlich ist, soll allmäh­
lich der Vergangenheit angehören — 
auch für Männer“, Wirtschaftlichkeit 
müsse in den Hintergrund treten, wo es 
um die Gesundheit des arbeitenden Men­
schen gehe. So wie eine Konferenz der 
im Luzerner Gewerkschaftsbund zusam­
mengeschlossenen Gewerkschaftssektio­
nen protestieren in den vergangenen 
Wochen immer häufiger Gewerkschafts­
gliederungen gegen die Regierungsplä­
ne.

Auch aus den Reihen der Gewerk­
schaftsführungen hört man inzwischen 
deutlichere Worte. So hat insbesondere 
der Schweizerische Metall- und Uhren­
arbeitnehmer-Verband“ (SMUV), größ­
te und gewichtigste Gewerkschaft des 
Landes, scharf gegen die Arbeitsgesetz­
revision protestiert. Der Chefredakteur 
der SMUV-Zeitung, Christoph Schwei­
zer, greift in einem Artikel die Regie­
rungsbegründung für die Gesetzesände­
rung — „Gleichstellung von Mann und 
Frau“ — scharf an: „Bei näherer Be­
trachtung erweist sich dieses Argument

Ungarn

USP-Parteitag: Absage an die 
„radikalen“ Marktwirtschaftler

Am 7. Oktober 1989 beschloß die Unga­
rische Sozialistische Partei (USAP) auf 
ihrem Parteitag mit 80 %iger Mehrheit 
(von 1 202 Delegierte stimmten nur 159 
dagegen, 38 enthielten sich) ihre Neu­
gründung als sozialistische Partei und 
strich aus ihrem Namen das Wort „Ar­
beiter“. Sie begreift sich künftig als eine 
Art Volkspartei mit breiterer sozialer 
Basis. Die tschechische „Rude Pravo“ 

aber als Papiertiger, ja als Vorwand für 
etwas ganz anderes: Der Bundesrat hat 
schlicht und einfach den Flexibilisie- 
rungs- und Deregulierungsgelüsten der 
einseitig technikorientierten Arbeitgeber 
nachgegeben!“ Frauen, die in der 
Schweiz für gleichwertige Arbeiten um 
bis zu einem Viertel weniger Lohn erhal­
ten als Männer, sollen „für die vielfach 
montone, einsame und erwiesenermaßen 
gesundheitsschädigende Nachtarbeit in 
Fabrikhallen herangezogen werden dür­
fen. Unterbezahlt, versteht sich!“

Vor der Möglichkeit, das Gesetz in 
Arbeitszeitfragen ganz außer Kraft zu 
setzen, warnte ein anderer SGB-Vertre- 
ter: „Die Minderheit . .. könnte nur 
staunend zusehen, wie neues öffentliches 
betriebliches Recht geschaffen würde, 
welches polizeirechtlich geschütztem 
Recht vorausginge. Der Grundstein zum 
korporativen Verbändestaat wäre ge­
legt.“ SMUV-Präsident Agostino Tara- 
busi hat sich mittlerweile für ein Refe­
rendum des SGB gegen die Arbeitsge­
setzrevision ausgesprochen.
Quellenhinweis: SMUV-Zeitung, 20.9., 4.10. 
11.10.89— (jüg)

wies darauf hin, daß nur 3,3 % (43) der 
Delegierten Arbeiter waren.

Zugleich deklarierte sich die USP als 
Rechtsnachfolgerin der USAP, um sich 
das vorhandene Vermögen zu sichern. 
Bis zum 31. Oktober sollen die Mitglie­
der ihren Beitritt zur neuen Partei erklä­
ren. In der USP wird geschätzt, daß es 
von den 720 000 Mitgliedern etwa 
500 000 sein werden.

Schweiz

Gewerkschaften 
melden sich zu Wort

Rund zwei Monate, nachdem der Bun­
desrat einen Gesetzentwurf zur Revision 
des Arbeitsgesetzes veröffentlicht hat, 
formiert sich in gewerkschaftlichen 
Kreisen jetzt Widerstand. Ein Kernstück 
der Revision soll die Aufhebung des 
Verbots von Nacht- und Sonntagsarbeit 
für Frauen sein. Künftig wären nur Be­
schäftigte „mit Familienpflichten“ von 
der Arbeit zu solchen Zeiten ausgenom­
men. Darüberhinaus will die Regierung 
durchsetzen, daß in allen Arbeitszeitfra­
gen jede Beschränkung fallen kann, 
wenn die Kapitalisten „repräsentativen 
Arbeitnehmerverbänden^‘ entsprechende 
Arbeitsbedingungen tariflich aufzwingen 
können.

Sandor Nagy, Generalsekretär der Dachorganisation der Ungarischen Gewerkschaf­
ten (SZOT). Im März 1989 verabschiedete das Parlament ein Gesetz, das das Streik­
recht garantiert. Im Parlament hat sich eine gewerkschaftliche Gruppe gebildet, die 
sich um Gesetzesvorlagen zugunsten der Werktätigen kümmert.
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Der Streik in den französischen Peugeot-Werken hält nun schon sieben Wochen. Das 
„letzte“ Angebot der Pariser Konzernzentrale lautet, die niedrigsten Einkommen von 
5000 FF auf 5400 FF (von ca. 1 600 auf 1 800 DM) anzuheben und die mittleren Gehäl­
ter um durchschnittlich 250 FF (ca. 80 DM). Davon hätten 14000 Beschäftigte etwas, 
die restlichen 37000 bekämen zwischen 110 und 5 FF, das wären 1,50 DM monatlich! 
Der 13. Monatslohn und die Ergebnisbeteiligung sollen leicht angehoben werden. Das 
knapp gehaltene und spalterische Angebot, das vor allem die CGT aushebeln soll, die 
1500 FF mehr monatlich für alle verlangt, verfehlte seine Wirkung. Die beteiligten 
Gewerkschaften lehnen es geschlossen ab. Der Produktionsausfall beträgt über 
50000 Wagen. — (poj.AGM)

USA/UdSSR: Abkommen 
gegen NS-Kriegsverbrecher

Vertreter der Regierung der Vereinigten 
Staaten und der Regierung der UdSSR 
haben Mitte Oktober in Moskau ein 
Memorandum über die Zusammenarbeit 
beider Regierungen bei der strafrechtli­
chen Verfolgung faschistischer Kriegs­
verbrecher unterzeichnet. UdSSR-Gene­
ralstaatsanwalt Alexander Sucharew be­
tonte, mit dem Dokument werde die be­
reits praktizierte Zusammenarbeit beider 
Staaten bei der Verfolgung und Bestra­
fung von Kriegsverbrechern nun auch 
juristisch fixiert. US-Justizminister 
Thornbusch erklärte bei der Unterzeich­
nung des Memorandums, daß heute 
weltweit noch immer schätzungsweise 
10000 faschistische Kriegsverbrecher 

ungestraft in Freiheit lebten. Quellenhin­
weis: UZ, 21.10.89 — (rül)

Österreich: 7°/o mehr Lohn 
in der Metallindustrie

Die österreichische Metallgewerkschaft 
hat einen „überraschend hohen Tarifab­
schluß“, wie das „Handelsblatt“ verär­
gert feststellt, durchsetzen können. Das 
Abkommen sieht eine Anhebung der Ta­
riflöhne zum 1.11. um 7% vor. Ur­
sprünglich hatten die Metallkapitalisten 
den 200000 Lohnabhängigen nur Lohn­
erhöhungen von 5% zugestehen wollen. 
Die Verhandlungen über eine Arbeits­
zeitverkürzung (die Gewerkschaft hatte 
eine Verkürzung der Wochenarbeitszeit 
auf 35 Stunden gefordert) wurden ergeb­
nislos abgebrochen. — (rül)

Türkei: Özal kandidiert 
als Evren-Nachfolger

In der Türkei hat die Wahl eines neuen 
Staatspräsidenten begonnen. Die Amts­
zeit Kenan Evrens, des Chefs des Mili­
tärputsches von 1980 und späteren „zivi­
len“ Staatspräsidenten, endet am 9. No­
vember. Als aussichtsreichster Nachfol­
gekandidat gilt Premier Özal, dessen 
Partei ANAP im Parlament über eine 
klare Mehrheit der Sitze verfügt. Der 
Staatspräsident wird vom Parlament ge­
wählt. Die Oppositionsparteien, unter 
ihnen die sozialdemokratische SHP und 
die Partei des früheren reaktionären Pre­
miers Demirel, hatten vergeblich ver­
sucht, nach den Rückschlägen der 
ANAP bei den letzten Kommunalwahlen 
eine Neuwahl des Parlaments noch vor 
der Präsidentschaftswahl durchzusetzen, 
und beteiligen sich jetzt aus Protest nicht 
an den Abstimmungen. Beim ersten 
Wahlgang für den Präsidenten am 20.10. 
erhielt Özal „nur“ 247 der 450 Stimmen 
des Parlaments. 18 Mitglieder seiner ei­
genen Partei stimmten für einen zweiten 
Kandidaten der ANAP, 20 Abgeordnete 
der ANAP gaben leere Stimmzettel ab. 
Im ersten und zweiten Wahlgang, der am 
24.10. stattfand, ist die Zweidrittelmehr­
heit der Stimmen erforderlich. Im dritten 
Wahlgang, der am 31.10. stattfinden 
würde, genügt Özal die einfache Mehr­
heit der Stimmen, also 226 Stimmen. 
Sollte das immer noch nicht reichen, fin­
det am 4.11. eine Stichwahl unter den 
beiden Kandidaten mit den meisten Stim­
men statt. Da nur Özal und ein weiterer 
Kandidat der ANAP zur Wahl stehen, 
scheint das Ergebnis für Özal klar. Offen 
ist aber, wer Nachfolger Özals als Pre­
mier wird. In der türkischen Presse ist 
davon die Rede, daß womöglich nach 
der Wahl Özals Neuwahlen zum Parla­
ment ausgeschrieben werden, —(dos, rül)

Die USP spricht sich für den demokra­
tischen Sozialismus, eine parlamentari­
sche Demokratie mit einem Mehrpartei­
ensystem und für eine soziale Marktwirt­
schaft, die auf der Gleichberechtigung 
verschiedener Eigentumsformen basiert, 
aus. (Am 18.10. billigte das ungarische 
Parlament eine demgemäße Verfas­
sungsänderung). Die Prinzipien des de­
mokratischen Zentralismus und der Dik­
tatur des Proletariats sind im neuen Sta­
tut nicht mehr enthalten. Dort heißt es 
nun: „Die USP ist eine politisch marxis­
tische Organisation, die den universellen 
Werten der menschlichen Entwicklung 
verpflichtet ist, dem Humanismus, der 
Freiheit und der Demokratie. Sie setzt 
die unvergängliche Tradition der sozia­
listischen und kommunistischen Bewe­
gung fort und bekennt sich zu den Prinzi­
pien der Solidarität, der sozialen Gerech­
tigkeit und der Achtung der Arbeit. . .“- 
(Le Monde. 11.10.89).

Der ehemalige Generalsekretär und 

Nachfolger Kädärs, Karöly Grosz, hatte 
am zweiten Sitzungstag demonstrativ das 
Präsidium verlassen und an keiner Ab­
stimmung mehr teilgenommen. Zum 
neuen 24-köpfigen USP-Vorstand, der 
das Politbüro ersetzt, gehören auch die 
„radikalen“ Marktwirtschaftler Imre 
Pozsgay, Außenminister Gyula Horn 
und Ministerpräsident Miklos Nemeth. 
Wie umstritten ihr Kurs ist, zeigte sich 
z.B. daran, daß kein einziger von ihnen 
in das Amt eines der vier stellvertreten­
den Parteivorsitzenden gewählt wurde. 
Alle drei hatten sich darum beworben. 
„Die Kompromisse, die auf diesem Par­
teitag geschlossen wurden, gingen auch 
meiner Meinung nach etwas zu weit“, 
erklärte Nemeth später. (Spiegel, 43/89, 
S.187) Pozsgay mußte vor dem Parteitag 
zweimal Anlauf für eine Delegiertenno­
minierung nehmen, nachdem er als einer 
von 34 Kandidaten in Keszkemet nicht 
unter die 27 zu wählenden Delegierten 
kam. Die FAZ schätzt, daß nur etwa ein 

Drittel der Delegierten die „soziale 
Marktwirtschaft“ mit allen Konsequen­
zen verwirklicht sehen will. (11.10.89)

Ihre entschiedenen Gegner werden der 
USP nicht beitreten. Sie haben sich in 
der sogen. „Kädär-Gesellschaft“ gesam­
melt und beabsichtigen, eine neue Kom­
munistische Partei aufzubauen. Nach 
Berichten einer sowjetischen Zeitung, 
gibt es nun auch eine Marxistisch-Leni­
nistische Arbeiterpartei, der Mitglieder 
des ehemaligen ZK der USAP angehö­
ren. (Neue Zeit, 41/1989) Am 19.10. 
wurde außerdem eine Nachfolgeorgani­
sation der USAP mit selbem Namen ge­
gründet.

Reszö Nyers, der alte wie neue Partei­
präsident hatte in Interviews betont, es 
gehe in Ungarn nicht um eine „Rekapita- 
lisierung“, auch künftig werde es einen 
„bedeutenden staatlichen Sektor“ ge­
ben, einen ausgeprägten Außenhandel 
mit der Sowjetunion und im Westen wol­
le man zwar die Beziehungen zur EG in-
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Irland: Lohnforderungen 
der Krankenschwestern

Auf der Jahreshauptversammlung der 
irischen Schwesterngewerkschaft Irish 
Nurses Organisation (INO) haben die 
Beschäftigten in der Krankenpflege die 
Arbeitsbedingungen und niedrigen Löh­
ne heftig kritisiert. 15000 Kranken­
schwestern und -pfleger arbeiten in Ir­
land. 2500 verlassen jährlich den Beruf 
oder gehen ins Ausland. Mehrheitlich 
wurde beschlossen, in der kommenden 
Tarifrunde 50% Lohnerhöhungen zu 
verlangen. Irlands Gesundheitsminister 
O’Hanlon wurde aufgefordert, dafür zu 
sorgen, daß die staatlichen Investitionen 
und Zuschüsse für das Gesundheitswe­
sen wieder steigen. —(sul, AGG)

Großbritannien: 15 Jahre zu 
Unrecht inhaftiert

Ende Oktober hat ein britisches Appella­
tionsgericht die sofortige Freilassung 
von vier irischen Häftlingen verfügt, die 
seit 1975 offensichtlich durch falsche 
und gefälschte polizeiliche „Beweise“ 
als angebliche Bombenleger inhaftiert 
worden waren. Die Geschworenen hat­
ten die vier Angeklagten 1974 für schul­
dig befunden, als Mitglieder der IRA im 
Oktober und November 1974 Bomben­
anschläge gegen Gaststätten verübt zu 
haben, bei denen acht Personen getötet 
und 70 verletzt wurden. Der Schuld­
spruch basierte ausschließlich auf Ge­
ständnissen der Angeklagten bei den po­
lizeilichen Vernehmungen. Die Ange­
klagten hatten diese Geständnisse vor 
Gericht als erpreßt widerrufen. Trotz­
dem waren sie verurteilt worden. Jetzt 
mußte auch das Appellationsgericht ein­
räumen, daß die die Ermittlungen füh­
renden Polizeibeamten u.a. einen Entla­
stungszeugen, den die Angeklagten be­
nannt, aber nicht ausfindig gemacht hat-

ten, dem Gericht vorenthalten hatten. 
Noch ist offen, ob die Polizeibeamten, 
die die Verurteilung der vier Iren mit 
diesen Täuschungen und Beweisunter­
schlagungen herbeigeführt hatten, über­
haupt vor Gericht erscheinen müssen. 
Die Solidaritätsbewegung mit dem iri­
schen Befreiungskampf bekämpft seit 
Jahren noch ein zweites, ebenso umstrit­
tenes Urteil, in dem sechs Iren 1975 
ebenfalls aufgrund später widerrufener 

17000 Gewerkschaftsmitglieder beteiligten sich am 19. Oktober in Brüssel an einer 
Protestaktion des Europäischen Gewerkschaftsbundes (EGB) gegen die Angriffe der 
Konzerne auf Löhne, Arbeitsbedingungen und Schutzrechte der Lohnabhängigen im 
Zusammenhang mit dem geplanten „EG-Binnenmarkt 1992“. Zu der Aktion hatten 
der EGB und Einzelgewerkschaften u.a. aus Österreich, Norwegen, Schweden und 
der Schweiz aufgerufen. Der EGB verlangt, daß in der auf dem nächsten EG-Gipfel 
vorliegenden „EG-Sozialcharta“ u.a. das Recht auf Tarifvertrag, die Wochenarbeits­
zeit, Bezahlung, Mutterschutz, Kindersorgezeiten sowie der Schutz im Krankheitsfall 
rechtsverbindlich verankert werden. Die Kundgebung in Brüssel war der Abschluß 
einer Aktionswoche des EGB, bei der u.a. in der belgischen Hafenstadt Ostende 900 
Gewerkschaftsvertreter aus der EG über ein gemeinsames Vorgehen gegen den Bin­
nenmarkt beraten hatten. — (rül)

Geständnisse in Birmingham für schul­
dig befunden worden waren, durch Bom­
benanschläge auf Gaststätten 21 Men­
schen getötet und 160 zum Teil schwer 
verletzt zu haben. Sowohl die Verurtei­
lung der jetzt freigesprochenen bzw. 
freigelassenen vier Iren wie der sechs 
Iren erfolgte aufgrund der sog. „Antiter­
ror-Gesetze“ der britischen Regierung 
gegen den irischen Befreiungskampf. 
— (hü)

tensivieren, und der EFTA beitreten.“
Daß wirkliche Konkurrenzfähigkeit 

auf dem Weltmarkt nur den multinatio­
nalen Konzernen vorbehalten ist, darauf 
verweisen Kritiker des gegenwärtigen 
Reformkurses. Wenn Ungarn sich die­
sem Kampf stellen wolle, bedeutete dies 
unmenschliche Arbeitsbedingungen und 
hohe Arbeitslosigkeit. Nicht die Plan­
wirtschaft als solche habe sich als le­
bensunfähig erwiesen, sondern „die po­
litische und wirtschaftliche Leitung, 
welche sich der gesellschaftlichen Kon­
trolle entzogen hat.“ (Zoltän Horvath in 
Marxistische Blätter 6/89)

Leute, die — aus unterschiedlichen 
Gründen — vor einem Ausverkauf des 
Landes warnen, werden darauf verwie­
sen, daß das Auslandskapital in Ungarn 
nur den Gegenwert von 400 Millionen 
Dollar habe bei einem Gesamtwert der 
ungarischen Industrie von 30 Milliarden 
Dollar; und die Auslandsinvestitionen 
pro Kopf betrügen nur 20 USD, während 

sie in kleineren europäischen Ländern 
bei 1000 USD/Kopf lägen.

Als Erfolg für die bürgerliche Opposi­
tion Ungarns mag die auf dem Parteitag 
hart umstrittene Umwandlung der Arbei­
termilizen in eine unbewaffnete Natio­
nalgarde unter Aufsicht von Parlament 
und Regierung betrachtet werden. Be­
deutend aber ist auch das Ergebnis der 
Auseinandersetzung um die Parteizellen 
in den Betrieben, eine Frage, die nach 
„Le Monde“ (10.10.89) Kommunisten 
und Sozialisten deutlich voneinander 
schied: Der Antrag auf Auflösung der 
Betriebszellen wurde zu Fall gebracht. 
Dies veranlaßte die „Neue Züricher Zei­
tung“ zu dem Kommentar: „Inwiefern 
die Sozialisten von heute nicht mehr die 
Kommunisten von gestern sind und sein 
wollen, darüber mag man in der Tat be­
reits seine Zweifel haben, wenn man die 
Entscheidung der Kongreßdelegierten in 
Rechnung stellt, die Organisation der 
Partei an den Arbeitsplätzen aufrechtzu­

erhalten.“ (10.10.89)
Der Bund Freier Demokraten arbeitet 

hartnäckig daran, derartige Entscheidun­
gen zu konterkarieren. Er hat jetzt mehr 
als die notwendigen 100 000 Unter­
schriften für ein Volksbegehren vorge­
legt, in dem u.a. über das Verbot partei­
politischer Betätigung am Arbeitsplatz, 
d.h. der Beseitigung der Betriebsgrup­
pen, die Offenlegung des Vermögens der 
USAP sowie über eine Änderung der 
Präsidentenwahl entschieden werden 
soll. Das Staatsoberhaupt soll nicht wie 
geplant Ende November 89 vom Volk, 
sondern erst nächstes Jahr vom neuen 
Parlament gewählt werden, wo dann 
eventuell die bislang relativ gesicherte 
Wahl des USP-Kandidaten Pozsgay ge­
fährdet wäre. Aber auch die ,,Patrioti­
sche Volksfront“, eine Massenorganisa­
tion der alten USAP, deren Vorsitzender 
Pozsgay lange Zeit war, schlägt inzwi­
schen einen Gegenkandidaten vor. 
— (frr)
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Veröffentlichungen

Begriffe der 
Republikaner

Ideologie und Programmatik der Repu­
blikaner werden in einer Broschüre des 
Duisburger Instituts für Sprach- und So­
zialforschung untersucht. Helmut Kel­
lershohn zieht die Verbindungslinie zur 
neokonservativen Ideologie. Zum Ver­
gleich benutzt er eine Rede des Bundes­
präsidenten Weizsäcker, in der dieser 
die Ansprüche der Bürger an den Staat 
kritisiert und dabei seine Auffassung von 
der Rolle des Staates darlegt. Dieser soll 
verhindern, daß eigene Interessen auf 
Kosten des Ganzen durchgesetzt werden. 
Er soll nicht einer ,,Rechthabereigesell­
schaft“, sondern „der Gerechtigkeit und 
dem Schutz des Schwachen“ dienen. 
Kellershohn zeigt, daß die Republikaner 
an dieser Position anknüpfen können. 
Sie kritisieren dabei zugleich die Regie­
rung, der es nicht gelungen sei, eine sol­
che Wende herbeizuführen, die das An­
spruchsdenken wirklich unterdrückt. Sie 
setzen an die Stelle von Interessen der 
Bürger den Begriff „Volk“. Die Pflicht 
der Deutschen soll sein, sich diesem 
Wert unterzuordnen und erst dann Un­
terstützung zu erwarten, als Belohnung 
für Treue und nicht als Abdeckung von 
Bedürfnissen.

In bezug auf die Verfassung bedeutet 
dies, daß die Republikaner „das Lebens­
recht und die Menschenrechte aller 
Deutschen“ über das anderer Menschen 
stellen und diese Rechte für andere für 
aufhebbar halten. Durch die Festlegung 
in ihrem Programm, daß das Gemein­
wohl der Staatsräson und allen Gruppen­
interessen übergeordnet sei, werden Par­
teien und Gewerkschaften als Interessen­
gemeinschaften ausgeschlossen. Alle, 
die keine Deutschen sind, haben daher 
nur doppelte Unterdrückung und keiner­
lei Förderung durch diesen Staat zu er­
warten. Da der Staat das Volk vertritt, 
das scheinbar eine eigene Existenz hat 
und dessen Teil bestimmte Leute 
zwangsweise sind, nämlich durch Ge­
burt und Tradition, kann er quasi selb­
ständig die Freiheit der Einzelbestandtei­
le des Volkes einschränken. Er läßt „den 
Einzelnen in Freiheit dienen“, fordert 
Opfer und Dienstleistungen. Auflehnung 
gegen die Anforderungen des Staats wird 
bestraft. Zu Recht wird darauf hingewie­
sen, daß eine legale Konfliktregelung, 
die im Grundgesetz immerhin vorgese­
hen ist, unmöglich wird. Beim Volk ist 
nichts auszugleichen, es ist einheitlich 
und unveränderlich. Gezeigt wird wei­
ter, welche Folgen der völkische Natio­
nalismus haben muß, wenn er auf die 
Bestimmung des Feindes angewendet 
wird. Innerer Feind ist jeder, der sich 
nicht dem völkisch nationalen Weltbild 
unterwirft und nicht bereit ist, die Ver­
folgung eigener Interessen aufzugeben.

Kriminell ist z.B., wer „asoziale An­
sprüche auf Kosten der Leistungswilli­
gen und zukünftiger Generationen“ an 
den Staat richtet. Auch sogar am zukünf­
tigen Bestand des Vokes könne man zum 
Verbrecher werden, wennn man heute 
den Leistungswilligen etwas entziehe. 
Damit schüren die Republikaner das 
Vorurteil, daß Arbeitslose, Kranke und 
Alte auf Kosten der Arbeitenden leben. 
Ausländer und Asylbewerber gehören 
nicht zum Volk und haben keine Rechte. 
Zynisch stellen die Republikaner fest, 
sie wollten Ausländerfeindlichkeit ver­
hindern, indem sie sie von den Deut­
schen getrennt halten und so viele wie 
möglich aus dem Land weisen.

Für die Politik der Gewerkschaften 
bedeutet die völkische „Leistungsge­
meinschaft“, daß sie dem Willen des 
Staates unterworfen sein sollen in der 
besonderen Form, daß sie an das Be­
triebswohl gebunden sind. Den Lohnver-

| DISS-Tcxte Nr. 8

Hchnut KeHmbohn-

Der völkische
Nationalismus der
REPUBLIKANER
fdeologie und Programmatik

...................... .... .... . 

..... ..................
Duisburger IniSsiui für Sprach' und Somttbnchung

zieht sollen sie selber betreiben, denn 
der „Preis der Arbeit“ kann anders nicht 
„im Sinne des gesamten volkswirtschaft­
lichen Vorteils“ behandelt werden.

Nicht schlüssig ist die zusammenfas­
sende Bewertung des völkischen Natio­
nalismus der Republikaner am Schluß: 
„Sozialökonomisch gesehen ist der völ­
kische Nationalismus eine Ideologie sub­
alterner Klassen, insbesondere von Tei­
len der Mittelklassen, mit einer nicht zu 
unterschätzenden Ausstrahlung in die 
Arbeiterklasse hinein.“ Im Gegensatz zu 
dieser Behauptung hat Kellershohn zu­
vor entwickelt, daß es sich um eine Ideo­
logie handelt, die imperialistischen 
Zwecken dient. Sie kann nur von der 
imperialistischen Bourgeoisie gebildet 
werden, wenn auch mit dem Ziel, Teile 
anderer Klassen ins Bündnis einzuspan­
nen.
Helmut Kellcrshohn. Der völkische Nationalis­
mus der Republikaner, Ideologie und Program­
matik. DISS-Texlc Nr. 8, Duisburg. August 
1989- (anl)

Richter Herzog schreibt 
zum Verhältnis Kirche/Staat

Nicht öffentlich läuft zwischen den bei­
den (Staats-) Kirchen und den staatlichen 
Institutionen ein stetiger Austausch über 
gemeinsame Konzeptionen oder Aufga­
benverteilungen ab, der die Strategiedis­
kussion innerhalb der Reaktion beein­
flußt. Prof. Dr. Roman Herzog, ehe­
maliges Mitglied der EKD-Synode und 
derzeit Präsident des Bundesverfas­
sungsgerichts, schreibt in der CDU-Zeit­
schrift „Die politische Meinung“ Nr. 
245 (Ausgabe August 1989) einen Auf­
satz unter dem Titel „Ungeklärte Grund­
satzfragen — Verständnislücken zwi­
schen Demokratie und evangelischer 
Kirche“, der u.a. Fragen des Widerstan­
des — z.B. Sitzblockaden — berührt und 
der diesen als illegitim diskreditiert.

„Die Staatsaufgaben haben sich, seit 
es einen ,modernen4 Staat gibt, nicht 
systematisch, sondern pragmatisch ent­
wickelt, jeweils in Reaktion auf gesell­
schaftliche Nöte und Defizite, die man 
diagnostizierte oder zumindest glaubte, 
diagnostizieren zu müssen. Die Gefah­
renabwehr — heute sagt man wohl posi­
tiver, dafür aber auch verhüllender: die 
Sicherung des Friedens — nach innen 
und außen hat man aus den alten Zeiten 
zwar wie selbstverständlich übernom­
men . . . Die fünfte Barmer These, die 
heute meist wie eine Magna Charta evan­
gelischer Staatslehre gehandhabt wird, 
hat — von ihrer Stoßrichtung aus völlig 
konsequent — lediglich die innere Ge­
fahrenabwehr als Aufgabe und Existenz­
grund des Staates genannt . . . Auch die 
geradezu abenteuerliche Überschätzung, 
die das sogenannte Widerstandsrecht 
vielerorts erfahren hat, ist wohl darauf 
zurückzuführen.“

In einem anderen Abschnitt bedauert 
Herzog, daß die evangelische Kirche seit 
der feudalen Epoche keine Anstrengun­
gen unternommen hat, um der „Kirchen­
verdrossenheit“ etwas entgegenzustel­
len:

„Die Spannung zur pluralistischen 
Demokratie als der Nachfolgerin der 
Monarchie ist in der evangelischen 
Kirche deshalb bis heute nicht vollstän­
dig überwunden, und schon gar nicht in 
einem positiven Sinne. Die Kirche hat es 
bis heute nicht ganz verkraftet, daß der 
Souverän — konkret gesprochen: der 
Gesetzgeber — mittlerweile ein ganzes 
Volk ist und dieses Volk in weiten Teilen 
nicht einmal mehr christlich4 denkt.“

Herzogs Aussagen sind im gesamten 
Text auf die beiden Staatskirchen, die 
ihre Mitgliedsbeiträge über die Steuern 
eintreiben lassen, fixiert. Er versucht zu 
begründen, warum Widerstand gegen 
staatliche Willkür sich in verschiedenen 
Bewegungen ausdrückt und zu gering 
kontrollierbar existiert:

„Die Lutheraner waren von Anfang an 
auf die Fürsten und ihre Staaten fixiert: 
man braucht das nicht nur kritisch und 
negativ zu beurteilen . . . die Reformier-
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ten (haben) jahrhundertelang in kriti­
scher Auseinandersetzung mit katholi­
schen und lutherischen Obrigkeiten le­
ben müssen, so daß sie fast automatisch 
recht kühl über Staats- und Gesetzes­
treue und recht warmherzig über Regel­
verstoß und Widerstand zu denken lern­
ten. Solche Grundhaltungen pflegen sich 
über viele Generationen fortzupflanzen 
... (es handelt) sich hier eher um poli­
tische denn um theologische Wurzeln 
des politischen Verhaltens.“ — (mal)

Wirtschaftspolitische 
Zukunftsdebatte der SPD

In den WSI Mitteilungen 9/89 ist ein 
Aufsatz zur Auseinandersetzung mit der 
diesbezüglichen programmatischen De­
batte in der SPD erschienen. Der Verfas­
ser ist Hermann Bartmann. Folgende 
Schlußbemerkung formulierte der Ver­
fasser:

„Die SPD-Programmdiskussion ist 
sicher fortgeschrittener und intensiver 
als bei manch anderer Partei. Sie könnte 
geschlossener und kompetenter sein, 
wenn nicht einige ,Vordenker4 wieder 
einmal eine neoliberale Anpassungsstra­
tegie propagieren würden. Durch publi­
kumswirksame und koalitionstaktische 
Anpassungsstrategien lassen sich die 
dringend erforderlichen Strukturrefor­
men (Energie, Verkehr und Landwirt­
schaft) nicht bewältigen.“

Die Leistung des Autors besteht in der 
genauen Beschreibung der Lager in der 
SPD-Programmdebatte und ihrer Posi­
tionen bezogen auch auf die Vertretung 
unterschiedlicher Wirtschaftstheorien. 
Betrachtet werden einerseits die Vertre­
ter eines sozialstaatlichen Interventionis­
mus und andererseits die sogenannten 
sozialliberalen Erneuerer wie Lafontaine 
und andere. Lafontaine und andere be­
nutzen das Argument der Internationali­
sierung der Märkte, um die staatliche 
Kompetenz für die Wirtschaftspolitik zu 
bestreiten.

Bezeichnenderweise bezieht jedoch 
der Autor sowohl in seiner wohlwollen­
den Unterstützung etlicher Programm­
passagen des SPD-Entwurfs als auch in 
seiner Kritik an den „sozialliberalen Er­
neuerern“ wie Lafontaine und anderen, 
den Bereich Arbeit nicht in die Betrach­
tung mit ein. Dabei zielt der Programm­
entwurf der SPD in erheblicher Weise 
auf die Arbeits- und Lebensbedingungen 
der abhängig Beschäftigten. Dies betrifft 
die von Lafontaine eingebrachten Neu­
definitionen der Arbeit und entsprechen­
de Folgen (vom Autor eher am Rande 
beschrieben) ebenso wie die Propaganda 
der Verteilung der Arbeit bei Verzicht 
auf Lohn. So gesehen ist der Aufsatz in 
den WSI Mitteilungen für die Position all 
derjenigen, die vom Standpunkt der Ar­
beit gegen den SPD-Programmentwurf 
argumentieren, wenig hilfreich.
Die wirtschaftspolitische Zukunftsdebatte im 
Programmentwurf der SPD. WSI Mitteilungen 
9/89- (brr)

HBV-Untersuchungen

Handel: Schwerstarbeit und 
hoher Gesundheitsverschleiß

Rund ein Zehntel aller erwerbstätigen 
Frauen arbeitet als Verkäuferin, das sind 
mehr als eine Million Frauen. Das sind 
71% der Lohnabhängigen im Einzelhan­
del. 98% der rund 800000 Teilzeitbe­
schäftigten und 59% der Vollzeitbe­
schäftigten sind Frauen. Der Verkaufs­
beruf ist in diesem Sinne ein typischer 
Frauenberuf. Im Handel insgesamt ar­
beiten nur im Lagerbereich, Fuhrpark, 
in der Datenverarbeitung und in Lei­
tungsfunktionen überwiegend Männer.

Mit der starken Konzentration im Han­
del hat sich der alte Verkäuferberuf und 
damit Arbeitsbedingungen und Ver­
schleiß der Gesundheit erheblich gewan­
delt. In den großen SB-Märkten, Kauf­
häusern und Filialbetrieben hat sich die 
Anzahl der Beschäftigten pro Quadrat­
meter Verkaufsfläche innerhalb von 
zehn Jahren halbiert. Durch Rationali­
sierungsmaßnahmen zumeist mit EDV 
und palettenmäßigem Warenangebot in 
SB-Märkten sind Arbeitsplätze wie Kas­
siererin, Regalauffüllerin oder Waren­
auszeichnerin entstanden. An SB-Markt- 
kassen ist die Arbeit fast nur noch in 
Teilzeitarbeit durchzustehen. Teilzeitar­
beit oder überlange Arbeitszeiten, Ge­
hälter zwischen 1560 und 2000 DM 
brutto, Arbeit an fünf Tagen verteilt von 
Montag bis Samstag und oft nur sechs 
bis zwölf freie Wochenenden im Jahr 
lassen kaum Zeit zur Regeneration.

Im folgenden soll aber über die ge­
sundheitsgefährdenden Arbeitsplätze im 
Handel berichtet werden. Seit zwei Jah­
ren ist die HBV dabei, die Belastungen, 
Krankheiten, Unfallgefahren im Einzel- 
und Großhandel systematisch zu erfas­

Auszeichnen und Regalauffullen: Schwere Verpackungseinheiten und Zwangs­
haltung (Hocken und Knien). Bilder: Uwe Marzinzik

sen. Das Projekt „Gesundheitsschutz 
und Arbeitssicherheit für die Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmer im Groß- 
und Einzelhandel“ (GESA) hat zu ein­
zelnen Bereichen des Handels Arbeits­
hefte herausgegeben.

Was sind nun die typischen Bela­
stungsschwerpunkte im Handel:

Quellenhinweis: Einzelhandels-BG. Unfallaus­
lösende Gegenstände, geordnet nach der Anzahl 
der Arbeitsunfälle. 1987

Einzelhandel: Meldepfl. Unfälle 1987

lfd.
Nr.

unfallauslösender
Gegenstand

Anzahl

1 Messer 8405
2 Fußböden, Gehwege 6412
3 Aufschnittschneidemasch. 4707
4 Treppen 2932
5 Kisten, Kartons, Dosen 2150
6 Personenkraftwagen 1447
7 Splitter, Späne, Scherben 1292
8 Türen, Tore 1259
9 Rollcontainer 1 177

10 Flachpaletten 1 145
11 Knochen, Fleischwaren 1 128
12 Stehleitern 1 114
13 Glatteis. Eis, Schneeglätte 851
14 Hubwagen 849
15 Lagerregale 720
16 Schränke, Regale. Möbel 678
17 Menschen 578
18 Bandsägemaschinen 566

sonstige Gegenstände 16986

Summe Arbeitsunfälle 54396
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allgemein: körperliche und nervliche 
Überbeanspruchung, Streß und Hektik, 
ständige Lärmbelastung, fast überall 
Kunstlicht und grelles Neonlicht, Klima­
anlagen und Zugluft, immer weniger 
Entscheidungsfreiräume, oft wird über 
geistige Unterforderung und eintönige 
Arbeit geklagt.
an den Kassen: einseitige dynamische 
Muskelarbeit: Rund 100 kg schiebt oder 
hebt eine Kassiererin im Schnitt stünd­
lich mit der linken Hand an ihrer Kasse 
vorbei; Spitzenwerte liegen bei 250 kg. 

Streß, Hektik, permanente Konzentra­
tion: Bis zu 80 Kunden müssen stündlich 
abgefertigt werden, die Kasse muß dabei 
stimmen. Zugluft und Kälte: die Kassen 
sind fast immer an den Türen. Isolierter 
Arbeitsplatz, Ständiger Ärger mit unge­
duldigen Kunden.
im Verkauf: stundenlanges Stehen, teil­
weise bis zu 98% der Arbeitszeit. 
Schweres Heben und Tragen: Ein Ballen

Palettenziehen in engen Regalwegen und mit hohem Gewicht. Bild: Uwe Marzinzik

Stoff wiegt bis zu 22 kg, eine Ver­
packungseinheit Keramik bis zu 30 kg. 
Zwangshaltung beim Ein- und Umräu­
men von Tischen und Regalen. Personal­
abbau und Leistungsdruck: Während bei 
Karstadt 1972 auf 1000 qm Verkaufsflä­
che noch 87 Vollzeitkräfte arbeiteten, 
waren es 1983 nur noch 43.
im Lager: schwere körperliche Bean­
spruchung beim Heben und Tragen, Kar­
tons aufreißen, Hubwagen ziehen und 
abbremsen. Unfallgefahren durch Regal­
ecken, glatte Fußböden, Leitern, 
schlecht gestapelte Kartons und Paletten, 
mangelnde Einweisung beim Umgang 
mit Gabelstaplern und anderen techni­
schen Geräten. Schlechte Luft, Zugluft, 
Staub, Kältearbeitsplätze in Kühl räumen 
im Fuhrpark: Vibrationen und Erschüt­
terungen des Fahrersitzes, körperliche 
Schwerarbeit beim Be- und Entladen, 
permanenter Termindruck, erhöhte Kon­
zentration im Straßenverkehr, immer 
engere Arbeitsvorgaben und permanente 
Kontrolle durch computergestützte um­

fangreiche Datenerfassung und Kontrol­
le (z.T. direkt im Fahrerhaus), ständig 
Überstunden, Nachtarbeit . . .
in der Verwaltung: nur sitzende Tätig­
keit, Belastung der Augen durch 
schlechtes Licht und Bildschirmarbeit, 
immer mehr einseitig gesteuerte Arbei­
ten (besonders im Einkauf und Warenan­
nahme) durch EDV-Systeme, häufig zu 
kurze Anlernzeiten und kaum Weiterbil­
dungsmöglichkeiten, Arbeitsintensivie­
rung, steigender Leistungsdruck.

Als typische Gesundheitsschäden im 
Handel gelten: Schmerzen in den Beinen 
und Füßen, Krampfadern, Platt- und 
Spreizfüße, geschwollene Beine vor al­
lem bei Verkäuferinnen. Bei Frauen mit 
stehender Tätigkeit über viermal so hohe 
Frühgeburtsrate wie bei nicht berufstäti­
gen Frauen. Schmerzen und Gelenkser­
krankungen in den Armen, der Schulter, 
dem Nacken und dem Rücken vor allem 
bei Kassiererinnen und Verwaltungsan­

gestellten. Rückenschmerzen und Wir­
belsäulenschäden vor allem bei Fahrern. 
Kopfschmerzen, Augenbrennen und 
Flimmern vor den Augen, Kreislaufbe­
schwerden, allegemeine Müdigkeit und 
Schlafstörungen, nervöse Erschöpfungs­
zustände treten vor allem in Verkaufs­
räumen auf. Arbeitsunfähigkeit bei Ver­
käuferinnen wird häufiger festgestellt als 
bei anderen Frauenarbeitsplätzen. 
Krampfadern, Bluthochdruck, schmerz­
hafte ,,Wirbelkörpersyndrome“, Er­
krankungen des Magens bzw. des 
Zwölffingerdarms und der Nieren sind 
die häufigsten Diagnosen. Der Beruf 
Verkäufer gehört mit zu den 196 ausge­
wählten Berufen, bei denen 100 und 
mehr Berufskrankheitenfälle pro Beruf 
1971 bis 1976 auftraten. Die häufigsten 
Berufskrankheiten waren Hauterkran­
kungen, Bronchialasthma und Erkran­
kungen der Zähne durch Säuren (zusam­
men 85,8% der Berufskrankheitsfälle).

Schon um die Einhaltung der von Be­
rufsgenossenschaften vorgeschrieben

SB-Markt: Ausfalltage durch Unfälle 
an Aufschnittschneidemaschinen 1986 
Fili- Vorfall Arbeits­
ale tage

1 Reinigen 15
2 Schlitten, Quetschung 8

Reinigen 6
3 Reinigen 21
4 Schutzvorrichtung 

gebrückt
5

5 Einlegen Putenfleisch 7
6 Reinigen, Schwindel 13

Resteschneider verrutscht 3
7 Reinigen 7

Ware einlegen 14
8 Reinigen 8
9 Hand als Ware genutzt 10

Reinigen 8
10 Reinigen 12
11 Reinigen 10
12 Resteschneider

Stück richten
4

13 Schneideführung beim 
Rouladeschneiden gebrückt

28

14 vor Maschine aus­
gerutscht

10

15 Resteschneider ver­
rutscht

10

Summe Filialen 200

Sicherheitsbestimmungen muß in fast 
jedem Einzel fall gekämpft werden. Es 
sind die Kosten, die die Händler scheu­
en. Das gilt für richtige Beleuchtung ge­
nauso wie für fünf-beinige Stühle an den 
Kassen. Im Verkauf ist Sitzen sogar oft­
mals untersagt.

Der Betriebsrat von IKEA berichtet: 
,,Früher wogen die Stoffballen etwa zwi­
schen 15 und 22 Kilogramm. Da diese 
fast ausschließlich von Frauen bewegt 
werden mußten — vom Lager in die Re­
gale, vom Regal auf die Zuschneideti­
sche und wieder zurück ins Regal — trat 
der Betriebsrat an die Produktgruppe 
Textil heran ... Er forderte sie auf, sich 
bei den Stoff-Herstellern dafür einzuset­
zen, daß die Stoffballen nur noch bis zu 
einem maximalen Gewicht von zwölf Ki­
logramm aufgewickelt werden.“ Um das 
aber durchzusetzen, mußte erst deutlich 
klargemacht werden, daß es sich hier 
nicht um eine ,,humanitäre“, freiwillige 
Maßnahme handelt. Nötig war die Vor­
lage einer Aufstellung des Bundesar­
beitsministeriums über die hochstzuläs­
sigen Gewichtsgrenzen beim Heben und 
Tragen. Die Stoffballen wiegen bei 
IKEA heute maximal zwölf Kilogramm. 
Das bedeutet für die Frauen ,,weniger 
Schleppen, Wuchten und Stemmen und 
weniger Schmerzen und körperlichen 
Verschleiß.“

Im Verkauf ruft die HBV auf: ,,Setzen 
Sie sich öfters hin Kollegin!“

Quellenhinweis: GESA-Hefte Arbeit im Ver­
kauf, Schwerpunktthema Heben und Tragen und 
Unfallgefahren. GESA. HBV-HV, Düsseldorf 
1989— (rub)
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9.11.: Kundgebung 
der RCU in Neuengamme

Hamburg. Anläßlich des 51. Jahrestages 
des Judenpogroms 1938 und der derzeiti­
gen Verfolgung der Roma in Hamburg 
rufen die Roma und Cinti Union (RCU). 
das Auschwitz-Komitee e.V. sowie wei­
tere Verbände von NS-Verfolgten und 
Hinterbliebenen und verschiedene 
Flüchtlings- und Immigrantengruppen zu 
einem europaweiten „antifaschistischen 
und antirassistischen Treck“ zum ehe­
maligen Konzentrationslager Neuengam­
me auf. Inzwischen bereitet der Hambur­
ger Senat die Abschiebung von Roma 
und Cinti im großen Stil vor. Laut Vol­
ker Schiek, Leiter der Ausländerbe­
hörde, ist bei rund 20 Familien die Ab­
schiebung sofort zu vollstrecken. In den 
vergangenen Wochen sind bereits elf 
Roma gewaltsam vertrieben worden. 
Am 12.10. konnte die Abschiebung von 
Francicek und Zibigniew Siwak durch 
die Ausländerpolizei gerade noch ver­
hindert werden. Gegen diese Senatspoli­
tik wandten sich Erklärungen u.a. des 
Personalrats der Referendare am Ober­
landesgericht Hamburg, der Deutsch-Jü­
dischen Gesellschaft Hamburg (CIG) 
und der Bundesarbeitsgemeinschaft Kri­
tischer Polizisten. — (bab)

Kapitalisten wollten Schönhuber 
im Alten Rathaussaal befragen

München. OB Kronawitters Ankündi­
gung, die Stadt München werde dem tra­
ditionsreichen Industrieclub „Kauf­
manns Casino“ zur Feier seines 150jäh- 
rigen Bestehens nicht den Alten Rathaus­
saal zur Verfügung stellen, falls der Re­
publikaner-Chef Schönhuber tatsächlich 
im Casino als Referent zu Gast sein 
wird, hat einigen Wirbel erzeugt. Der 
Industrieclub hat Schönhuber aber nicht 
ausgeladen, sondern der private Abend 
finde nun einfach nicht statt, so die In­
formation des Casino-Sprechers Profes­
sor Johannes Vollberg, hauptberuflich 
Direktor bei der Siemens AG in einem 
Gespräch mit der Zeitung „metall“. Sie­
mens-Manager Vollberg zur Stimmung 
im Club: „Drei oder vier Briefe gab es, 
die das nicht so gut fanden. Aber wer 
sagt denn, daß die anderen Mitglieder 
das nicht ganz prima gefunden hätten?“. 
Offensichtlich wird jetzt auf eine günsti­
gere Gelegenheit gewartet — vor oder 
nach den Kommunalwahlen in Bayern 
im Frühjahr 1990. Es muß ja nicht gleich 
provokativ der Alte Rathaussaal sein, wo 
Schönhuber vor den Kapitalisten seinen 
Auftritt bekommt. Kronawitter und die 
Münchner SPD müßten jetzt schon im 
Kreiswahlausschuß gegen die Wahlzu­
lassung dieser neofaschistischen Partei 
stimmen, um eine Etablierung der Repu­
blikaner zu bekämpfen. Welche Metho­
den gibt es denn sonst, um diese Partei 
aus dem Stadtrat und der Stadtverwal­
tung zu halten? - (dil)

DER VÖLKERN, SONDERN
ZWISCHEN OBEM UHD ÄJ:

Bündnis

,..7-7lofif § iöl

Karlsruhe. Am 14.10. demonstrierten 450 Leute in Karlsruhe gegen die Kandidatur 
von Faschisten bei den Kommunalwahlen (Republikaner, Freiheitliche Volkspartei, 
ÖDP, NPD). Aufgerufen hatten das Bündnis gegen Neofaschismus und die Regionale 
Schülervertretung. Auf der Kundgebung redeten Grüne Liste, VVN, Volksfront, Schü­
lervertretung, Kurdistan-Komitee, Antiimperialisten. — (rub)

Polizei überwacht Rede- 
und Versammlungsfreiheit

Nürnberg. Am 24. Oktober führte im 
Stadtteilzentrum Desi ein Bündnis aus 
dem autonomen Spektrum und der BWK 
eine Veranstaltung zum Kurdenprozeß 
durch. Ein Vertreter des Ordnungsamtes 
der Stadt Nürnberg persönlich erzwang 
gegen den Willen der Veranstalter die 
Anwesenheit uniformierter Polizei mit 
Hinweis auf § 12 des Bundesversamm­
lungsgesetzes. Die Gründe: Aus einem 
Flugblatt sei „zu schließen, daß die Ver­
fasser auf der Seite von Befreiungsbewe­
gungen stehen, die bewaffnet gegen ,Im­
perialismus und Kolonialismus4 kämpfen 
und auch die deutsche Justiz als ihren 
Gegner betrachten“. Es bestehe Gefahr, 
daß sie sich „auf die Seite der in Düssel­
dorf Angeklagten stellen .. ., daß eine 
terroristische Vereinigung unterstützt 
wird . . . sofortige Vollziehung . . ., 
weil von ihnen (den Anordnungen, Poli­
zei zu dulden) eine vorbeugende Wir­
kung erwartet werden kann“. — (diw)

Volkshochschulveranstaltung 
mit REP fiel aus

Westberlin. Die Volkshochschule Wed­
ding führt einmal im Semester eine Ver­
anstaltung mit Vertretern sämtlicher Ab­
geordnetenhausparteien als Reihe „Bür­
gergespräch“ durch. Am 13.10. sollte 
das Thema ,,Ausländer — Gastarbeiter 
oder Mitbürger4' unter Beteiligung eines 
,,Republikaners-Vertreters diskutiert 
werden. Auf Druck des Bündnisses ge­
gen Rassismus, Faschismus und Sexis­
mus, des Immigrantenpolitischen Fo­
rums u.a. konnte zwar erzwungen wer­
den, daß diese Veranstaltung abgesetzt 
wurde, die Reihe soll aber im nächsten 
Semester fortgesetzt werden. Die 800 bis 
1000 Leute, die am Freitagabend mit 

Parolen wie „Wahlrecht für alle“ de­
monstrierten, protestierten dagegen, daß 
die „Republikaner44 durch derlei Ver­
anstaltungen reputierlich gemacht wer­
den und Raum für ihre Ausländerhetze 
kriegen. — (chk)

Bundesparteitag der 
Nationalistischen Front

Detmold Am Samstag, den 7.10. führte 
die Nationalistische Front (NF) in ihrem 
Haus in Detmold-Pivitsheide einen Bun­
desparteitag durch. Am Freitag abend 
versammelten sich dort rund 800 Antifa­
schisten und Antifaschistinnen zu einer 
Mahnwache. Am nächsten Morgen 
stoppte die Polizei einen Zug mit Laut­
sprecherwagen, zerschlug die Türschei­
be und zerrte den Fahrer heraus. Sechs 
Menschen wurden während des Polizei­
kessels festgenommen. Die Demonstra­
tion war außerdem Reizgas und Knüp­
peln ausgesetzt. Derweil liefen Jusos und 
BI-Mitglieder vorbei, als handele es sich 
um einen Verkehrsunfall, den sie schnell 
zu passieren hätten. Nach Verhandlun­
gen durfte die Demonstration weiterzie­
hen. Aufgerufen zu der Blockade hatte 
ein Bündnis, wobei die örtliche Bürger­
initiative, Gewerkschaftsfunktionäre und 
DKP gehofft hatten, bis zu 7000 Men­
schen aus ihrem Bereich zu mobilisieren. 
Es wurden jedoch nicht mehr Leute als 
am Vortag, die zum größten Teil aus 
dem antikapitalistischen linken Spek­
trum kamen. Die Festgenommenen wur­
den, nachdem sie geschlagen, bis auf die 
Unterwäsche entkleidet in unterkühlte 
Einzelzellen geworfen worden waren, 
gegen abend entlassen. In einem Fall war 
CS Gas in die Augen und in die Zelle ge­
sprüht worden. (Bei dem Betreffenden 
löst sich als Folge davon die Bindehaut), 
—(tos)
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Antifaschismus

Diskussion über antifaschisti­
sches Bündnis im Kölner Rat

Köln. Zur ersten Sitzung des Rates der 
Stadt Köln organisierte das Antifaschisti­
sche Forum am 17. Oktober eine Pro­
testkundgebung gegen den Einzug von 
Faschisten in den Rat. Ca. 200 Leute 
versammelten sich, darunter viele junge 
Leute, aber auch ältere Antifaschisten. 
Die Polizei war stark aufgefahren, ver­
mutlich mit ca. 600 Beamten. Heinz 
Humbach von der VVN/BdA hob in sei­
ner Rede die unerträglich gewordene po­
litische Situation durch den Einzug der 
Republikaner mit 7,4 Prozent in den 
Kölner Rat hervor und kritisierte die Po­
litik der Bundesregierung. Vor allem 
durch die revanchistische und reaktionä­
re Politik der Regierung in den vergan­
genen Jahren, z.B. die Ehrung der 
Waffen-SS in Bitburg, seien solche Leu­
te wie Schönhuber gefördert worden. H. 
Humbach griff die Hetze der Republika-

Kundgebung am 17. Oktober in Köln 
ner gegen die Gewerkschaften und die 
Arbeiterbewegung an.

Auf der Kundgebung sprach danach 
ein Vertreter der Sozialistischen Liste zu 
den Ausländerbeiratswahlen und forder­
te das Wahlrecht für Ausländer, und be­
zog sich in diesem Zusammenhang auf 
das Wahlprogramm der Liste: ,,Auch für 
das Kommunal wähl recht macht die Re­
gierung die Einbürgerung zur Bedin­
gung. so als ob sie mit den Neo-Nazis 
wetteifern will.“

Ein Vertreter des Asta griff die Rats­
vertreter der Republikaner an. deckte 
deren faschistische Vergangenheit auf 
und enthüllte, daß einer der Abgeordne­
ten ein Wohnungsspekulant sei. der aus­
ländische Mieter tyrannisieren würde. 

Der Asta hatte vor der antifaschistischen 
Kundgebung eine Demonstration gegen 
die katastrophalen Wohnverhältnisse 
durchgeführt und ausreichenden Wohn­
raum für Studenten gefordert.

Die Volksfront-Ortgruppe hatte zur 
Demonstration ein Flublatt herausgege­
ben, indem sie die Ratsparteien auffor­
derte, eine antifaschistische Bündnispo­
litik einzugehen. Die Republikaner in 
Köln können mit ihren sieben Abgeord­
neten in verschiedene Ausschüsse und 
evtl. Aufsichtsräte von städtischen 
Betrieben einziehen. Neben der uner­
träglichen zentralstaatlichen Kontrolle 
der Kommunen tritt dann noch die neo­
faschistische Beobachtung und Beauf­
sichtigung der kommunalen Institu­
tionen. Das geht soweit, daß in Zukunft 
auch ein Vertreter der Republikaner in 
der Böll-Stiftung sitzen wird. Hätten die

Republikaner noch einen Sitz mehr er­
halten, wären sie sogar in den Auslän­
derbeirat eingezogen. Dies wäre eine 
Demütigung der ausländischen Einwoh­
ner gewesen und hätte die sowieso mini­
malen Beschwerdemöglichkeiten über 
diesen Beirat verhindert. Die Volks­
front-Ortgruppe sprach sich in dem 
Flugblatt dafür aus, die Initiative der 
SPD, die Republikaner aus allen Gre­
mien herauszuhalten, zu unterstützen. 
Dies wäre nicht nur ein formaler Akt, da 
eine Auflösung bzw. Verbot neofaschi- 
stischer Organisationen nur örtlich nicht 
möglich ist. Ein solcher Beschluß wäre 
ein politischer Akt. Er könnte sich 
darauf berufen, daß in der BRD faschi­
stische Parteien und faschistische Propa­

ganda nicht legal sind, weil das Verbot 
des Alliierten Kontrollrates, übernom­
men in Artikel 139 Grundgesetz, nach 
wie vor gilt. Ein solcher Beschluß wäre 
gleichzeitig ein Schritt, den politischen 
Gegner zu spalten und einen Verschmel­
zungsprozeß von Konservativen, Christ­
lich-Konservativen, Liberal-Konserva­
tiven und Faschisten, der in vollem 
Gange sei, etwas zu stören.

Auf die SPD-Initiative, die Republika­
ner aus den Ausschüssen herauszuhal­
ten, reagierten Teile der CDU aufgeregt, 
weil sie in einem solchem Bündnis ihre 
Theorie von Rechts — Links hätten fal­
len lassen müssen. In dieser Auseinan­
dersetzung erledigten die Grünen keines­
wegs ihre politischen Verpflichtungen. 
Sie lehnten ein solches Bündnis ab. mit 
dem Hinweis, daß ein solches Verfahren 
auch auf sie angewandt werden könne. 
Die Grünen nutzten nicht die Gelegen­
heit, inhaltliche Fragen, wie z.B. den 
Kölner Großstadtchauvinismus als Be­
standteil eines solchen antifaschistischen 
Vorgehens zur Diskussion zu stellen. 
Die Auseinandersetzung über die Frage 
ist noch nicht beendet, da erst im No­
vember darüber im Rat entschieden 
wird. Inzwischen gibt es einen Artikel in 
der örtlichen Presse, der sich für die 
Bildung eines solchen Bündnisses zu­
mindest bei der Vergabe der Ausschuß­
vorsitze ausspricht, da sonst die Republi­
kaner bei Veranstaltungen etc. die Stadt 
Köln repräsentieren würden.
Quellenhinweis: Flugblatt der Volksfront: „Fa­
schisten ab heute wieder im Rat“ — (jöd)

Wohnungsmarkt 

Senat dient 
Spekulanten

Hamburg. Seit seinem Amtsantritt hat 
der SPD-FDP-Senat sich zum Wegberei­
ter einer bis heute nicht gekannten Spe­
kulationswelle auf dem Hamburger Im­
mobilienmarkt gemacht. Die durch die 
Konjunktur ohnehin gestiegene Nachfra­
ge nach Bürofläche in der Innenstadt und 
die dadurch genährte Spekulation hat die 
Koalition durch den Verkauf von städti­
schen Immobilien zusätzlich angeheizt. 
Der Bürgermeister persönlich rühmt 
sich, einen Investor für die Kehrwieder­
spitze aquiriert zu haben.

Durch den Teilverkauf von Wohnun­
gen aus der „Neuen Heimat“ und der 
SAGA wurde und wird Immobilienspe­
kulanten weiter Raum gegeben, unter 
dem Druck der innerstädtischen Büro- 
und Ladenmieten (25 bis 40 DM pro qm) 
die citynahen Wohnräume weiter zu ver­
teuern. Galten bis vor wenigen Jahren 10 
DM/qm noch als „Schallgrenze“ für 
Mietwohnungen nach oben, so sind sie 
jetzt das mindeste, was man in Hamburg 
bezahlen muß. um einigermaßen zumut­
baren Wohnraum (auf dem „freien 
Markt“) zu mieten. Nach oben geht das 
ebenfalls bis weit über 20 DM. Die Fol-
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ge ist die ungeheure Wohnungsnot, über 
die nun die Koalitionsparteien und die 
CDU Krokodilstränen vergießen, wäh­
rend sie zugleich intensiv die Beseiti­
gung des Projektes Hafenstraße als eines 
weiteren Hindernisses für die profitliche 
Verwertung von bis dahin billigem 
Wohnraum betreiben.

In diesem Klima freiheitlicher Kapital­
verwertung gedeihen bestens solche 
Leute wie Nelte und Brase, deren Ge­
schäft die Aufteilung und Umwandlung 
von Mietshäusern in Eigentumswohnun­
gen ist, wobei viele Mieter auf besonders 
niederträchtige Weise aus ihren bis dahin 
erschwinglichen Wohnungen vertrieben 
werden. Erst nach jahrelangem Protest 
von Betroffenen und Mietervereinen hat 
der Senat jetzt zumindest für einen Teil 
der ab jetzt betroffenen Wohnungen die 
Genehmigungspraxis geändert.

Das Wohnungsbauprogramm, das der 
Senat jetzt beschlossen hat, ist nicht nur 
absolut unzureichend, gemessen am tat­
sächlichen Bedarf — die weitere Ver­
minderung der Zahl der Sozialwohnun­
gen mit langfristiger Mietpreisbindung 
wird dadurch nicht verhindert. Ein Drit­
tel der 12000 Einheiten, die in den näch­
sten drei Jahren gebaut werden sollen, 
sind zudem „Eigentumsmaßnahmen“, 
d.h. Förderungsmittel für die Eigen­
tumsbildung der Mittelschichten. Der 
Bau von sozialen Mietwohnungen wird 
zudem vorwiegend in Randgebieten 
stattfinden, wo er die Preisexplosion in 
der Stadt nicht behindert. — (ulj)

Läpple South Africa
Moderner 

Sklavenhandel
Heilbronn. Die Firma August Läpple 
GmbH (am Stammsitz Heilbronn 2000 
Beschäftigte) gilt in der BRD als einer 
der wichtigsten Hersteller von Pressen 
und Preßteilen für die Automobilindu­
strie. Seit 1972 ist Läpple auch in Süd­
afrika präsent, heute verarbeiten dort 
1 100 Beschäftigte (darunter 250 Weiße) 
in sechs Produktionsstätten 30000 Ton­
nen Stahl im Jahr zu Preßteilen für 
BMW, Mercedes, Honda, Samcor und 
VW. Zur Einweihung des sechsten Wer­
kes kam sogar der neue südafrikanische 
Industrieminister Dürr persönlich.

Ausgangspunkt der Auseinanderset­
zung im Werk Berlin (Nähe East Lon­
don) war die Versetzung des Job-Stewart 
(Vertrauensmann bzw. Betriebsrat) 
Theodor Boboyi an einen anderen Ar­
beitsplatz, nachdem er von einem Kon­
greß der NUMSA in das Werk zurück­
kehrte. Zwei Kollegen wurden von der 
Arbeit suspendiert, da sie die Arbeitskol­
legen Boboyis genötigt hätten, seine Ar­
beit nicht zu übernehmen. Daraufhin tra­
ten 86 Beschäftigte in einen Solidaritäts­
streik für die zwei suspendierten Kolle­
gen. Als die Arbeiter nach drei Tagen an 

die Maschinen zurückkehrten und einem 
Schiedsverfahren zustimmten, verlangte 
Läpple von jedem einzelnen die schriftli­
che Zusage, „künftig nicht mehr an sol­
chen illegalen Aktionen teilzunehmen 
und allen Anordnungen des Manage­
ments Folge zu leisten“. Dies wurde von 
den streikenden Kollegen nicht akzep­
tiert, daraufhin wurden alle 86 (das ist 
etwa die Hälfte des Werkes Berlin) ent­
lassen.

Die fehlenden Arbeitskräfte wurden 
durch Leiharbeiter der Firma Uni Sy­
stem ersetzt. Die Leiharbeiter stammen 
aus dem Homeland Ciskei, und es ist 
ihnen verboten, sich gewerkschaftlich zu 
organisieren. Sie können von einem Tag 
auf den anderen gefeuert werden, und 
ihr Verdienst liegt unter dem Lohn­
niveau, das die Firma an ihre unbefristet 
Beschäftigten zahlt. Diese Zustände 
wurden in der „metall“ Nr 15/89 ent­
hüllt. Die IG Metall und der Betriebsrat 
forderten die Geschäftsleitung in Heil­
bronn zu Gesprächen auf. Nachdem 
Läpple die Gesprächspartner auf Seiten 
der IG Metall aussuchen wollte, lehnte 
die IG Metall zunächst ab. Stattdessen 
beherschte das Thema Südafrika die Be­
triebsversammlung im Hauptwerk Heil­
bronn am 15.9.89. Zwischen dem ersten 
Bevollmächtigten der IG Metall Ralf 
Konstanzer und dem anwesenden Statt­
halter von Läpple in Südafrika, dem Di­
rektor Heinz Teifel, kam es zu einem 
scharfen Wortgefecht. Dabei war es 
schwierig zu vermitteln, warum sich die 
IG Metall mit den Gewerkschaften in 
Südafrika solidarisiert. Nach Aussagen 
der Läpple-Geschäftsleitung soll über 
die Wiedereinstellung der 86 ein südafri­
kanisches Arbeitsgericht entscheiden. 
Die Alternative Linke Liste hat sich in 
einer Resolution mit der NUMSA solida­
risch erklärt und überlegt wirkungsvolle 
Unterstützung.
Quellenhinweis: Heilbronner Stimme, 19.10.89, 
metall 15/89 — (jom, S.G.)

Braunschweig:

Abschiebungsfabrik 
Niedersachsens

Braunschweig. Am 30.6. demonstrierten 
600 Menschen gegen die Schaffung der 
Zentralen Ausländerbehörde für Flücht­
linge (ZAB) sowie die Errichtung eines 
neuen Lagers zur Flüchtlingskonzentra­
tion in Braunschweig. Die ZAB funktio­
niert nach dem ,,Karlsruher Modell“: 
Innerhalb von 14 Tagen werden die 
Flüchtlinge durch die Verhöre („Anhö­
rungen“) geschleust, wird die Ableh­
nung vorbereitet. So kann niemand 
Orientierung im hiesigen Asylrechts­
system finden, auch keine Beratungsor­
ganisationen oder Anwältinnen zu Rate 
ziehen. Nach drei bis vier Monaten sol­
len sie die BRD wieder verlassen. Eine 
Abschiebungsfabrik wollen die Landes­

regierung und auch OB Glogowski 
(SPD), designierter Innenminister bei 
einem SPD-Landtagswahlsieg 1990. Ab­
schreckung ist angesagt. Sollte dann 
noch die Bundesratsnovelle zum Asylge­
setz durchkommen, ist das Asylgrund­
recht faktisch völlig abgeschafft.

Polen, Jugoslawen, Türken — vor al­
lem die müßten schnell wieder zurück, 
so Innenminister Stock. Dabei ist die 
Unterscheidung in „Wirtschafts-“ und 
„politische“ Flüchtlinge nur demago­
gisch: Schließlich ist die BRD wesent­
lich mit verantwortlich für den wirt­
schaftlichen Niedergang in diesen Län­
dern. Erst werden sie mit Krediten ge­
lockt, dann der Kreditwürgegriff ange­
setzt. Bei der Türkei funktioniert das be­
kanntlich mittels direkter Einflußnahme.

Im übrigen: Wo ist der Unterschied 
zwischen einem Flüchtling aus Jugosla­
wien, Ghana oder Polen und einem aus 
der DDR (oder aus Polen mit irgendwo 
„deutschen“ Ahnen)? Er existiert aus­
schließlich in der offiziellen rassisti­
schen bzw. nationalistischen Ideologie, 
wie sie Bestandteil der Verfassung ist 
(Art. 116 bzw. Präambel GG).

Die Demonstration am 30.9. richtete 
sich daher auch nicht nur gegen ZAB 
und Lager; die Teilnehmer forderten 
auch Öffnung der BRD-Grenzen. Frei­
zügigkeit und Asyl für alle Flüchtlinge 
sowie Maßnahmen, die die Entstehung 
neuer Fluchtbewegungen aufgrund der 
Einflußnahme durch westdeutsches Ka­
pital verhindern/beschränken. z.B. 
Schuldenstreichung.

Ob die (Realo-) Grünen in Niedersach­
sen bei den Landtagswahlen '90 die Ab­
schaffung der ZAB zum Wahlthema oder 
gar zur Koalitionsbedingung gegenüber 
der SPD machen, ist leider noch sehr 
fraglich. Da müßte wohl von der ..Ba­
sis“ und allen mit diesem Thema Befaß­
ten noch einiger Druck kommen. — (acr)

600 demonstrierten, während Stolten­
berg und Albrecht mit der IHK feierten.
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Gesundheitseinrichtungen

10% der Betten abgebaut 
Sozialstationen überlastet

Niedersachsen. Mit 272 Sozialstationen 
(Stand 31.12.1987) weist Niedersachsen 
ein nahezu flächendeckendes Netz auf. 
Diesen Tatbestand rechnet sich der nie­
dersächsische Sozialminister Schnipko- 
weit als sein Verdienst an. Die Existenz 
der Sozialstationen hat aber keineswegs 
eine Verbesserung der gesundheitlichen 
Versorgung mit sich gebracht und muß 
im Zusammenhang mit der Entwicklung 
der Krankenhausversorgung gesehen 
werden. Denn in demselben Zeitraum 
(1974 bis 1988), über den das Sozialmi­
nisterium so voller Stolz bezüglich der 
Sozialstationen berichtet, wurden 6600 
Krankenhausbetten abgebaut, das sind 

Entwicklung der Betriebsdaten niedersächsischer Krankenhäuser

Krankenhausbetten in der BRD (31.12.1987)
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1) Ohne Krankenheime
2) zB. Kur- und Spezialcinnchlungen

10,7 % des ehemaligen Bestandes. 
Schnipkoweits Krankenhausreferent Dr. 
Ernst Bruckenberger zieht denn auch fol­
gende Erfolgsbilanz: „Niedersachsen 
verfügt inzwischen unter den Ländern 
der Bundesrepublik Deutschland über 
die drittniedrigste, bei Berücksichtigung 
der ab- und zuwandernden Patienten so­
gar über die zweitniedrigste Bettendichte 
und liegt beim Aufwand für Kranken­
hauspflege pro Fall bei den Ländern mit 
den niedrigsten Werten.“ (1)

So hat der rasante Aufbau von Sozial­
stationen keineswegs zu der dringend 
notwendigen Verbesserung der ambulan­
ten Pflege geführt, sondern wurde — 

zusammen mit der Verknappung von 
Krankenhausbetten — genutzt, um den 
Widerstand der Krankenhausbelegschaf­
ten gegen Frühentlassungen aufzuwei­
chen. Die Reduzierung der durchschnitt­
lichen Verweildauer in den niedersächsi­
schen Krankenhäusern um 30% (siehe 
Schaubild) untermauert diese These und 
zeigt, wie brutal sich die Landesregie­
rung hat durchsetzen können.

Da die Sozialstationen nicht nur quan­
titativ personell schlecht ausgestattet 
sind, sondern auch nur ca. 27% der Be­
schäftigten in den Sozialstationen ausge­
bildete Kranken- oder Altenpflegekräfte 
sind (2), waren die Sozialstationen von 
Anfang an mit den frühzeitig entlassenen 
Krankenhauspatienten überfordert. Ge­
rade in den Krankenhausabteilungen, die 
einen hohen Anteil alter Menschen ha­
ben, ist in den letzten Jahren als zuneh­
mende Tendenz zu registrieren, daß Pa­
tienten kurze Zeit nach ihrer Entlassung 
aus dem Krankenhaus erneut wieder ein­
gewiesen werden müssen.

Für den Krankenhausbetrieb bedeutet 
diese Entwicklung, daß die Betten mit 
immer pflegeintensiveren Kranken be­
legt sind, da die halbwegs genesenen Pa­
tienten immer früher in die „Obhut“ der 
Sozialstationen entlassen werden. Der 
Aufwand, der pro Patient betrieben wer­
den muß, ist explosionsartig in die Höhe 
geschnellt. So hat neben anderen Fakto­
ren gerade auch die Politik des Sozialmi­
nisteriums dazu geführt, daß in den 
Krankenhäusern Zustände herrschen, die 
mit dem Begriff „Pflegenotstand“ nur 
beschönigt werden.

Die niedersächsische Landesregierung 
rechtfertigt ihre Politik damit, daß es im 
Interesse der Kranken sei, so schnell wie 
möglich in ihre gewohnte Umgebung zu­
rückzukehren. Da die „gewohnte Umge­
bung“ je nach Einkommen des Betref­
fenden aber sehr unterschiedlich ist, füh­
ren die Frühentlassungen dazu, daß die 
sozialen Unterschiede noch mehr zum 
entscheidenden Kriterium für die Gene­
sung werden als das natürlich auch im 
Krankenhaus der Fall ist.

Würde es der niedersächsischen Lan­
desregierung tatsächlich um eine Ver­
besserung der ambulanten Versorgung 
gehen, müßten die Sozialstationen zu 
wirklichen medizinischen Zentren mit 
qualifiziertem Personal ausgebaut wer­
den, die in der Lage sind, die Pflege 
umfassend zu gewährleisten, unabhängig 
davon, ob Familienangehörige oder 
Nachbarn zur Unterstützung zur Ver­
fügung stehen. Doch genau das hat die 
Landesregierung in der Vergangenheit 
verhindert, ihr geht es nicht um die bes­
sere, sondern um die billigere Lösung, 
um die Lohnnebenkosten der Konzerne 
in Niedersachsen zu senken.
Quellenhinweis: (1) Die Krankenhäuser in 
Niedersachsen. Dr. Ernst Bruckenberger, in: 
Krankenhaus-Umschau 6/89; (2) Alte Menschen 
mitten unter uns — Niedersächsischer Landes­
altenplan 1985. — (AGG, kar)
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IBM Deutschland
Ermittlungen wegen
Arbeitszeitverstoß

Böblingen. Im Oktober 1987 hatte der 
Betriebsrat im IBM-Entwicklungslabor 
Böblingen nach erfolglosen innerbetrieb­
lichen Bemühungen das Gewerbeauf­
sichtsamt eingeschaltet, um die zuneh­
menden Verstöße gegen die Arbeitszeit­
ordnung (Überschreitung der hochstzu­
lässigen Arbeitszeit) zu reduzieren. 
Nach zweijährigen Ermittlungen legte 
die Behörde nun ihre Stellungnahme vor. 
Quintessenz: „In keinem der Fälle war 
erweislich und feststellbar, daß die 
Überzeiten der einzelnen Arbeitnehmer 
von dem jeweiligen Vorgesetzten ange­
ordnet worden sind. Vielmehr zeigte 
sich bei den meisten Fällen, daß der be­
treffende Arbeitnehmer in verantwortli­
cher Selbststeuerung und mit seinem 
persönlichen Arbeitsstil die Überzeiten 
(mit-)verursacht hat ... Da die Ord­
nungswidrigkeiten nach Paragraph 25 
AZO sowohl gegen den Arbeitgeber wie 
Arbeitnehmer gleichermaßen gerichtet 
sind und mithin die Bußgelddrohung sich 
auch gegen den die gesetzliche Arbeits­
zeit überschreitenden Arbeitnehmer 
richtet, wäre es nicht ausgeschlossen 
gewesen, in den vorliegenden Fällen im 
Interesse der Gleichbehandlung auch 
gegen die Arbeitnehmer bußgeldrecht­
lich einzuschreiten.“

Allerdings hat das Gewerbeaufsichts­
amt gegenüber dem Arbeitgeber IBM die 
nicht leicht überschaubare Organisation 
und zweifelhafte Zuständigkeit für den 
Arbeitszeitschutz gerügt und Abhilfe 
verlangt. „Damit wird erreicht, daß nun­
mehr für den Betriebsinhaber .. . eine 
gesteigerte Aufsichtspflicht begründet 
ist. Sie wird Anlaß geben, die zur Ver­
hinderung der Arbeitszeitüberschreitun­
gen erforderlichen Aufsichtsmaßnah­
men, deren wichtigste Fallgruppen die 
Organisation, Aufklärung, Kontrolle 
und Stichproben sind, besonders zu aktu­
alisieren“, kommentiert das Amt die 
dem Betriebsrat nicht näher mitgeteilten 
Auflagen an den Arbeitgeber. Im Falle 
zukünftiger gravierender Verstöße gegen 
die Arbeitszeitschutzbestimmungen sind 
IBM nun Zwangsgelder bis zu 50000 
DM angedroht.

Im Durchschnitt leistete 1988 jeder 
der 1 800 Angestellten des IBM-Labors 
9,5 Überstunden pro Monat, nur ein 
Drittel bekommt (in Abhängigkeit von 
der Gehaltshöhe) die Mehrarbeit voll 
vergütet. Mit der Arbeitszeitverkürzung 
wurde im letzen Jahr die Gleitzeitband­
breite um 40 Minuten auf die Zeit von 7 
bis 18 Uhr erweitert, sie überschreitet 
damit auch nach Abzug der Pausen den 
gesetzlich hochstzulässigen Zehnstun­
denarbeitstag. Gleitzeitguthaben dürfen 
jetzt 27 statt vorher 16 Stunden angesam­
melt werden. Die Grenze, bis zu der 
pauschal Überstunden angeordnet wer-

Vor eineinhalb Jahren hat IBM in der 
Chip-Fertigung Kontischicht eingeführt 
— das Arbeitsgericht hat immer noch 
nicht über die Klage der IG Metall da­
gegen entschieden.

den dürfen, konnte zwar von 20 auf 16 
Stunden im Monat gesenkt werden, aber 
bald darauf wurde sie für einige Abtei­
lungen befristet auf 40 Stunden angeho­
ben. Eine Betriebsvereinbarung, daß 
diejenigen, die im Durchschnitt der letz­
ten zwölf Monate mehr als 20 Überstun­
den im Monat hatten, nun ab der 17. 
Stunde Anspruch auf Freizeitausgleich 
haben, wurde von IBM abgelehnt. Kon­
zernchef Henkel erklärte, daß IBM im 
Zusammenhang mit der Arbeitszeitver­
kürzung kein Personal eingestellt hat. 
— (wor)

Forschungspolitik

Streit um die
„Akademie“

Westberlin. Eigentlich stand die Wissen­
schaftssenatorin Riedmüller-Seel (SPD) 
bisher wenig im öffentlichen Rampen­
licht. Weder die geplante Umsetzung der 
Novellierung des Berliner Hochschulge­
setzes noch die Frauenforderung, beides 
zentrale Punkte der SPD/AL-Koalitions- 
vereinbarung, stießen bei der Opposition 
auf lautstarken Protest. Im Gegenteil. 
Sie erntete öffentliches Lob dafür, daß es 
ihr gelang, die generelle Haushaltskür­
zung von 3 % für ihren Bereich abzuwen­
den. Trotzdem: Die jetzige Drohung aus 
Bonn, bis zu einer Klärung der „wider­
sprüchlichen Forschungskonzeption des 
rot-grünen Senats“ keine neuen For­
schungsprojekte zu finanzieren, kam 
nicht unerwartet. Denn nach innen sind 
die Diskussionen sehr kontrovers und 
könnten sich — ein Versuch lohnt sich 
immer — Sprengstoff für die SPD/AL- 
Koalition sein. Die von der Wissen­
schaftsverwaltung vorgelegte Synopse 
zur Novellierung wurde von den betrof­
fenen Gruppen (Studenten, sonstige Mit­

arbeiter und Mittelbau sowie Gewerk­
schaften) für unzureichend angesehen; 
die Vorschläge zur Frauenforderung 
führten zu heftigen Auseinandersetzun­
gen zwischen der Senatorin und betrieb­
lichen Frauengruppen. Generell wird sie 
als schwächste Besetzung im Senat ange­
sehen.

Auch in bezug auf die in der Koaliti­
onsvereinbarung beschlossene Auflö­
sung der 1987 gegründeten Akademie 
der Wissenschaften ist die Wissen­
schaftssenatorin eine „unsichere Kandi­
datin“. Trat sie doch nur zwei Wochen 
später mit Vorschlägen an die Öffent­
lichkeit, die eine Umwandlung und/oder 
Angliederung an eine andere Wissen­
schaftseinrichtung als Alternativen zur 
Auflösung vorsahen. In der Aussprache 
zur großen Anfrage der CDU über die 
„Vernichtung der Akademie der Wis­
senschaften“ am 1. Juni appellierte die 
CDU deshalb auch mehrfach an die Se­
natorin, diese Entscheidung zu überden­
ken. Die CDU weiß, daß die SPD ein 
nicht unwesentliches Klientel zu vertre­
ten hat, daß Machtverlust (z.B. durch 
Mitbestimmung an den Unis) und ein 
„Reinreden“ bei der Forschung fürch­
tet. So war z.B. die Errichtung des For­
schungsreaktors BER II am Hahn-Meit­
ner-Institut (dessen Inbetriebnahme sich 
aus Sicherheitsgründen verzögert, von 
der AL abgelehnt, von der CDU aber 
heftig gefordert wird) noch von SPD-Re­
gierungen beschlossen worden. Und 
auch in der Akademie sitzen einige So­
zialdemokraten (z.B. Helmut Schmidt, 
Hermann Rappe, Edzard Reuter).

Die Maßnahmen Bonns sind offen­
sichtlich. Es soll politischer Druck aus­
geübt werden, daß am 21.6. eingebrach­
te Gesetz zur Auflösung der Akademie 
zurückzunehmen. Denn auf die laufende 
Forschung hat der Beschluß des Bundes­
tagsausschusses keine Auswirkung; und 
für die Zukunft müssen CDU/FDP auch 
an ihr eigenes Klientel denken. — (har)

Prof. Dr. Barbara Riedmüller-Seel. Steile 
Karriere: Kaum in Westberlin, schon FU- 
Vizepräsidentin, ein Jahr später Wissen­
schaftssenatorin.
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Schörling Kommunalfahrzeuge

Beharrliche Auseinandersetzung 
gegen Rationalisierungsmaßnahmen

Hannover. ,,Aufgrund des hohen techni­
schen Standes gehört die Schörling- 
Gruppe innerhalb ihres Arbeitsgebietes 
zu den führenden Herstellern im In- und 
Ausland, für die gute Wachstumschan­
cen gesehen werden“, schreibt die Deut­
sche Beteiligungs AG, eine Tochterfirma 
der Deutschen Bank für „mittelständi­
sche“ Industriebeteiligungen, in ihrem 
letzten Geschäftsbericht. Nach außen mit 
dem Image eines mittleren Familienbe­
triebes versehen, hält die Deutsche Be­
teiligungs AG seit einigen Jahren den 
wesentlichen Gesellschafteranteil. Im 
Unternehmen werden Straßenkehrfahr­
zeuge, Müllwagen, Flugfeld- und Win­
terdienstgeräte und Spezialfahrzeuge

Fließfertigung bei der Fahrzeugmontage

hergestellt. Von den beiden produzieren­
den Werken liegt das Hauptwerk in Han­
nover, ein Zweigwerk etwa 80 km nörd­
lich. Darüberhinaus gibt es mehrere Re­
paraturbetriebe, produzierende Tochter­
firmen in Frankreich und Kooperationen 
im Ausland.

„Wachstumschancen“: In der Tat 
waren die Jahre nach 1983 — um die 
Zeit führte die Geschäftsleitung in den 
Zweigwerken Massenentlassungen
durch — von der Expansion des Ge­
schäfts geprägt. Die Belegschaftszahl 
wuchs stetig auf heute etwa 700. Die 
technische Basis der Produktion wurde 
umgewälzt, 1986 in großem Stil CNC- 
Maschinen eingeführt, ein Schweißrobo­
ter folgte. Die Ablauforganisation wird 

Stück um Stück unter dem Gesichtspunkt 
schnelleren Materialdurchflusses geän­
dert. Zunehmend wird akademisch aus­
gebildetes Personal für spezielle Stabs­
aufgaben eingestellt. Der Kommunal­
fahrzeugmarkt ist relativ begrenzt, große 
Konzerne drängen vermehrt in das Ent­
sorgungsgeschäft. Ein Vernichtungs­
wettbewerb findet statt. Eine Zahl klei­
nerer Anbieter hat bereits die Segel strei­
chen müssen.

Investitionsprogramm
Anfang 1989 startet die Geschäftsleitung 
ein groß angelegtes Investitionspro­
gramm. Ein Zentrallager („Logistikzen­
trum“) und eine Reparatur- und Ferti-

gungshalle stehen inzwischen. Eine wei­
tere Fertigungshalle für die Blechbear­
beitung ist noch für dieses Jahr geplant. 
Die EDV-mäßige Vernetzung des ge­
samten Unternehmens wird ausgebaut. 
Ein elektronisches Produktions-Pla­
nungs-Steuerungssystem (PPS-System), 
bislang im wesentlichen als elektroni­
scher Karteikasten genutzt, wird zum 
einsatzfähigen Planungs- und Kontroll­
instrument hochgefahren. Für den Be­
reich der Konstruktion ist CAD-Einsatz 
vorgesehen bis hin zur direkten Anbin­
dung der CNC-Maschinen. Verschie­
denste Netzwerke von Arbeitsplatzrech­
nern schießen geradezu in den Verwal­
tungsbereichen aus dem Boden. Gleich­
zeitig wird die zeitwirtschaftliche Erfas­

sung perfektioniert. Auch dies soll mit 
neuen Methoden — elektronischer Erfas­
sung und Auswertung — passieren.

Kein Arbeitsplatz 
bleibt unberührt

Der Betriebsrat befaßt sich längere Zeit 
mit möglichen Folgen der Investitions­
und Rationalisierungspläne der Ge­
schäftsleitung auf die Arbeitsbeziehun­
gen im Unternehmen. In seiner Stellung­
nahme hält er u.a. diese Gefährdungsbe­
reiche fest:
— Durch Besetzung der Stabsstellen 

mit akademisch ausgebildetem Personal 
wird die Perspektive für die bisherige, 
im Unternehmen rekrutierte, mittlere 
Führungsebene unsicher. Aber auch spe­
ziell benötigte Kenntnisse werden nicht 
im Unternehmen vermittelt. Diese 
Kenntnisse werden vielmehr über Ein­
stellungen am Arbeitsmarkt „einge­
kauft“. Mangels innerbetrieblicher Qua­
lifikation bleibt langjährig Beschäftigten 
nur übrig zu kapitulieren („innerlich zu 
kündigen“) oder privat und in der Frei­
zeit das nachzuholen, was eigentlich 
vom Unternehmen vermittelt werden 
müßte.
— Vor allem durch den EDV-Einsatz 

werden eine Reihe von Arbeitsplätzen 
kurzfristig ersatzlos wegfallen.
— Die Investitionen beschränken sich 

lediglich auf das Hauptwerk. Da der 
Markt nicht wächst, gerät die Existenz 
des Nord-Standorts spätestens bei Kon­
junkturrückgängen zur Disposition. Die 
Produktion würde dann in Hannover 
konzentriert.
— Ansatzweise bildet sich eine Dif­

ferenzierung in eine Kern- und eine 
Randbelegschaft heraus. Vor allem der 
nicht mitbestimmungspflichtige Raum 
der Fremdvergabe wird extensiv ge­
nutzt. Die bei Zulieferern durchgesetz­
ten Arbeitsbedingungen wirken dann als 
Erpressungsdruck auf die Belegschaft.
— Einsatz sogenannter Neuer Techno­

logie wirkt keinesfalls in Richtung ver­
besserter Arbeitsgestaltung. So hat die 
Installation des Schweißroboters zwei 
„Berufsbilder“ hervorgebracht: den Be­
diener und den Programmierer. Die opti­
male Lösung, beide Funktionen zu inte­
grieren, hat das Unternehmen nicht ge­
wählt. Lärm- und Absaugprobleme sind 
auch in relativ neuen Fertigungshallen 
nicht beseitigt. Quasi automatisch soll 
die Betriebsnutzungszeit in Richtung 
Nachtarbeit ausgedehnt werden.
— Eine Vielzahl Versetzungen ist ab­

sehbar. Eine soziale Absicherung dieses 
„innerbetrieblichen Arbeitsmarktes“ 
hinsichtlich Abgruppierungsschutz,
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gleichwertiger Arbeitsbedingungen, so­
zialer Personalauswahl usw. ist kaum 
vorhanden.
— Ähnlich sieht es bei Qualifizierungs­

maßnahmen aus. Diejenigen, die jeweils 
nicht dabei sind, befinden sich auf dem 
„absteigenden Ast“. Insbesondere lang­
jährig Beschäftigte, Ältere, Leistungsge­
minderte und angelernte Beschäftigte ge­
raten so leicht auf den „innerbetriebli­
chen Abschiebebahnhof4.

Abwehrversuche
Bereits nach Erhalt der Bauzeichnungen 
Ende 1988 erstellt der Betriebsrat Forde­
rungen zu baulichen und arbeitsgestalte­
rischen Maßnahmen im geplanten Logi­
stikzentrum. Verhandlungen mit der Ge­
schäftsleitung enden damit, daß buch­
stäblich nichts davon Berücksichtigung 
findet. Nachdem das Logistikzentrum 
inzwischen fertiggestellt ist, bestätigen 
sich Befürchtungen des Betriebsrats: ein 
Teil der Kommissionierarbeiter wird 
z.B. wesentlich nur unter Kunstlicht und 

in engen Gängen arbeiten müssen.
Für die soziale Absicherung des Inve­

stitionsprogramms erstellt der Betriebs­
rat ein Forderungspaket (s. unten). Die 
Forderungen werden mit der Geschäfts­
leitung verhandelt. Die Verhandlungen 
scheitern. Zur Betriebsänderung Logi­
stikzentrum tagt eine tarifliche Schlich­
tungsstelle. Das Ergebnis: ein „Zwi­
schenpapier“. Keine Entlassungen oder 
wirtschaftliche Nachteile für die im La­
gerbereich Beschäftigten in den nächsten 
12 Monaten. Die Betriebsparteien wer­
den aufgefordert, zu den Punkten Ar­
beitsorganisation, Sozialplan etc. zu be­
trieblichen Vereinbarungen zu kommen. 
Eine weitere Schlichtungsstelle zu den 
übrigen Rationalisierungsmaßnahmen 
steht noch aus. Eine ganze Reihe arbeits­
rechtlicher Verfahren zeichnen sich ge­
genwärtig ab. So ist bereits eine Eini­
gungsstelle zum PPS-System angerufen, 
ein Arbeitsgerichtstermin zur Einsetzung 
eines Sachverständigen für den Betriebs­
rat zur Beurteilung ergonomischer Büro­

gestaltung steht an, ebenso eine Eini­
gungstelle, die die Auskunftspflicht der 
Geschäftsleitung an den Wirtschaftsaus­
schuß über fremdvergebene Aufträge 
klären soll u.a.m.

Die Überlegungen des Betriebsrats 
zum Rationalisierungsprogramm und zur 
EDV-Einführung werden in Broschüren­
form an die Belegschaft verteilt. Ebenso 
wird in den Betriebsversammlungen 
laufend informiert. Vor der Schlich­
tungstelle hat eine Abteilungsversamm­
lung Lager das Vorgehen beraten. In­
zwischen läßt die Geschäftsleitung ver­
lauten, daß nunmehr die Investitionen 
erst verdaut werden müßten, die Ertrags­
lage sei unbefriedigend. Im Klartext: die 
geforderte Sonderzahlung zum Jahres­
ende soll nicht erfolgen. Langwierige 
und zähe Auseinandersetzungen bahnen 
sich an.

Quellenhinweis: GBR Schörling. Systematische 
Rationalisierung und Schutz der Beschäftigtenin­
teressen, Hannover, 10.8.89 — (gka)

Betriebliche Ansätze zum 
Rationalisierungsschutz

1. Zweckbestimmung
. . . Den Arbeitnehmern dürfen keine 
Verschlechterungen hinsichtlich Be­
schäftigungssicherung, Arbeitsbedin­
gungen, Entgelt, Qualifizierung und 
sozialer Situation entstehen .. .
2. Erhalt der Werke und Abteilungen
Die Werke . . . sollen mit mindestens 
allen zur Zeit bestehenden Verwal- 
tungs- und Fertigungsabteilungen und 
den hergestellten Produkten erhalten 
bleiben. Einzelne Betriebsteile sollen 
weder ausgegliedert noch personal- 
oder aufgabenmäßig ausgedünnt wer­
den. Die Fertigungstiefe (= Verhältnis 
Eigen- zu Fremdfertigung) der einzel­
nen Werke darf nicht weiter abnehmen. 
Die Verteilung der Investitionsmittel 
hat dies zu berücksichtigen.
5. Keine Entlassungen
Entlassungen aufgrund der Rationali­
sierungsmaßnahmen sind grundsätzlich 
auszuschließen . . .
4. Einkommenssicherung
Kein Arbeitnehmer wird abgruppiert. 
Das durchschnittliche Eingruppie­
rungsniveau der Abteilungen darf nicht 
gesenkt werden. Betriebliche Lohnzu­
lagen werden weder bei Tariferhöhun­
gen noch aus anderen Gründen „ange­
rechnet“. Vollzeitarbeitsplätze werden 
nicht in Teilzeitarbeitsplätze umgewan­
delt.
5. Sonderzahlung
Zum Ausgleich für erhöhte Leistungs­
abforderung, dauernde Bereitschaft zur 
Weiterqualifizierung und als „Zu­
kunftsinvestition“ in die Arbeitnehmer 
des Unternehmens zahlt das Unterneh­
men jährlich eine betriebliche Prämie 
an alle Arbeitnehmer in Höhe der Dif­

ferenz zwischen tariflicher Sonderzah­
lung und vollem 13. Monatsentgelt.
6. Normalarbeitsverhältnis
Unstete und rechtlich und sozial benach­
teiligte Arbeitsverhältnisse (Teilzeit, 
Leiharbeit, Befristungen u.ä.) sind zu 
vermeiden. Derartige Arbeitsverhältnis­
se dürfen zu keinem Zeitpunkt mehr als 
drei Prozent der Belegschaft der jeweili­
gen Werke betreffen.
7 Besetzung von Arbeitsplätzen
Die Herausbildung von sogenannten 
„Olympiamannschaften“ oder eines in­
nerbetrieblichen „Abschiebebahnhofs“ 
für zum Beispiel ältere oder nicht für 
Anforderungen neuartiger technischer 
Systeme ausgebildete Beschäftigte darf 
nicht passieren. Deshalb sind bei der 
Auswahl von Beschäftigten zur Beset­
zung von neuen oder geänderten Arbeits-

Gcsamtbctricbsrat Schörling

Systematische Rationalisierung und 
Schutz der Beschältigtcnintcrcsscn

Verfahren und GiuiKlfalic lür die .Invcslitionspfanung 1989- 1990" 
und andere Ifatiorulmcrungiminnihmen

Auguit 1989

Diskussionsgrundlage und „Programm“ 
des Gesamtbetriebsrats.

plätzen folgende Gesichtspunkte zu be­
achten:

1. Dauer der Betriebszugehörigkeit,
2. Dauer der Abteilungszugehörigkeit,
3. Lebensalter, 4. Gesundheitliche As­
pekte (z.B. Schwerbehinderung), 5. 
Soziale Aspekte (z.B. angemessene Be­
rücksichtigung von Jungfacharbeitern, 
weiblichen und ausländischen Beschäf­
tigten), 6. Vorhandene Qualifikation,
7. Besetzung mit Arbeitnehmern aus 
dem Unternehmen vor externen Arbeit­
nehmern.

Neu angebotene oder veränderte Ar­
beitsplätze sind mindestens gleichwer­
tig und zumutbar im Vergleich zu den 
bisherigen Arbeitsplätzen zu gestalten

8. Aus- und Weiterbildung
Für Beschäftigte, die von Veränderun­
gen der Qualifikationsanforderungen 
betroffen sind, z.B. bei Versetzungen, 
neuen technischen Einrichtungen usw., 
besteht ein Anspruch auf Aus- und 
Weiterbildung.

Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen 
sind Bestandteil der Arbeitszeit . . .
9. Menschengerechte Arbeitsgestaltung 
Jeder Beschäftigte hat Anspruch auf 
menschengerechte Gestaltung der Ar­
beit. Die menschengerechte Arbeitsge­
staltung ist anderen Betriebszielen 
nicht unterzuordnen . . .
//. Auszubildende
Die Anzahl der Auszubildenden darf 
den jetzigen Stand in den einzelnen 
Werken nicht unterschreiten und soll 
jeweils mindestens 10% der Beleg­
schaft betragen . . .
12. Betriebliche Sozialleistungen 
Bestehende betriebliche Sozial leistun- 
gen werden weder gekürzt noch gestri­
chen . . .
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Streik auf 
TT-Linie beendet

Travemünde. Der Streik der 
Seeleute auf den Schiffen der 
TT-Linie ist seit dem 22. 
Oktober beendet.

Sechs Tage streikten 165 
der 180 Besatzungsmitglieder 
gegen die im Schlichter­
spruch angebotene Urlaubs­
zeitregelung. Nachdem der 
Reederei bis 1992 die Über­
schreibung ihrer Fähren ins 
Zweitregister verboten wor­
den war, wollte sie die 
schlechteren Bedingungen 
des Zweitregisters beim 
Urlaub durchsetzen, was 
sieben Tage weniger Jahres­
urlaub bedeutet hätte. Jetzt 
bleibt es beim alten Urlaubs­
anspruch. — (dam)

SEL: „Probeweise“ 
Sonntagsarbeit

Stuttgart. Gegen heftigen 
Widerstand von Betriebsrat 
und IG Metall hat das Stutt­
garter Regierungspräsidium 
entschieden, daß im Stuttgar­
ter SEL-Glasfaserwerk pro­
beweise auch an Sonn- und 
Feiertagen gearbeitet wird. 
Mit der „vorläufigen und be­
fristeten“ Zulassung soll ge­
prüft werden, ob der Aus­
schuß in der Glasfaserferti­
gung durch die „Konti- 
Schicht“ erheblich vermin­
dert wird. Der erste Probe­

Stuttgart. Die Bezirksleitung Stuttgart der IG Metall hat dazu 
aufgerufen, „Jede(r) eine Mark für die Streikenden bei Peu­
geot“ zu spenden. In dem Flugblatt vom 5. Oktober heißt es un­
ter anderem: „In Frankreich werden keine Streikunterstützun­
gen in dem Umfang wie bei uns gezahlt (die CFDT kann nur 
31,5 Francs pro Tag zahlen). Dies weiß auch die Geschäftslei­
tung von Peugeot. Sie will ein Exempel statuieren. Dies würde 
auch Auswirkungen auf unsere Tarifrunde haben.“ In den 
baden-württembergischen Betrieben wird gesammelt. Die Un­
terstützung des Peugeot-Streiks stößt auf großes Interesse, so 
daß dort, wo gesammelt wird, durchschnittlich mehr als 1 DM 
gespendet wird. — (ros)

Stuttgart. 8000, d.h. 8 % der 
schulischen Lehrkräfte Ba­
den-Württembergs, demon­
strierten am 14.10. gegen die 
Verweigerung einer wirksa­
men Arbeitszeitverkürzung 
durch die Landesregierung. 
Dies zeigt erhebliches Wider­
standspotential an, das sich 
weder durch die Mayer-Vorfel- 
derschen Drohungen, noch 
durch den zögerlich taktieren­
den GEW-Landesvorstand im 
Verfechten der eigenen Inter­
essen beirren läßt. Eine a.o. 
Landesvertreterversammlung 
im Januar soll über eine zwei­
stündige Arbeitsniederlegung 
entscheiden. — (zem)

lauf erfolgt vom 13.11. bis 
zum 16.12.1989, der zweite 
Probelauf vom 29.1. bis zum 
26.3.1990. Betroffen sind 65 
Arbeiter. Wenn die Produk­
tion an den Werktagen um 
mindestens 10 Prozent höher 
ausfällt, will das Regierungs­
präsidium die Konti-Schicht 
dauerhaft genehmigen. Aller­
dings wird noch am 7.11. vor 
dem Landesarbeitsgericht 
über eine Klage des SEL-Be- 
triebsrates gegen die Konti- 
Schicht verhandelt. Für den
3. November ruft die IG Me­
tall Stuttgart die Metallbe­
schäftigten zu einer Kundge­
bung vor dem Sitz des Ver­
bandes der Metallindustrie 
auf. — (ros)

210% Jahresprämie 
bei der BASF AG

Ludwigshafen. Die BASF AG 
zahlt 1989 die höchste jemals 
von ihr ausbezahlte Prämie: 
210% des durchschnittlichen 
Bruttomonatsverdienstes, ins­
gesamt 554 Mio. DM. 1988 
waren es 502 Mio. DM 
(200%). Das tarifliche 
„Dreizehnte“ beträgt 100%. 
Darüberhinaus gibt es eine 
Treueprämie von 8 bis 23 
DM pro Dienstjahr. Der Be­
triebsrat hatte 230% gefor­
dert. Angesichts des hohen 
Gewinns hätte mehr drin sein 
müssen, erklärte BR-Vorsit- 
zender Blumenthal. Der An­
teil der Ausschüttungssumme 
am Jahresgewinn sei in den 
letzten Jahren gesunken. MM, 
18.10.89- (ede/tht)

„Genug gedient— 
Wir sind bedient“

München. Ca. 6000 Erziehe­
rinnen und Erzieher sowie El­
tern und Kinder folgten dem 
Aufruf der Gewerkschaften 
GEW und ÖTV zu einer De­
monstration unter oben ge­
nanntem Motto am 21.10.89. 
Auf der Kundgebung wurde 
über die Lage in den Kinder­
krippen, -gärten und -horten 
berichtet. Über 100 Planstel­
len sind derzeit unbesetzt, 
weil 1 600 DM netto nach 5 
Jahren Ausbildung nicht ge­
rade ein Anreiz sind, Erziehe­
rin oder Erzieher zu werden. 
So kommt es oft vor, daß eine 
Gruppe von 20 Kindern ledig­
lich von einer Person betreut 
werden kann. Vor- und Nach­
bereitung muß häufig nach 
Feierabend bewältigt werden. 
GEW und ÖTV fordern u.a.: 
Höhergruppierung in Gruppe 

Vc BAT, Reduzierung der 
Gruppenstärke, bessere Per­
sonalausstattung, 10 Std. 
wöchentlich Vorbereitungs­
zeit, Aufstockung des haus­
wirtschaftlichen Personals. 
— (acr)

Tauscht Schoener 
Belegschaft aus?

Westberlin. Die Firma
Schoener, Hersteller von 
Instantpulver, stellt neuer­
dings Produktionshelferinncn 
in Tarifgruppe c ein mit ei­
nem Monatslohn von 1979 
DM. Die Beschäftigten, die 
schon länger bei Schoener 
sind, erhalten Tarifgruppe b 
mit 1 855 DM. Es werden nur 
deutsche Frauen eingestellt. 
Die meisten langjährigen Pro­
duktionshelferinnen sind tür­
kisch. Anscheinend sollen sie 
u.a. wegen des Warnstreiks 
im Mai verdrängt werden, 
denn die Geschäftleitung ist 
zu einer Höhergruppierung 
nicht bereit, sondern will nur 
einigen nach einem Beurtei­
lungssystem ausgewählten 
mehr zahlen. — (chk)

Schon über 50 
Teilzeitmodelle

Hannover. Bei der Audi AG 
sind rund 1000 Menschen in 
Teilzeit beschäftigt, davon 
80% in der Produktion, be­
richtet das Handelsblatt am 
7.10. „Den verschiedenen 
Varianten der Gleitzeit sind 
keine Grenzen gesetzt. Sie 
entwickeln sich in der täg­
lichen Arbeitspraxis aus den 
betrieblichen Erfordernissen 

. . . Derzeit stehen mehr als 
50 Teilzeitmodelle für alle 
Mitarbeitergruppen zur Aus­
wahl.“ — (rog/AGM. mal)
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5000 bei Mieterkundgebung in München

Wie können bezahlbare 
Mieten erreicht werden?

München. Am 19.10.1989 fand unter dem Motto ,,Münchner 
Mieter wehren sich“ eine Großkundgebung statt. Veranstalter 
waren der Mieterverein e.V. und der DGB. Die Aktion wurde 
unterstützt von der Arbeitsgemeinschaft Münchner Mieter­
sprecher, dem Kreisjugendring, dem Senioren- und Ausländer­
beirat, der Arbeiterwohlfahrt, der SPD, dem VdK und den 
Grünen. Auf der Kundgebung wurden hauptsächlich Anspra­
chen von Leuten aus dem sozialdemokratischen Spektrum ge­
halten. Den hier auszugsweise dokumentierten Flugblättern 
kann entnommen werden, daß die politische Kritik und der 
Widerstand gegen die CDU/CSU/FDP-Bundesregierung und 
gegen das Wohnungs- und Grundstückskapital weitreichender 
ist als von SPD und Grünen vorgetragen. — (dil, thg)

OB Kronawitter (SPD) verweist auf Bund
Selbstverständlich stellt sich für mich zu allererst die Frage, 
was kann die Stadt noch tun, um hier zu helfen. Obwohl der 
Stadtrat eine Neubaurate von jährlich 5000 Wohnungen be­
schlossen hat, haben wir in dieser Amtsperiode sogar 7500 
Wohnungen neu gebaut. Darin sind aber nur rund 1200 Sozial­
wohnungen pro Jahr, das heißt, die übrigen neu gebauten 
Wohnungen sind halt auch sündteuer. Unsere Grundstücksre­
serven sind weitgehend aufgebraucht. Mit Neubau geht also 
nicht mehr allzu viel. Deshalb ist der Erhalt unseres preiswer­
ten Wohnungsbestandes so wichtig! . ..

Jetzt muß endlich Schluß sein mit der tausendfachen Um­
wandlung von preiswerten Mietwohnungen in sündteure Ei­
gentumswohnungen. Dies ist aber nur durch den Bundesge­
setzgeber, also durch die derzeitigen Koalitionsparteien CDU/ 
CSU und FDP zu erreichen.

Klaus Dittrich (DGB) kritisiert hohen 
Lohnanteil für Mietzahlungen

Ob Postbeamte oder Polizisten, Krankenschwestern oder Ver­
käuferinnen, Metallarbeiter oder Trambahnfahrer — immer 
mehr Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer müssen bis zur 
Hälfte ihres Einkommens für die Miete bezahlen und können 
sich das Leben in München fast nicht mehr leisten. Schuld an 
dieser Situation ist die konservativ-wirtschaftsliberale Koali­
tion in Bonn. Sie hat sich aus dem sozialen Wohnungsbau zu­
rückgezogen, sie hat die Wohnungsgemeinnützigkeit abge­
schafft, sie hat den Weg freigemacht für drastische Mietstei­
gerungen und sie blockiert das Verbot der Umwandlung von 
Miet- in Eigentumswohnungen.

Die Strategie dieser Politik ist schnell erklärt: verzichtet der 
Staat auf eigene Aktivitäten und beseitigt gesetzliche Schran­
ken, steigen die Gewinnerwartungen und können sich unge­
hemmt die sogenannten „freien Kräfte des Marktes“ entfalten.

Die Grünen fordern die Erhaltung und 
Schaffung von preiswertem Mietwohnraum

Stadtteile mit preiswerten Altbau- und Sozialwohnungen, de­
ren Bewohnerinnen durch Spekulation, Umwandlung und Mo­
dernisierung gefährdet sind, müssen als Erhaltungsgebiete aus­
gewiesen werden. Die Stadt trifft Sofortvorkehrungen, um die 
Spekulations- und Umwandlungsbedrohten Häuser durch kom­
munale Wohnungsunternehmen zu übernehmen. Die Stadt 
München muß das gesetzliche Vorkaufsrecht endlich ernsthaft 
wahrnehmen und die bereitgestellten Mittel wesentlich erhö­
hen. Der Stadtrat sorgt dafür, daß auch nach 1990 die städti­
schen Wohnungsbaugesellschaften nur die Kostenmiete verlan­
gen. Der kommunale Wohnungsbestand wird erhalten und ver­
größert, wobei Sanierungen und die Neuerwerbung so geplant 
werden, daß die Mieten günstig bleiben . . .

Münchner Wohnungsloseninitiative zu 
Wohnungs-Horror, Heuchler und Spekulanten

Durch Beschränkung der Mietsteigerung auf 5% im Jahr sollen 
bisher unbezahlbare Wohnungen bezahlbar werden. Welch 
mutige und radikale Forderung! Und das in einer Stadt, in der 
für viele die Mieten längst unerschwinglich sind, in der 10000 
Menschen obdachlos sind und weitere -zigtausend verzweifelt 
eine Wohnung suchen. Gleichzeitig finden sich in München 
zahlreiche leere Häuser, cirka 13000 Wohnungen stehen leer, 
weitere 27000 Wohnungen werden als Zweit- oder Freizeit­
wohnungen benutzt. Das Angebot an solchen Luxuswohnun­
gen wird ständig erweitert, bekannte Beispiele sind die „City- 
Wohnungen“ im Knöbelblock, Lehel oder „Wohnen mit Phil­
harmonie“ am Gasteig. Zitat aus deren Prospekt: „... ein 
Hauch von Montparnasse, .. . internationale Musikereignisse 
vor der Haustüre . .. Wie schön wäre es hier eine Zweitwoh­
nung zu haben.“

Mieterverein München e.V. und DGB sammeln 
Unterschriften unter „Mieterschutzbrief6

An die Mitglieder des Deutschen Bundestages
Sehr geehrte Damen und Herren, die Mieten in München ex­
plodieren! 30%ige Mieterhöhungen alle drei Jahre sind nicht 
selten. Wenn modernisiert wird, steigen die Mieten noch 
schneller. Bei Neuvermietungen wird geradezu bedenkenlos 
hingelangt. Das Mietniveau in München liegt mittlerweile 
53% über dem Bundesdurchschnitt. Die Miete frißt einen im­
mer größeren Anteil der Nettoeinkommen auf. Die Bezieher 
kleiner und mittlerer Einkommen (Arbeitnehmer, Rentner, 
junge Familien, Studenten) geraten in finanzielle Bedrängnis. 
Die Suche nach einer neuen Wohnung wird oft zu einem aus­
sichtslosen Unterfangen. Denn im Großraum München fehlen 
derzeit rund 50000 vor allem bezahlbare Wohnungen.

Zusätzlich greift die Umwandlungsspekulation wie ein 
Krebsgeschwür um sich: immer mehr Wohnungen, auch in den 
Außenbezirken der Stadt, werden in teure Eigentumswohnun­
gen umgewandelt. Allein in München sind seit 1980 rund 
50000 Haushalte betroffen! . . .

DKP für Eingriffe in Verfügungsrechte 
des Wohnungskapitals — für Mietstopp

Die SPD und die Grünen treten dafür ein, daß die Mieten in 
Zukunft um 5% jährlich statt bisher um 10% steigen dürfen. 
Auch bei Neuvermietungen soll der Eigentümer weiterhin 
kräftig zulangen und auf 10% über die ortsübliche Vergleichs­
miete erhöhen dürfen. Am Prinzip völlig unbegründeter Miet­
steigerungen — zusätzlich zu den Erhöhungen, die wegen ge­
stiegener Kosten oder wegen Modernisierungen sowieso mög­
lich sind — soll sich also nichts ändern. Unverständlich ist, daß 
auch der Mieterverein München und der DGB diese Forderun­
gen in ihren „Mieterschutzbrief4 übernommen haben . . . Für 
die Mehrheit der Arbeitnehmer bedeutet auch eine 5%ige 
Mietsteigerung weitere Einkommensverschlechterungen, weil 
sie nicht einmal durch entsprechende Lohnerhöhungen wettge­
macht wird . . .

Was eigentlich zur Debatte stünde, wäre ein Mietstopp als 
erster Schritt, die Einführung gesetzlicher Höchstgrenzen und 
die Senkung von zu hohen Mieten. Nicht die Festschreibung 
von Mieterhöhungen etwas unterhalb der Schmerzgrenze.

Ausländerbeirat zur rechtlosen Situation
Ausländer haben bei der Wohnungssuche mit erheblich mehr 
Problemen zu kämpfen als Deutsche. Täglich sprechen in der 
Geschäftsstelle des Ausländerbeirats und in den Ausländerbe­
ratungsstellen hilfesuchende Ausländer vor, welche sich mit 
oft unüberwindlichen Schwierigkeiten konfrontiert sehen . . . 
Gerade in Zeiten der allgemeinen Wohnungsnot kann nicht oft 
genug darüber aufgeklärt werden, daß Ausländer keine Woh­
nungen „wegnehmen“ sondern mehr noch als deutsche Woh­
nungssuchende Opfer von Luxusmodernisierung. Zweckent­
fremdung, Wegfall der Sozialbindung, drastischer Mittelkür­
zung im sozialen Wohnungsbau und nicht zuletzt bevorzugter 
Behandlung der zahlreichen Aus- und Übersiedler sind.
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Kunsthalle Hamburg

Europa 1789 — zum 
800. Hafengeburtstag

Unter dem Titel „Europa 
1789 — Aufklärung — Ver­
klärung — Verfall“ steht die 
größte diesjährige Ausstel­
lung der Hamburger Kunst­
halle vom 15.9. bis 19.11. 
Programmatischer Anknüp­
fungspunkt ist Hamburg als 
„Tor zur Welt“; daher auch 
der Titel „Europa 1789“. 
700000 DM hat die Ausstel­
lung laut „Spiegel“ gekostet. 
Nebst öffentlichen Mitteln 
sind, wie das Ausstellungs­
plakat ausweist, namhafte 
Sponsoren aus der Hambur­
ger Wirtschaft beteiligt, z.B. 
BAT und die Spielbank Ham­
burg. Das allein läßt Schlim­
mes befürchten. Die Anzie­
hungskraft des Themas ist 
dennoch groß und die Besu­
cherzahlen sind entspre­
chend. Unter ihnen viele 
Schüler und Studenten.

Bild 28

Bilder 
ohne Erläuterungen

Die Ausstellung gliedert sich 
in drei Hauptbereiche, die 
räumlich voneinander ge­
trennt dargestellt werden: 
Aufklärung, Verklärung, 
Verfall. Ein Wegweiser für 
die räumliche Zuordnung und 
Unterteilung dieser drei The­
men ist vorhanden. Da zu den 
Ausstellungsstücken selbst, 
zum geschichtlichen Hinter­
grund. ja sogar zu den Künst­
lern keinerlei Information ge­
geben wird, benötigt man ei­
nen Katalog. Der aber kostet 
40 DM und hat 457 Seiten, 
womit die Zielgruppe dieser 
Ausstellung einigermaßen 
umrissen ist. Kostenlos gibt 

es eine Multivisionsschau zur 
Chronik der geschichtlichen 
Ereignisse. Diese beschränkt 
sich jedoch auf die Aneinan­
derreihung sogenannter Fak­
ten.

Den Unmut auf das Fehlen 
historischer Kommentierung 
bestätigt denn auch die Kritik 
der Besucher im Gästebuch. 
Z.B. folgende: „Als Studen­
ten im höheren Semester sind 
wir nicht befähigt zu folgen: 
liegt das an 1) fehlenden Er­
läuterungen, 2) Konzeptlosig- 
keit oder 3) daran, daß das 
Rätselhafte up to date ist?“

Aufklärung
Zurück zu den drei Hauptthe­
men und deren Unterteilung: 
Die „“Aufklärung“ gliedert 
sich in:
1.1 Die Enthemmung der Sit­
ten Ancien Regime: Rokoko, 
Erotik, Maskerade
1.2 Kants Frage: ,,Wis ist 
Aufklärung?“ Vordenker 
(Voltaire, Rousseau u.a.): 
Emanzipation, Menschen­
rechte, Vernunft, Toleranz, 
Empfindung
1.3 Das Erwachen aus der 
Unmündigkeit Individuelle 
Entfaltung, Gerechtigkeits­
streben, Antiklerikalismus, 
Sklavenbefreiung
1.4 Die vermessene Welt 
Enzyklopädie, Technik, Rei­
se, Utopie, Erfindung, Erzie­
hung
1.5 Die maßlose Welt Natur­
schauspiele und -katastro- 
phen; Traum und Phantasie; 
sexuelle Befreiung und Ob­
session.

Was Punkt 1.1 der Gliede­
rung verspricht, wird durch 
die Ausstellung bestätigt. Die 
Darstellung des Ancien Regi­
me ist beschränkt auf höfi­
schen Prunk, Verschwen­
dungssucht und sexuelle Aus­
schweifungen. Dem Ancien 
Regime gegenüber stehen die 
Büsten der Aufklärer, liegt 
z.B. der Entwurf einer Decla­
ration of Rights aus dem 
Kreis der englischen Radika­
len von 1782 aus. Zu den Sei­
ten das „Erwachen aus der 
Unmündigkeit“: in großen 
Schriftzügen steht hier an der 
Wand ..Außerhalb der Kirche 
kein Heil — Und überall liegt

Bild 157: So wird es nicht weitergehen, heißt diese Anklage aus 
dem letzten Jahr des Ancien Regime. Adel und Klerus blicken 
nicht nur verächtlich auf den Bauern herab, sondern hetzen 
auch noch Jagdhunde und Affen (Sinnbild für den ausschwei­
fenden Lebenswandel des Klerus) hinterher.

er in Ketten — Der Mensch 
ist frei geboren“. Wer liegt in 
Ketten, wer erwacht aus der 
Unmündigkeit? War das nicht 
der dritte Stand? Waren das 
nicht ca. 90 Prozent des Vol­
kes? Hatten nicht sie die Ket-

Bild 120: Bin ich kein Mann 
und Bruder lautet die Auf­
schrift auf dieser 1787 in Eng­
land entstandenen Medaille, 
die international zum Symbol 
der Anti-Sklaverei-Bewegung 
wurde.

ten der feudalen und klerika­
len Klassenherrschaft zu tra­
gen? Schon diese einfachen 
Tatsachen werden unter­
drückt. Aus welchen realen 
Verhältnissen die Ideen der 
Aufklärer stammen, gegen 
welche sozialen Kräfte und 
Interessen sie sich richten, 
das alles bleibt verborgen.

Dabei hat die Ausstellung 
durchaus ihre eigene histori­
sche Perspektive. Die Kritik 
des z.B. Ancien Regime auf 
höfischen Prunk zu verengen, 
das entspricht der geschichtli­
chen Lage des großen Kauf­
mannskapitals. Das Kauf­
mannskapital hatte schon lan­
ge als Staatsgläubiger und fi­
nanzieller Retter von Krone 

und Aristokratie mitregiert. 
Es strebte danach, neben der 
wirtschaftlichen Macht end­
lich auch die politische Macht 
zu ergreifen. Dabei stand es 
dem Adel allerdings näher als 
der Kleinbourgoisie aus 
Handwerkern und Händlern. 
Ganz zu schweigen von der 
Masse der jahrhundertelang 
von Adel und Klerus unter­
drückten Bauern oder dem 
Heer der Besitzlosen. Zu kei­
nem Zeitpunkt entwickelte 
das Kaufmannskapital ein In­
teresse an der Beseitigung des 
Adels im Bündnis mit diesen 
Schichten. Und nichts haßte 
es mehr als deren revolutio­
näre Forderungen nach 
Gleichheit des Besitzes. Ab­
scheu vor jeder revolutionä­
ren Erhebung dieser Schich­
ten prägte seinen Standpunkt 
deshalb durch und durch.

Genau diese Abscheu 
durchzieht auch die Hambur­
ger Ausstellung.

Bild 243: 10. August 1792: 
Das Volk reißt die Königs­
denkmäler nieder.
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Verklärung oder — 
die Guillotine wartet

Leiter der Kunsthalle und In­
itiator der Ausstellung ist W. 
Hofmann. Im Vorwort des 
Ausstellungskataloges legt er 
seine Auffassungen dar: „Die 
Epoche, um die es geht, ver­
trägt nicht, daß man ihre 
Zeugnisse auf einen gemein­
samen Nenner zusammen­
führt. Sie zerrte alles in un­
versöhnliche Gegensätze aus­
einander.“ Für Hofmann ist 
Ausgangspunkt der Geschich­
te nicht die Entwicklung 
menschlicher Produktivkraft. 
Unversöhnliche Widersprü­
che zwischen Produktivkräf­
ten und Produktionsverhält­
nissen existieren für ihn 
nicht. Es sei denn in den Köp­
fen der Menschen. Revolutio­
näre Gewalt erklärt er zum 
Ausdruck „religiösen Re­
formeifers“. So bei Robes­
pierre. Deswegen wohl auch 
der Titel „Verklärung“ für 
diesen Teil der Ausstellung. 
Das Zentrum der Ausstel­

turisten, also aus dem Lager 
des seinerzeitigen Hauptkon­
kurrenten Frankreichs. Auf 
diesen Karikaturen wimmelt 
es von Köpfe fressenden 
Sansculotten und verhungern­
den Revolutionären.

Verfall
Der dritte und letzte Teil der 
Ausstellung steht unter dem 
Titel „Verfall“ und stellt die 
Ära Napoleon dar. Auch hier 
werden die Triebkräfte und 
Interessen des geschichtli­
chen Prozesses unterdrückt. 
Jede Fortentwicklung wird 
letztlich geleugnet. Hofmann 
bleibt seinem Skeptizismus 
treu. Als Verfall kann er die­
se Zeit nur dann bezeichnen, 
wenn die schwungvolle Ent­
wicklung der Industrie ebenso 
unberücksichtigt bleibt wie 
die Schaffung eines modernen 
Rechtssystems, des Code 
Napoleon. Die bürgerliche 
Revolution war vollbracht 
und „jenseits der französi­
schen Grenzen fegte er (Na­
poleon — d. Verf.) überall

Bild 390: Die Gemüsehändlerin lautet der Titel dieses um 1794 
entstandenen Ölgemäldes. Mit der Gemüsehändlerin tritt die 
Sanscoulottin ins politische Leben, selbstbewußt kampfbereit 
aber auch voller Mißtrauen.

lung, im Kuppelsaal des obe­
ren Stockwerkes, widmet sich 
dann auch einem einzigen 
Thema, der Guillotine. Ei­
gens hergestellte Modelle er­
gänzen das reichlich ausge­
breitete historische Bildmate­
rial .

Hofmann bedient sich ins­
besondere englischer Karika-

die feudalen Gestaltungen 
weg, soweit es nötig war, um 
der bürgerlichen Gesellschaft 
in Frankreich eine entspre­
chende zeitgemäße Umge­
bung auf dem europäischen 
Kontinent zu verschaffen.“ 
(Karl Marx. Der achtzehnte 
Brumaire des Louis Bonapar­
te) — (RIO)

Religiöse Sozialisten

Scharnier von Kirche 
und Arbeiterbewegung

Religiöse Begründungen für sozialistische Zielsetzungen kennt 
man von der Theologie der Befreiung in Lateinamerika oder 
zum Beispiel durch Franz J. Hinkelammert (Die Radikalisie­
rung der Christdemokraten — Vom parlamentarischen Konser­
vatismus zum Rechtsradikalismus) als einem ihrer bedeutend­
sten Theoretiker, der auch für revolutionäre Sozialisten ein 
aufschlußreicher Autor ist. Weniger bekannt ist das Wirken re­
ligiöser Sozialisten zur Zeit der Weimarer Republik und heut­
zutage in der Bundesrepublik. Im Jahre 1926 konstituierte sich 
der „Bund der religiösen Sozialisten Deutschlands“ nach jah­
relangen Einigungsbemühungen. Seine Mitgliedschaft bestand 
zu 90 Prozent aus Arbeitern. Die aktive Mitarbeit in einer der 
Arbeiterparteien galt als Voraussetzung. Das „Sonntagsblatt 
des arbeitenden Volkes“ hatte Ende der 20er Jahre etwa 2000 
Abonnenten. Doch wird die Mitgliederzahl wesentlich höher, 
für 1930/31 auf 10000 bis 20000, geschätzt.

In zweijährigem Rhythmus fanden religiös-sozialistische 
Kongresse statt. 1928 in Mannheim waren von den 167 Teil­
nehmern 136 SPD-Mitglieder. 132 Teilnehmer waren evange­
lisch, 17 katholisch, 4 jüdischen Glaubens und 14 konfessions­
los. Thema des Kongresses war die Stellung zu Marxismus und 
Klassenkampf. Dabei kristallisierte sich ein pro-marxistischer 
Flügel um E. Eckert und ein reformistischer um H. Müller 
heraus. Der Kongreß 1930 in Stuttgart stand schon unter dem 
Vorzeichen des Kampfes gegen den Nationalsozialismus. Im 
Grundsatzreferat hieß es: „Entweder vernichtet das Christen­
tum diesen widergöttlichen, dämonischen Anspruch des Staa­
tes, oder dieser dämonische Anspruch des Staates vernichtet 
den Anspruch des Christentums.“ In der anschließenden Dis­
kussion wurde kritisiert, daß die Kirche faschistischen und mi­
litaristischen Tendenzen gegenüber sehr aufgeschlossen sei: 
„Noch nie war die Kirche so militärselig wie jetzt ... An den 
vielen Gedächtnisfeiern werden die Toten heraufbeschworen, 
um neuen Haßgeist zu züchten ... die Volkstrauertage sind 
Hetztage. Wir haben den neuen Typ des Stahlhelmpfarrers.“ 
Eckert charakterisiert den Faschismus als eine Funktion des 
Kapitalismus „der mit den organisatorischen und später auch 
mit den machtpolitischen Mitteln des Staates die Interessen der 
besitzenden Schichten sicherstellen will“. Wie bereits in der 
Frage der Fürstenenteignung plädiert Eckert für ein Zusam­
mengehen von SPD und KPD in einer antifaschistischen Ein­
heitsfront. Am 2.10.1931 wird Eckert wegen Zellenbildung 
und Vertrauensmißbrauch aus der SPD ausgeschlossen. Schon 
am nächsten Tag tritt er in die KPD ein. Die Landeskirche re­
agiert auf diesen Schritt mit der endgültigen Dienstentlassung 
Eckerts als Pfarrer. Dieser antwortet darauf mit seinem Aus­
tritt aus der Kirche. ..Wenn mich die Kirche nicht mehr als 
Pfarrer tragen kann, weil ich Kommunist bin. so schließt sie 
mich damit aus ihren Reihen aus ... Ich erkläre von mir aus 
meinen Austritt aus dieser Kirche .... die jeden Kontakt mit 
den lebendigen schöpferischen Kräften verloren hat und zum 
Instrument bürgerlicher Ängstlichkeit vor dem Kommunismus 
geworden ist. Mein Kirchenaustritt bedeutet zugleich meinen 
Abschied vom Bund der religiösen Sozialisten.“ Nach dem 
Ausscheiden Eckerts erlebt der Bund eine Phase der Stagna­
tion. Als 1933 die Auflösung durch die Nationalsozialisten 
folgt, wird der Glaube an die Wirksamkeit von Widerstand 
endgültig aufgegeben. Der Anspruch der religiösen Soziali­
sten. die Trennung von Christentum und sozialistischem Prole­
tariat überbrücken zu wollen, kann für die Weimarer Zeit wohl 
bestenfalls im Ansatz als geglückt betrachtet werden. Von bei­
den Seiten begegnete man dem religiösen Sozialismus mit Miß­
trauen. Die offiziellen kirchlichen Kreise nannten die religiö­
sen Sozialisten eine ..Hilfstruppe für Marx und Bebel, nicht 
aber für den Gottesglauben“. Der KPD erschien die Frage ei-
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nes religiösen Sozialismus „zu dumm, als daß es wert wäre, 
näher darauf einzugehen“. Seit 1976 besteht in der Bundesre­
publik wieder ein aktiver “Bund der religiösen Sozialistinnen 
Deutschlands“. Seine gut 200 Mitglieder gehören zu 90 Pro­
zent der Mittelschicht an. Der Anspruch, als Bindeglied zwi­
schen kirchlichem Bereich und Gewerkschaftsbewegung wie 
auch zu sozialistischen Kräften zu wirken, findet in verschie­
dener Form seinen Niederschlag wie in Aktionsbündnissen mit 
Gewerkschaften und ihren Mitgliedern, im Einsatz „für eine 
klassenlose, geschwisterliche Ordnung der Gesellschaft“, für 
Völkerverständigung, gegen Faschismus und Nationalismus.
Quellenhinweis: M. Böhm, Gottes Reich und Gesellschaftsveränderung, 
S. 61-73; Über uns und unsere Ziele, U. Peter, Albertstr. 1, 1 Berlin 62 
— (maw)

Antifaschistische Diskussion

Streitschrift gegen 
Heitmeyer-Thesen

Wilhelm Heitmeyer, Sozialwissenschaftler an der Universi­
tät Bielefeld, ist erst kürzlich in eine Arbeitsgruppe beim 
SPD-Parteivorstand zum Thema „Rechtsextremismus“ be­
rufen worden. Zum neuen „Experten“ in Sachen „Rechts­
extremismus ist Heitmeyer aufgerückt, als er 1987 — im sel­
ben Jahr, als in Bielefeld die Auseinandersetzung um das 
dortige Zentrum der Nationalistischen Front ihren Höhe­
punkt erreichte und Tausende sich an antifaschistischen 
Demonstrationen und Mahnwachen beteiligten — sein Buch 
„Rechtsextremistische Orientierungen bei Jugendlichen“ 
herausbrachte. In ellenlangen Interviews zitierte ihn die Bie­
lefelder Presse mit abfälligen Bemerkungen über antifaschi­
stische Politik und vehementen Warnungen davor, mit anti­
faschistischen Aktionen desorientierte, verirrte NF-Anhän- 
ger und Skins erst recht in den Haß zu treiben und hochzu­
schaukeln. NRW-Innenminister Schnoor berief sich in einer 
Landtagsdebatte 1987 explizit auf Heitmeyers Thesen. Seit­
her wird Heitmeyer neben dem Göttinger Politologen Claus 
Leggewie (vgl. Buchbesprechung in Politische Berichte Nr. 
17) als der anerkannte Wissenschaftler in Sachen Neofa­
schismus vom „Spiegel“ bis zur Juso-Hochschulzeitung ge­
handelt und verzeichnet durch die Wahlerfolge der Faschi­
sten Hochkonjunktur.

Die Bonner Initiative „Gemeinsam gegen Neofaschis­
mus“ hat jetzt eine „Streitschrift gegen Leggewiesierung 
und Heitmeyerei“ herausgegeben, in der sich Ursel Döh- 
mann und Andres Garcia mit Leggewie auseinandersetzen 
und Peter Kratz, Dipl.-Psychologe und langjähriger Mitarbei­
ter bei der Bonner Initiative, mit Heitmeyer. P. Kratz kritisiert 
zu Recht, daß Leggewie das Erstarken des Neofaschismus 
ausschließlich auf ein Anhängerpotential bei Jugendlichen 
zurückführt — was durch die Wahlergebnisse der Republi­
kaner und anderer faschistischer Organisationen inzwi­
schen eindeutig widerlegt ist. P. Kratz weist Heitmeyers Auf­
fassung zurück, Sozialisationsprobleme seien der Grund für 
die Hinwendung zu faschistischer Propaganda und Organi­
sationen und nennt dafür soziale und materielle Gründe, die 
der kapitalistischen Gesellschaft geschuldet sind. Eine 
Schwäche seiner Argumentation ist, daß er nicht von einer 
detaillierten Wahlanalyse ausgeht und so der Eindruck ent­
stehen kann, daß P. Kratz das Wählerpotential ohne weitere 
Differenzierung bei den sozial gedrücktesten Schichten ver­
mutet. Die sozialen Interessen von Wählern aus Mittel­
schichten werden nicht weiter untersucht. Die Gründe, 
warum aber z.B. Kleinbürger, die um Karriere und Privile­
gien fürchten, faschistisch wählen, sind sicherlich politisch 
anders zu behandeln als materielle und soziale Gründe von 
an den Rand ihrer Existenz gebrachten Lohnabhängigen.

Wir zitieren im folgenden Auszüge aus dem Aufsatz von 

Peter Kratz, der ein erster — und lesenwerter — Beitrag an­
tifaschistischer Kritik an Heitmeyers Sozialpädagogisiererei 
ist. Denjenigen Teil seines Aufsatzes, der nachweist, daß 
Heitmeyer bei seiner Jugendlichen-Untersuchung mit un­
sauberen statistischen Methoden, fehlerhaften Daten und 
zweifelhaften Berechnungen arbeitet, konnten wir aus Platz­
gründen nicht berücksichtigen.

Die Streitschrift (24 S.) ist erhältlich bei der Bonner Initiati­
ve Gemeinsam gegen Neofaschismus, c/o Boris Hempel, 
SJD Die Falken Kreisverband Bonn, Kaiserstr. 27, 5300 
Bonn 1. — (ads)

Mythen statt Wissenschaft 
Nicht gegen rechts, sondern gegen links 

. . . Der Ausgangspunkt der Heitmeyerschen Arbeit ist nicht 
Wissenschaft, sondern Politik. Ihm paßt die ganze Richtung 
des Antifaschismus nicht . . . Weder im Bereich der Ideologie, 
wo gegen die Ungleichheits-Thesen des Faschismus eben anti­
faschistisch die Freiheitsrechte verteidigt und ausgebaut wer­
den müßten, die Rechte der Selbstbestimmung und -entschei- 
dung nämlich. Noch im Bereich der Ökonomie, wo die mate­
riellen Interessen und die Interessenten aufgezeigt werden 
müßten, die den Freiheitsrechten entgegen stehen. Heitmeyer 
abstrahiert ganz bewußt und willentlich von den historischen 
Erfahrungen mit dem Faschismus (1987, S. 63f), von den öko­
nomischen Zusammenhängen wie z.B. Sozialabbau, Woh­
nungsnot, Arbeitslosigkeit (1987, S. 49ff), von ökonomischen 
Interessen (S. 63f) und wendet sich vehement gegen die Begrif­
fe Neofaschismus und Antifaschismus (1987, S. 14f, 1989b, S 
27, 30), die er für „überflüssig“ hält (1989a, S. 18) . . .

Heitmeyer propagiert vielmehr pädagogische Ersatzhand­
lungen. Wenn die Menschen schon nichts zu sagen haben, im 
Betrieb nicht, in der Gesellschaft so gut wie nicht, dann soll 
ihnen sozialpädagogisch wenigstens das Gefühl vermittelt wer­
den, sie seien in „sozialen Beziehungen“ integriert. Heit­
meyer will statt solidem Antifaschismus „verschiedene ju­
gendpolitische oder sozialpädagogische Präventions- oder In­
terventionsmöglichkeiten entwickeln“ (1987, S. 30), damit 
Menschen „die Unsicherheiten in sozialen Situationen ertra­
gen“ (S. 106, Hervh.d.A.). Er fordert angesichts der Unter­
nehmerwillkür . . ., angesichts der konservativen Bemühun­
gen, Mitbestimmungsrechte abzuschaffen . . . schlicht das 
Lehren des „Ertragenkönnens“ der sozialen Benachteiligung 
als die Lösung. Die „Unsicherheiten in sozialen Situationen“ 
. . . sollen nicht durch (linke) (Sozial)-Politik bekämpft wer­
den (das wäre positiver Antifaschismus). Heitmeyer will diese 
,,Unsicherheiten*‘ wegpsychologisieren.

Nicht die Forderung nach realer Teilhabe an gesellschaftli­
chen Entscheidungen, sei es im Betrieb oder sei es bei der 
WAA; nicht den Ausbau demokratischer Entscheidungsmög­
lichkeiten und sozialer Absicherungen, damit die Bürgerinnen 
und Bürger tatsächlich selbstbestimmt in ihren sozialen Zu­
sammenhängen leben können (das ist aktiver Antifaschismus)', 
nicht die Emanzipation von unterdrückenden zwischenmensch­
lichen Beziehungen. Sondern die Forderung nach dem Sozial­
klempner in der Frittenstube, der den Jugendlichen auch noch 
den Appetit auf Fritten rot-weiß verdirbt und ihnen in Zelt­
lagern oder sonstwo das Gefühl vermittelt, einen sozialen Zu­
sammenhang zu haben, der akzeptabel ist. Im Betrieb haben sie 
dann immer noch nichts zu sagen. Nicht die Veränderung der 
realen Lebenssituation in Betrieb, Stadtteil, Schule, zwischen 
Mann und Frau, in Richtung auf eine antifaschistische Gesell­
schaft ist seine Forderung, sondern Pädagogisiererei . . . Heit­
meyer in der Zeitschrift „deutsche jugend“ (1989a, S. 32): 
Sozialarbeiter sollten sich durch „aufsuchende Arbeit“ der 
„Gefährdeten“ annehmen; „auf der Straße, in Parks, in Kauf­
häusern, in Imbißstuben, in Stadien und ähnlichen Orten halten 
sich nämlich die Jugendlichen auf, die für solche Arbeit ,Ziel­
gruppeft abgeben“ . . .

Der Bielefelder Sozialwissenschaftler sieht vor allem in den 
Antifaschisten die Gegner seiner pädagogisierenden Position. 
Demonstrationen der Antifaschisten, so Heitmeyer im 
„Spiegel“ (Nr. 26/1989, S. 28f), „dienen allein der Beruhi-
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Solche antifaschistischen Demonstrationen sind laut Heitmeyer nur schädlich und „dienen allein der Beruhigung des eigenen poli­
tischen Gewissens“. Bild: Burkhard Maus

gung des eigenen politischen Gewissens“. Er hat Mitleid mit 
den Nazis: „Den Rechtsextremisten wird damit (mit Demos, 
d.A.) nur Angst eingejagt, davon haben die aber schon 
genug.“ „Zunächst einmal dürfen Sie diesen Jungen und Mäd­
chen (die offensiv Neonazi-Symbole zur Schau tragen, d.A.) 
keineswegs eine öffentliche Niederlage beibringen. Wenn sich 
diese Jugendlichen in die Ecke gedrängt fühlen, . . . sind sie 
gar keinem Argument zugänglich. Die haben dann noch mehr 
Angst, denn Angst ist ohnehin das zentrale Motiv für Rechts­
extremismus“ und nicht etwa materielle Interessen, erst recht 
nicht die des Kapitals.

Also: Zentraler Grund für das Erstarken des Neofaschismus 
sind laut Heitmeyer die Antifaschisten, die mit ihren Flugis, 
Broschüren, Diskussionsveranstaltungen, Demos den armen 
Nazis Angst machen!

Heitmeyer präsentiert seine Kritik der antifaschistischen Ar­
beit als Ergebnis seiner Wissenschaft. Tatsächlich ist das Ver­
hältnis umgekehrt: seine Kritik des Antifaschismus steht am 
Anfang seiner Arbeit; er betreibt seine Wissenschaft, um sei­
ner Ablehnung des Antifaschismus ein Mäntelchen umhängen 
zu können ... So steht in seiner Hauptstudie „Rechtsextremi­
stische Orientierungen bei Jugendlichen“ (1987) die politische 
Auseinandersetzung mit dem bisherigen Antifaschismus und 
der Faschismus-Forschung gleich am Beginn. Seine eigene 
empirische Studie kommt erst ganz am Schluß des Buches — 
und besteht vor allem aus Daten-Verfälschungen (s.u.). Sie 
soll der Bestätigung seiner Politik dienen. (...)

Konservative Mythen statt linker Politik
Heitmeyer mißachtet systematisch die politisch-ökonomische 
Realität, um auf der pädagogischen statt der politischen Schie­
ne fahren zu können. Das westeuropäische Kapital rüstet sich 
zum Sturm auf den Weltmarkt, Osteuropa soll ökonomisches 
Hinterland werden. Der EG-Binnenmarkt ab 1993 schafft 
einen einheitlichen Wirtschaftsraum, der größer ist als die 
USA und der stärker werden will als seine Konkurrenten . . . 
In der jüngsten Vergangenheit hat wurden solche Probleme 
gelöst, indem man die Bevölkerung zu einer „Gemeinschaft“ 
zusammenschmiedete, um auf diese Weise das Fußvolk für 
eine ökonomische und politisch aggressive Politik zu haben. 
Nationalismus und Rassismus waren das Mittel, das ..Eigene“ 
gegen das „Fremde“ abzugrenzen und so die Menschen 
gegeneinander aufzubringen.

Die deutschen Konzerne arbeiten seit längerem am Umbau 
ihrer Unternehmensstrukturen, um ihre ..Globalisierungszie­
le“ erreichen zu können. Siemens-Vorstands-Mitglied Her­

mann Franz prophezeite im April 1989 im „Industriemaga­
zin“: „In fünf Jahren wird Siemens ein anderes Unternehmen 
sein und in Europa eines der aggressivsten.“ Die Methoden 
sind schon heute wenig friedlich; Siemens-Chef Kaske in 
„J.R.“-Manier über seine Fusionspolitik: „Wir werden jedes 
Schiff kapern, das vorbeifahrt.“ Mitbestimmung und demo­
kratische Kontrolle wären da hinderlich. Für die Weltmarkt- 
Auseinandersetzungen ist die Entwicklung des 64-Megabit- 
Microchips angesagt, die EG soll dafür Milliarden an Steuer­
geldern bereitstellen . . . Professor Ingolf Rüge, seit 20 Jahren 
Berater aller Bundesregierungen in High-Tech-Fragen, im 
Frühjahr 1989 zum „Spiegel“: „Wenn die Japaner allein die 
Hand auf der Mikroelektronik haben, können sie natürlich 
letztlich auch einer Weltfirma wie BMW die Technik diktie­
ren. Wollen Sie das? . . . Das Ziel der Japaner — die haben ja 
ein Ziel, die haben für alles Ziele — ist das Weltmonopol für 
Chips . . . Wichtig ist, daß wir nicht erpreßbar sind . . . Der 
Erfolg der Japaner liegt einmal in ihrem Fleiß, in ihrer Sorg­
falt, in ihrem Nationalbewußtsein, zum anderen aber in ihrem 
engen System der Kooperation zwischen Staat und Wirt­
schaft.“ (Man fühlt sich um 50 Jahre zurückversetzt: Der dro­
henden Weltherrschaft der Juden müsse mit deutschem Natio­
nalbewußtsein, deutschen Sekundärtugenden und staatlich ge­
lenkter Kriegswirtschaft begegnet werden.) (...)

Die neofaschistischen Ideologen der Neuen Rechten haben 
seit den 70er Jahren mit der Entwicklung des Konzepts der eu­
ropäischen „nationalen Identität“ die Ideologie geschaffen, die 
das europäische Kapital gegenüber der europäischen Gesell­
schaft braucht, um die schlagkräftige Fußvolk-Gemeinschaft 
zusammenzuschmieden. „Eigene Identität“ wird gegen 
„Amerikanisierung“ des Lebens der Europäer und gegen 
„asiatische Überfremdung“ gesetzt. Die Neofaschisten knüp­
fen hier nahtlos an die historischen Ideologen der völkischen 
Bewegungen und des Faschismus an. übernehmen deren Kon­
zepte, oft lediglich leicht aktualisiert. (...)

Bereits Anfang der 80er Jahre saßen führende rechtsextreme 
Intellektuelle mit REP-Schönhuber (Ex-Waffen-SS) zusam­
men, um aus dieser Ideologie praktische Politik zu machen. 
Immer mit dabei: der langjährige Geschäftsführer der Sie­
mens-Stiftung, Armin Mohler, einer der eifrigsten Förderer 
des intellektuellen Neofaschismus in der Bundesrepublik und 
Europa. Die Siemens-Stiftung, finanziert aus den Gewinnen 
des Siemens-Konzerns, wurde zur neurechten Denkfabrik. Sie­
mens, das Parade-Beispiel: Ökonomische Aggressivität, ideo­
logische Absicherung der ökonomischen Ziele, Verfolgung der
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linken Gegner über die Zusammenarbeit mit dem Verfassungs­
schutz, weil sie demokratische Strukturen durchsetzen wollen.

Das alles interessiert Heitmeyer nicht. Ökonomische Ursa­
chen des Neofaschismus waren ja ausgeklammert, politische 
Änderungen in der Gesellschaft nicht in Betracht gezogen. 
Heitmeyer setzt gegen die Wirtschaftsmacht von Siemens den 
kleinen Sozialarbeiter hinter der Frittenbude. Das entspricht 
auch seinem psychologisierenden Erklärungsmodell für den 
Aufstieg des Neofaschismus, das sich problemlos in konserva­
tive Politikstrategien einpassen läßt: gegen Gewerkschaftsfor­
derungen, gegen Frauen-Emanzipationsforderungen, gegen 
tatsächliche Selbstbestimmung.

Romantizistische Zivilisationskritik
Heitmeyer schreibt seitenweise die Weltanschauung ab, die 
sich der postmodern-konservative Bamberger Soziologe Ulrich 
Beck gebastelt hat: Becks Sicht der „postmodernen Welt“ 
dreht sich um romantizistisch-zivilisationskritische Mythen, 
die sich unter das antiprogressive Motto zusammenfassen las­
sen: „Früher war alles besser.“ Kein Wunder, daß die Sprin­
ger-Zeitung „Die Welt“, heute im Besitz des bundesdeutschen 
Großkapitals von Deutscher Bank bis Daimler Benz, am 1. 
April 1989 (leider kein Scherz) Beck die Gelegenheit gab, die 
jüngsten Wahlergebnisse nach seinem Gusto zu kommentieren.

Bei Beck (und dann bei Heitmeyer und Leggewie) dreht sich 
alles um die Mythen „Identität“, „Milieu“, „soziale Konti­
nuitätsbrüche“, „Individualierung“, „Bindungslosigkeit“.

Faschismus habe nichts mit Besitzverhältnissen, ökonomi­
schen Interessen usw. zu tun, sondern mit der Bildung einer 
individuellen „Identität“, die vor allem im Jugendlichenalter 
vonstatten gehe. Die Identitäts-Theorie des symbolischen In­
teraktionismus (des letzten Versuchs der bürgerlichen Soziolo­
gie für eine Alternative zur linken Weitsicht) wird kritiklos 
übernommen. (...)

Die Kleinfamilie 
als Rettung vor dem Faschismus?

Es wird behauptet, „früher“ habe es stabile soziale Milieus 
gegeben, in denen die Jugendlichen ihre Identität gefunden hät­
ten. Als Beispiele werden immer wieder „Familie“, „Kirche“ 
und „Arbeiterkultur“ genannt.

Die Identitäten in der Familie „früher“ waren allerdings 
recht klar: der autoritäre Vater, der mit dem Ledergürtel die 
Prügelstrafe ausübte; die sozialintegrative Mutter, die alles zu 
erdulden hatte (ein Scheidungsrecht gab es nicht); rechtlose 
Kinder und Jugendliche, die sich von der Vergewaltigung bis 
zum zugeteilten Beruf und zur Zwangsverheiratung alles gefal­
len lassen mußten. Aus diesen Familien gingen die „Unterta­
nen“ hervor, die begeistert in den Ersten Weltkrieg des deut­
schen Kapitals zogen und die 25 Jahre später ehrfurchtsvoll 
den Führer-Reden am Volksempfänger lauschten.

Zur repressiven Funktion der „Orientierungsinstanz“ „Kir­
che“ braucht man wohl kein Wort mehr zu verlieren.

Auch der Mythos der „Arbeiterkultur“, in der SPD immer 
zu Wahlkampfzeiten aus der Mottenkiste geholt, fallt bei nähe­
rem Hinsehen in sich zusammen: In den Elendsvierteln der 
deutschen Großstädte zwischen 1870 und 1935, wo die Arbei­
terinnen und Arbeiter wohnten, herrschten Suff, Diebstahl und 
Prostitution. (...)

In diesen ach so intakten „Milieus“, so Heitmeyer-Legge- 
wie-Beck, sei es in letzter Zeit zu „sozialen Kontinuitätsbrü­
chen“ gekommen, die ihre Ursache in der „industriegesell­
schaftlichen Produktionsweise“ (Heitmeyer 1989b, S. 17) hät­
ten, also offenbar unabhängig von der Gesellschafts/0777? sein 
sollen. Die Weiterentwicklung der Gesellschaft wird hier — 
typisch konservativ — als „Kontinuitätsbruch“ aufgefaßt. Daß 
diese Weiterentwicklung auch emanzipatorische Fortschritte 
brachte, geht bei Heitmeyers romantizistischer Zivilisations­
kritik unter: nicht mehr Freiheit, sondern vor allem mehr Risi­
ko sei die Folge der Entwicklung. Becks Begriff der „Risiko­
gesellschaft“ wird von Heitmeyer noch einmal romantizistisch 
zugespitzt. Der Konservative scheut das ,,Risiko“, hält sich 
lieber an Althergebrachtes: Familie, Kirche, Gesangverein.

Das Weitergeben von „Orientierungsmustern“ durch die 
Älteren an die Jüngeren sei zerbrochen, so Heitmeyer, weil 
diese „Milieus“ nicht mehr existierten. Statt der früher erfolg­
ten Selbstzuordnung der Jugendlichen zu diesen „Milieus“ (— 
Identität), die es heute nicht mehr gebe, trete heute die „Indivi­
dualisierung“, die Vereinzelung der Individuen. „Bindungslo­
sigkeit“ sei die Folge, unter der man/frau litte. Da diese heuti­
gen plötzlichen „Vereinzelten“ aber aus einem von den Au­
toren nirgends begründeten Drang nach „Gemeinschaft“ her­
aus neue „Bindungen“ suchten — jetzt kommt der Clou: —, 
wendeten sie sich Nation, Volk und Rasse zu, den einzigen 
heute angeblich noch intakt erscheinenden „Milieus“.

Heitmeyer findet hierfür den Ausdruck „surrogathafte (er- 
satzhafte, d.A.) kollektive Identitäten“ (1987, S. 93), meint 
damit aber offenbar jedes politische Bewußtsein, nicht nur das 
neofaschistische: „Im Falle rechtsextremistischer Orientierun­
gen wird die gesellschaftlich verursachte ,Zerrissenheit4 (der 
Identität, d.A.) gewissermaßen ,umgruppiert4 durch Betonung 
der ,politischen4 Identität, die dann wiederum zur Totalper­
spektive erklärt wird, aus der heraus die verschiedenen Pro­
blemlagen dann ,leichter4 gedeutet, eingeordnet und bewertet 
werden können“ (S. 94). Wer eine „politische Identität“ hat, 
hat eine „Surrogat-Identität“, denn was er hier schreibt, könn­
te er ebensogut über die Linke schreiben. Diese unpolitische, 
ja antipolitische, entpolitisierte Sicht bringt Heitmeyer natür­
lich seinem Ziel näher: der Pädagogisiererei.

Nicht die Weltmarkt-Kapitalinteressen von Siemens oder 
Deutscher Bank hätten den Neofaschismus ideologisch ge­
pflegt und aufgepäppelt; weil die autoritären Sozialisationsin­
stitutionen Kirche, Familie, Arbeitergesangverein zerfielen, 
werde der Neofaschismus stark! Schuld daran sei letztlich die 
„Selbstwidersprüchlichkeit von Produktionsprozessen“ (Heit­
meyer 1987, S. 100); das klingt links, ist aber nur Unsinn, 
denn: was soll das bedeuten, „Selbstwidersprüchlichkeit von 
Produktionsprozessen“?

Und wie erklärt er den historischen Faschismus, als die 
„Milieus“ angeblich noch intakt waren? Damit ihm diese Fra­
ge nicht gestellt wird, hatte er ja bereits zu Anfang vom histo­
rischen Faschismus abstrahiert!

Ehescheidungsrate 
als Ursache für Neofaschismus

Diese Erklärung des Neofaschismus ist zwar rechts und bei 
näherem Hinsehen nur noch lächerlich. Aber sie ist eine prak­
tische Verschiebung der Verantwortung: Korrupte Politiker 
können weiter korrupt sein, rechte Gewerkschafter rechts. Die 
Mietgesetzgebung kann weiter ausgehöhlt werden. Der Welt­
marktkonflikt kann weiter zugespitzt, seine aggressive Lösung 
national-identisch ausgetragen werden usw. Denn die Ursache 
des Neofaschismus liegt in der kaputten Psyche der Indivi­
duen. „Und daran ist . . .? die Linke schuld!“ Klar.

Heitmeyer: „Die Erosion (der „Milieus“ und damit die „In­
dividualisierung“, d.A.) reicht weit bis in die sozialisations­
relevanten Kernbereiche, wenn man etwa die Scheidungszif­
fern aufnimmt, bis in den engen Raum der Kleinfamilie“ 
(1987, S. 59). Beck am 1. April in der „Welt“: „Als Indikator 
mag hier die hohe Scheidungsziffer gelten . . . Hier brechen 
Gegensätze auf, die in der Architektur der primären Industrie­
gesellschaft im Verhältnis von Familie und Beruf, Frau und 
Mann harmonisiert zu sein schienen“. (...) Heitmeyer zur 
Erklärung des Neofaschismus im Frühjahr 1989 vor den Jusos: 
„Die Altersgruppe der 11- bis 14jährigen lebt in ganz neuen 
Familienkonstellationen. Die wachsen z.T. auf mit Viert- und 
Fünft-Vätern, weil ja die traditionelle Familie, Vater, Mutter,
1,6 — statistisch — Kinder, also diese Normalfamilie in der 
Bundesrepublik schon in der Minderheit ist. Das registriert 
man gar nicht. Da sind auch ganz neue Anknüpfungspunkte 
nötig, damit überhaupt Kollektiv- und Gruppenerfahrung oder 
Gemeinsamkeitserfahrung möglich werden44 (1989b, S. 35).

Der Erbsenzähler zählt jetzt Väter.
Emanzipation (dazu zählt auch das Scheidungsrecht) als Ur­

sache vom Faschismus. Genial! So merkt man nicht, daß es
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umgekehrt genau richtig wäre: Wo der Mut zur Emanzipation 
fehlt, wo er politisch nicht gefördert, sondern unterdrückt wird 
(weil gegenstehende Interessen herrschen), wo der Schritt in 
Richtung einer freieren (antifaschistischen) Gesellschaft nicht 
gemacht wird, da ist die Zuflucht zu faschistischen Pseudoge­
borgenheiten greifbar nahe und wird gerne ergriffen. Aber ein 
selbstbestimmtes Leben für alle ohne soziale Risiken ist ohne­
hin nicht Heitmeyers Ding.

Gegen die Gewerkschaften führt er an: die „Individualisie­
rung“ und in deren angeblicher Folge der Neofaschismus hät­
ten ihre Ursachen auch in der Ausweitung der Verrechtlichung 
von sozialen Beziehungen“ und in der „Schaffung sozialstaat­
licher Sicherheitssysteme“ (1989a, S. 26). Der Sozialstaat als 
Ursache für den Faschismus, weil dadurch „solidarische Hil­
feleistungen“ überflüssig würden und die „Milieus“, die diese 
„früher“ erbracht hätten, weiter zerbröselten. (Nachdem er 
erst rechtliche und soziale Sicherheiten verantwortlich ge­
macht hat, behauptet er eine Seite weiter das Gegenteil: „Nach 
unseren Ergebnissen zeigt sich bei Jugendlichen folgendes 
Meinungsbild: ... In diesen Tagen ist alles so unsicher gewor­
den, daß man auf alles gefaßt sein muß: 77,5% Zustimmung“ 
(s. 27). Watt denn nu? Sicherheit oder Unsicherheit?

Die glückliche Kleinfamilie ist Heitmeyers Generalrezeptur 
gegen Faschismus.

Illusionen über den Kapitalismus
Ebenso, wie die Illusionen über die angeblich intakten histori­
schen „Milieus“ romantizistisch waren, so sind es auch die 
Illusionen über die Bundesrepublik. Heitmeyer behauptet, 
durch den Zerfall der „Milieus“ komme es zu einem „Verlust 
über die Kontrolle des eigenen Lebens“ (1989a, S. 31). Durch 
die „Erosionen von Milieu-Gruppierungen“ entstünden 
„Lücken an Kontrollvermögen, Geborgenheitsvermittlung, 
sozialer Akzeptanz, Verläßlichkeitsempfindungen“ usw. 
(ebd.) Die „Entwicklung von konsistenten, eigenständigen 
Identitäten, die über autonome Handlungsfähigkeiten verfü­
gen“, sei gestört (1987, S. 59, Hervh. d.A.).

Mal ,ne Frage: Wo hatten die Stahlarbeiter von Hattingen 
und ihre Angehörigen denn „autonome Handlungsmöglichkei­
ten“? Wo „Kontrolle des eigenen Lebens“? Wo haben die 
Langzeitarbeitslosen ein „Geborgenheitsgefühl“? Wo gab es 
für die Bürgerinnen und Bürger bei den Entscheidungen zur 
WAA Wackersdorf „Verläßlichkeitsempfindungen“? Ganz 
offenbar hat das, was Heitmeyer hier beklagt, ganz andere Ur­
sachen: Der Mangel an „autonomen Handlungsfähigkeiten“ 
für diejenigen, die für ihren Lebensunterhalt arbeiten müssen, 
liegt bestimmt am wenigsten daran, daß ihr Arbeiter-Gesangs­
verein sich aufgelöst hat, weil heute Madonna und Michael 
Jackson angesagt sind.

Pädagogisiererei statt 
emanzipatorischer Gesellschaftsveränderung

Aber die Realität ist gar nicht Heitmeyers Ding, sondern das 
Erleben der Realität. Er beklagt ausdrücklich, „daß die Unsi­
cherheiten in sozialen Situationen . . . nicht ,ertragen‘ werden 
können“ (1987, S. 106, Hervh. d.A.) und daß „im Kem gera­
de die Empfindung eines Verlustes über die Kontrolle des eige­
nen Lebens und seiner Gestaltung in sozialen Bezügen Auslö­
ser für die Hinwendung zu gewißheitsversprechenden Losun­
gen und Scheinlösungen“ sei (1989a, S. 31, Hervh. d.A.).

Die Empfindung ist das Entscheidende, nicht die Wirklich­
keit. Das Ertragenkönnen der Empfindung ist das (pädagogi­
sche) Ziel, nicht die Veränderung der Wirklichkeit. Entschei­
dend ist nach Heitmeyer nicht, daß die Stahlarbeiter von Hat­
tingen gar keine Selbstbestimmung („autonome Handlungsfä­
higkeit“) und keine „Kontrollmöglichkeiten“ über ihr Leben 
hatten, weil alles dies nur die Stahlbosse haben; entscheidend 
findet Heitmeyer, daß die Stahlarbeiter diese Situation so we­
nig ertragen konnten wie die Arbeitslosen ihr Dasein ertragen 
oder die unterdrückten Frauen.

Da nun alles nur als ein psychologisches Problem erscheint, 
folgt für Heitmeyer klar die sozialpädagogische Jugendarbeit 
als einzige Konsequenz. Sie und nicht etwa eine Veränderung 
der Wirklichkeit im Betrieb soll den Jugendlichen ihre „emo­
tionalen Erlebniswünsche“ erfüllen (1989a, S. 32). Vor den 
Jusos (unwidersprochen): „Jugendpolitisch erfordert die skiz­
zierte Situation solche Maßnahmen, die die Schattenseiten der 
Individualisierungsschübe zumindest abfedern, daß sie die Er­
fahrung gesellschaftlicher Nützlichkeit und sozialer Einbin­
dung machen können“ (1989b, S. 18, Hervh.d.A.)

„Dazu benötigt man im übrigen auch nicht den Begriff .An­
tifaschismus4“ (ebd.).

Richtig. Dazu wirklich nicht.
Das Risiko der „Risikogesellschaft“ sollen laut Heitmeyer 

also nach wie vor die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
tragen; aber sie sollen es psychisch besser ertragen können.

Zusammenfassung
Der sozialdemokratische Rechtsextremismusforscher Wilhelm 
Heitmeyer ... hat vor allem einen Gegner: den Antifaschis­
mus. Heitmeyer fälscht seine Studien, erforscht die „rechts­
extremistischen Orientierungsmuster“ bei Jugendlichen auf 
der Basis fehlerhafter Daten und leitet daraus politische 
Schlußfolgerungen und Ratschläge ab. Sein ausschließlicher 
Bezug auf Jugendliche geht nach der Wahlanalyse des Statisti­
schen Bundesamtes gänzlich fehl. Er sucht die Gründe für den 
Neofaschismus nicht in politisch-ökonomischen Ursachen, 
sondern auf der Linken: Die Verwirklichung der Gewerk­
schaftsforderungen nach sozialer Sicherheit oder die Emanzi­
pation der Frau von patriarchalischer Unterdrückung sind für 
ihn die letzten Ursachen des Neofaschismus, Proteste gegen 
Neonazis würden diesen nur Angst machen und sie in ihrer 
Haltung bestärken. Statt in den bestehenden Interessenskon­
flikten zwischen Kapital und Arbeit linke gesellschaftsverän­
dernde Politik zu machen, setzt Heitmeyer auf Psychologie: 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sollen die Risiken 
der kapitalistischen Gesellschaft besser ertragen lernen.

Heitmeyers Rezepte ergänzen die Lücken, die Claus Legge­
wie noch gelassen hat: Wo der erstarkende Neofaschismus le­
diglich als Normalisierung gesehen wird, nicht als Gefahr, die 
bekämpft werden muß, da reicht „Jugendarbeit“ allemal aus. 
um ein paar ängstliche Teenies von individuellen Gewalttätig­
keiten fernzuhalten.

Leider leben wir aber in einer anderen Gesellschaft, als sie in 
den Phantombildern der Heitmeyer und Leggewie auftaucht.

Quellen: W. Heitmeyer. Rechtsextremistische Orientierungen bei Jugend­
lichen. Weinheim und München 1987; W. Heitmeyer und Kurt Möller. 
,,Nazis raus aus dieser Stadt!“?, in: deutsche jugend. 1/1989. S. 19-33. 
(als 1989a zit.); W. Heitmeyer. Jugend auf dem Weg nach rechts?, in: 
Arbeitshefte. Zeitschrift der Juso-Hochschulgruppen. Nr. 84. Bonn 1989 
(als 1989b zit.)
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Neues Ausländergesetz

Diskriminierung soll ausgeweitet und 
politische Betätigung verfolgt werden

Ende September hat Innenminister Schäuble seinen „Entwurf 
zur Neuregelung des Ausländerrechts“ vorgelegt. Noch vor 
Ende des Jahres soll dieser vom Kabinett verabschiedet wer­
den und dann zügig Gesetz werden. Ganz im Gegensatz zum 
öffentlichen Eindruck stellt der Gesetzentwurf einen schweren 
Angriff auf Ausländer in der BRD dar. Gestützt auf die Erfahrun­
gen bei der Verfolgung von Kurden und kurdischen Organisa­
tionen will Schäuble eine politische Betätigung von Ausländern 
gänzlich unmöglich machen. Was er mit der Schaffung von

In der allgemeinen Begründung zu ihrem 
Gesetzentwurf benennt die Bundesregie­
rung drei Aufgaben für das Ausländer­
recht. Sicherung der Integration, Be­
grenzung der Zuwanderung aus Nicht- 
EG-Staaten und — was neu ist — nicht 
mehr Rückkehrforderung, sondern 
„Förderung der grenzüberschreitenden 
internationalen Zusammenarbeit“. Die 
BRD müsse aufgrund ihrer internationa­
len Interessen eine „weltoffene und libe­
rale“ Ausländerpolitik betreiben, um 
den „internationalen Austausch“ für den 
„vorübergehenden Aufenthalt von Aus­
ländern“ zu erleichtern und zu fördern. 
Dazu gehöre auch „das Ziel, auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit Deut­
schen eine möglichst günstige Behand­
lung im Ausland zu sichern“. Diese 
Zielsetzung verfolgt zweierlei Absich­
ten. Einerseits versetzt sie die ausländi­
sche Arbeiterbevölkerung innerhalb der 
BRD erklärtermaßen in eine Art Geißel­
status, um deutsche Interessen im Aus­
land durchzusetzen. Zum anderen 
kommt sie dem klassischen Modell libe­
raler Ausländerpolitik, wie sie von Gu­
stav Stresemann, liberaler Außenmini­
ster in der Weimarer Republik, ent­
wickelt wurde, sehr entgegen. Ziel die­
ser Politik ist es, auf internationaler 
Ebene den Eindruck einer liberalen Be­
handlung von Ausländern im eigenen 
Land zu erwecken, um im Interesse der 
Ostexpansion eine international unter­
stützte und glaubwürdige Volksgruppen- 
poltik für Deutschen-Rechte in den ost­
europäischen Staaten betreiben zu kön­
nen. Daß aber vermittelte Eindrücke 
nicht unbedingt etwas mit der Wirklich­
keit zu tun haben, belegt der Gesetzent­
wurf selbst. In Zukunft ist grundsätzlich 
jeder Ausländer, der aufenthaltsgeneh­
migungspflichtig ist, auch visumspflich­
tig. Der Zwang, ein Visum bereits vor 
der Einreise beantragen zu müssen, soll 
in Zukunft nicht nur generell für alle 
Länder (ausgenommen sind EG-Staaten) 
gelten, sondern wird auch auf Jugendli­
che unter 16 Jahren ausgedehnt. Dies 
diene dem Zweck, den Zuzug im Rah­
men des Familiennachzugs kontrollier­
bar zu machen. Der seit 1973 geltende 
Anwerbestopp wird gesetzlich veran-

kert. Der Entwurf sieht allerdings vor, 
daß der Bundesinnenminister mit Zu­
stimmung des Bundesrates die „Voraus­
setzungen und Begrenzungen für Aufent­
haltsgenehmigungen zur Ausübung einer 
unselbständigen Erwerbstätigkeit“ be­
stimmen kann (§ 7). Mit dieser Verord­
nungsermächtigung verschafft sich die 
Bundesregierung die Möglichkeit, aus­
ländische Arbeitskräfte für bestimmte 
Branchen oder Saisonarbeiten anzuwer­
ben, diese beliebigen zeitlichen und 
räumlichen Beschränkungen zu unter­
werfen und nach Erfüllung des Aufent­
haltszwecks auch wieder abzuschieben.

Weitere Differenzierung für 
Arbeitskräfte je nach Bedarf

Wie auch schon im Entwurf Zimmer­
manns sieht der jetzige Entwurf durch 
die Schaffung fünf verschiedener Auf­
enthaltstitel eine sehr weitgehende Diffe­
renzierung der ausländischen Arbeiter­
bevölkerung in unterschiedliche „Aus­
ländergruppen“ nach „Grund und 
Zweck des Aufenthalts“ vor: die Auf­
enthaltserlaubnis, die befristet und unbe­
fristet erteilt werden kann, die Aufent­
haltsberechtigung, die Aufenthaltsbewil­
ligung, die Familienaufenthaltsgenehmi­
gung und die Aufenthaltsbefugnis.

Mit diesen Bestimmungen bekräftigt 
die Bundesregierung das Prinzip der 
Verknüpfung von Aufenthalts- und Ar­
beitserlaubnisrecht als entscheidendem 
Instrument, um die ausländischen Lohn­
abhängigen zur Annahme von Arbeiten 
auch zu schlechtesten Bedingungen zu 
zwingen. Außerdem wird mit der neu 
geschaffenen Aufenthaltsbewilligung 
das Rotationsprinzip faktisch wieder ein­
geführt. Sie ist an einen bestimmten Auf­
enthaltszweck gebunden, wird für läng­
stens zwei Jahre erteilt und kann jeweils 
nur um zwei Jahre verlängert werden, 
wenn der Aufenthaltszweck noch nicht 
erreicht ist. Eine Aufenthaltsverfesti­
gung ist grundsätzlich ausgeschlossen. 
Das läßt zu, ausländische Arbeiter für 
schwerste Arbeiten anzuheuern und wie­
der abzuschieben, wenn sie verschlissen 
sind oder von den Kapitalisten nicht 
mehr gebraucht werden.

Vollständig verboten werden soll jeg-

mehr „Rechtssicherheit“ für die Ausländer umschreibt, ist in 
Wirklichkeit eine bis ins letzte Detail ausgearbeitete gesetzliche 
Handhabe, um mit einem eindeutig definierten System von Be­
dingungen, an die der Aufenthalt geknüpft ist, alle Lebensbe­
reiche der ausländischen Bevölkerung zu überwachen und zu 
kontrollieren. Wird der Entwurf Gesetz, werden weitere Diskri­
minierungen z.B. in der Sozialgesetzgebung unweigerlich fol­
gen. Völkisch rassistisch gesinnte Kräfte werden weiter Auftrieb 
bekommen.

liehe politische Betätigung von Auslän­
dern, die sich gegen die imperialisti­
schen Interessen der BRD richtet.

Verbot politischer Betätigung 
soll Interessen der BRD sichern

Grundsätzlich verboten werden soll nach 
§ 35 nicht nur die Unterstützung bewaff­
neter Befreiungskämpfe, z.B. in Kurdi­
stan, Palästina oder Azania, sondern 
auch die Unterstützung von Vereinigun­
gen, politischen Bewegungen, Gruppen 
und Parteien innerhalb oder außerhalb 
des Bundesgebiets, die dieses Ziel befür­
worten. Ganz aktuell richten sich diese 
Bestimmungen gegen die Unterstützung 
der kurdischen politischen Gefangenen 
in der BRD, denen gegenwärtig in Düs­
seldorf der Prozeß gemacht werden soll. 
Sie bedrohen jeden ausländischen Staats­
angehörigen, der sich für die Gefange­
nen einsetzt oder den kurdischen Befrei­
ungskampf unterstützt, mit Strafe und 
sofortiger Ausweisung. Die in Schäubles 
Gesetzentwurf vorgesehenen Verbote 
und Einschränkungen der politischen Be­
tätigung würden der Bundesregierung 
Mittel in die Hand geben, um geradezu 
eine Massenverfolgung von Kurden in 
der BRD zu organisieren.

Schäuble begründet die Notwendigkeit 
dieser Maßnahmen u.a. folgenderma­
ßen: „Ausländerrecht ist Aufenthalts­
recht. Was Ausländer im übrigen im 
Bundesgebiet tun und lassen dürfen, er­
gibt sich nicht mehr aus der ausländerge­
setzlichen Regelung, sondern aus den 
Regelungen der jeweiligen Sachberei­
che, also etwa dem Sozial- und dem Ar­
beitserlaubnis- oder auch aus dem Hoch­
schulzugangsrecht.“ Es ist somit zu be­
fürchten, daß die Bundesregierung die 
ohnehin schon bestehenden Diskriminie­
rungen der ausländischen Lohnabhängi­
gen durch weitere gesetzliche Maßnah­
men noch erheblich verschärfen will, so 
daß nicht nur der politische, sondern 
auch der Sozialstatus eindeutig an das 
Deutschsein gebunden wäre. Völkische 
und rassistische Kräfte werden die Rich­
tung, die mit diesem Ausländergesetz 
eingeschlagen werden soll, verstanden 
haben und ihre Hetzkampagne entspre­
chend ausweiten. — (rac)
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Dokumentiert: Auszüge aus 
dem Gesetzentwurf

Wir zitieren im folgenden vollständig die Paragraphen aus dem 
Gesetzentwurf, die die politische Betätigung von Ausländern 
betreffen, und auszugsweise aus den von Schäuble dazu gelie­
ferten Begründungen. Sie beinhalten die gravierendsten Ver­
schärfungen im Vergleich zum Ausländergesetz von 1965 und 
erhalten durch den Schauprozeß gegen die kurdischen politi­
schen Gefangenen, der am 24. Oktober in Düsseldorf begann, 
einen aktuellen Bezug. In den nächsten Nummern der „Anti­
faschistischen Nachrichten“, die im GNN-Verlag erscheinen, 
wird der Gesetzentwurf ausführlicher behandelt und dokumen­
tiert werden.

§ 35 Politische Betätigung
Unerlaubt ist eine politische Betätigung,

1. die gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung 
gerichtet ist oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch­
land gefährdet,

2. die dem Inhalt der allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
widerspricht,

3. die Gewaltanwendung als Mittel zur Durchsetzung politi­
scher, religiöser oder sonstiger Belange öffentlich unterstützt, 
befürwortet oder hervorzurufen bezweckt oder geeignet ist,

4. die Vereinigungen, politische Bewegungen oder Gruppen 
innerhalb oder außerhalb des Bundesgebiets unterstützt, die im 
Bundesgebiet Anschläge gegen Personen oder Sachen oder au­
ßerhalb des Bundesgebiets Anschläge gegen Deutsche oder 
deutsche Einrichtungen veanlaßt, befürwortet oder angedroht 
haben, oder

5. die bestimmt ist, Parteien, andere Vereinigungen, Ein­
richtungen oder Bestrebungen außerhalb des Bundesgebiets zu 
fördern, deren Ziele oder Mittel mit den Grundwerten einer die 
Würde des Menschen achtenden staatlichen Ordnung unverein­
bar sind.

§ 36 Verbot und Beschränkung 
der politischen Betätigung

(1) Die politische Betätigung eines Ausländers kann be­
schränkt oder untersagt werden,

1. wenn sie geeignet ist, die politische Willensbildung in der 
Bundesrepublik Deutschland oder das friedliche Zusammenle­
ben von Deutschen und Ausländern oder von verschiedenen 
Ausländergruppen im Bundesgebiet, die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung oder sonstige erhebliche Interessen der Bundes­
republik Deutschland zu beeinträchtigen,

2. wenn sie den außenpolitischen Interessen der Bundesre­
publik Deutschland zuwiderlaufen kann,

3. wenn sie gegen die Rechtsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland verstößt oder mit Rechtsverstößen, insbesondere 
mit der Anwendung von Gewalt verbunden ist oder

4. wenn der Ausländer nicht im Besitz einer Aufenthaltsge­
nehmigung ist.

Sie wird, soweit das Verbot nicht untunlich ist, in der Regel 
untersagt, wenn der Ausländer sich nach § 35 unerlaubt poli­
tisch betätigt.

(2) Nach Absatz 1 können insbesondere schriftliche und 
mündliche Meinungsäußerungen politischen Inhalts, die Mit­
gliedschaft in bestimmten Vereinen oder sonstigen Vereinigun­
gen und die Teilnahme an Versammlungen oder sonstigen Ver­
anstaltungen untersagt werden. Das Recht auf Mitgliedschaft 
und Betätigung in einer Gewerkschaft darf nicht beschränkt 
werden.

(3) Auf Grund des Absatzes 1 können auch die Aufenthalts­
genehmigung räumlich beschränkt oder die Freiheit den Auf­
enthaltsort vorübergehend oder auf Dauer zu verlassen, durch 
eine Anzeige- oder Genehmigungspflicht eingeschränkt wer­
den. Zum Schutz eines bestimmten Ereignisses oder einer son­

stigen bestimmten Veranstaltung darf vorübergehend auch die 
Freiheit, die eigene Wohnung zu verlassen, eingeschränkt oder 
dem Ausländer ein anderer Aufenthaltsort im Bundesgebiet 
zugewiesen werden. Die in Satz 1 und 2 bezeichneten Maßnah­
men werden von der obersten Landesbehörde angeordnet. Zur 
Überwachung der Anordnungen können dem Ausländer Mel­
depflichten auferlegt werden.

(4) Um den störungsfreien Ablauf internationaler Konferen­
zen im Bundesgebiet oder des Besuchs von Staats- oder Regie­
rungsgästen oder offiziellen Delegationen in der Bundesrepu­
blik Deutschland umfassend zu gewährleisten, können die in 
Absatz 3 bezeichneten Anordnungen von der obersten Landes­
behörde auch getroffen werden, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 nicht vorliegen.

Begründung zu § 35
Das Ausländerrecht regelt lediglich die Voraussetzungen und 
Grenzen der legalen Möglichkeiten für Ausländer, in das Bun­
desgebiet einzureisen und sich darin aufzuhalten. Ausländer­
recht ist Aufenthaltsrecht. Was Ausländer im übrigen im Bun­
desgebiet tun und lassen dürfen, ergibt sich nicht mehr aus der 
ausländergesetzlichen Regelung, sondern aus den Regelungen 
der jeweiligen Sachbereiche, also etwa dem Sozial- und dem 
Arbeitserlaubnis- oder auch aus dem Hochschulzugangsrecht.

.. . Grundsätzlich kann kein Ausländer ein Aufenthaltsrecht 
mit der rechtlichen Begründung beanspruchen, daß ihm im 
Falle seines Aufenthalts andere Rechte zufallen würden. Ihm 
werden vielmehr nur Rechte gewährt, wenn und soweit ihm 
der Aufenthalt erlaubt wird. Schon bei der Aufenthaltsbegrün­
dung gewinnt damit das Ausländerrecht auch seine Limita­
tionsfunktion. Der Aufenthalt kann versagt werden, damit be­
stimmte Rechte — z.B. die Inanspruchnahme von Sozialhilfe 
— nicht wahrgenommen werden können. Durch aufenthalts­
rechtliche Maßnahmen können die Handlungsmöglichkeiten 
von Ausländern eingeschränkt werden, soweit es zur Wahrung 
öffentlicher Interessen geboten ist.

Begründung zu § 36
Absatz 1: Satz 1 Nr. 2 schützt den äußerst sensiblen Bereich 
der außenpolitischen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland. Dieser Bereich muß umfassend der Gefahr stö­
render Einwirkungen durch im Bundesgebiet lebende Auslän­
der entzogen werden können . . .

Satz 1 Nr. 4 will die Beschränkung und Untersagung der po­
litischen Betätigung von Ausländern ohne Aufenthaltsgeneh­
migung erleichtern. . . . Die in der Verordnung vorgesehene 
Befreiung von der Aufenthaltsgenehmigungspflicht für Auf­
enthalte bis zu drei Monaten . . . soll lediglich den grenzüber­
schreitenden Verkehr und grenzüberschreitende private und 
wirtschaftliche Beziehungen erleichtern und fördern. Es liegt 
außerhalb des Zwecks dieser Befreiung, den Ausländern auch 
die Möglichkeit zu verschaffen, sich im Bundesgebiet politisch 
zu betätigen . . .

Absatz 3: Die Beschränkung der Reisefreiheit kann im Ein­
zelfall geboten sein, etwa um die Kommunikation zwischen ex­
tremistischen Ausländergruppen zu stören . . .

Die in Satz 2 getroffene Regelung ist unverzichtbar. Bei 
hochrangigen Staatsbesuchen und ähnlichen internationalen 
Ereignissen muß jedes mögliche Sicherheitsrisiko ausgeschlos­
sen werden können. Auch die gegenwärtige ausländerrechtli­
che Praxis trägt dem Rechnung. Sie kann sich dabei allerdings 
derzeit nur auf die allgemeinen polizeilichen Rechtsgrundlagen 
stützen. Satz 2 schafft deshalb eine spezielle ausländergesetzli­
che Rechtsgrundlage . . .

Absatz 4: Das im Einzelfall zu beachtende Gebot, im Rah­
men des Möglichen jedes Sicherheitsrisiko auszuschalten, 
führt zwangsläufig dazu, daß der Kreis der in die Maßnahmen 
einzubeziehenden Personen mitunter nur nach objektiven Kri­
terien — etwa der Zugehörigkeit zu einer bestimmten im Exil 
lebenden Ausländergruppe — bestimmt werden kann . . .
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Normenkontrollklage gegen Ausländerwahlrecht

Bundesverfassungsgericht betreibt 
Wahlhilfe für „Republikaner“

Das Bundesverfassungsgericht hat durch Urteil vom 12. Okto­
ber 1989 — Auszüge aus diesem Urteil sind auf der folgenden 
Seite dokumentiert — einstimmig den Vollzug des schleswig- 
holsteinischen Gesetzes, durch das Nichtstaatsangehörige an 
Kommunalwahlen teilnehmen sollen, ausgesetzt, bis über die 
Normenkontrollklage der Bundestagsfraktion der CDU/CSU

vom 9.6.1989 gegen dieses Gesetz in der Hauptsache im Früh­
jahr 1990 entschieden wird (1). In der Urteilsbegründung, in der 
darauf hingewiesen wird, diese Entscheidung sei noch keine 
Entscheidung in der Hauptsache, haben die Verfassungsrichter 
dennoch solche Positionen bezogen, die Schlimmes für das 
Hauptsacheverfahren befürchten lassen.

Eine einstweilige Verfügung kann über­
haupt nur ergehen, wenn unter Anlegung 
strenger Maßstäbe dies zur „Abwehr 
schwerer Nachteile oder aus einem ande­
ren wichtigen Grund zum gemeinen 
Wohl dringend geboten ist“. Dies haben 
die Verfassungsrichter befürwortet, weil 
die Erweiterung des Wahlvolkes um 
Nichtstaatsangehörige die in Art. 28 
Abs. 1 GG geforderte homogene verfas­
sungsmäßige Ordnung beeinträchtigen 
könne. Eine falsche Bestimmung des 
Wahlvolkes und damit des Ausgangs­
punktes aller demokratischen Legitimität 
bedeute eine „Beschädigung des demo­
kratischen Prinzips gewissermaßen vom 
Fundament her“. Sollte sich in der 
Hauptsache dieser Sachverhalt als richtig 
erweisen, eine Wahl unter Einbeziehung 
von Nichtstaatsangehörigen aber schon

denn eines allgemeinen Wahlrechts für 
Nichtstaatsangehörige sieht.

Die Reaktionen der schleswig-holstei­
nischen Landesregierung und anderer 
auf dieses Urteil sind geprägt von der 
politischen Schwäche gegenüber den 
reaktionären Positionen. Ministerpräsi­
dent Engholm äußerte sein Bedauern und 
kündigte an, die Landesregierung wolle 
bis 1994 ein umfassendes Kommunal­
wahlrecht für alle Ausländer ausarbei­
ten. Er gewinnt dem Urteil sogar positi­
ves ab: „Die Entscheidung bringe Zeit­
gewinn (!) für die Arbeit der von Kiel 
eingesetzten unabhängigen Kommission 
. ..“ (FR, 13.10.1989). Hannovers 
Oberbürgermeister Schmalstieg (SPD) 
setzt „notfalls“ auf eine Änderung des 
Grundgesetzes, um das kommunale 
Wahlrecht einführen zu können, ohne

stattgefunden haben, dann würde ein ir­
reparabler Schaden für das gemeine 
Wohl vorliegen.

Das Gericht greift mit dieser Entschei­
dung bewußt in die Gestaltungsfreiheit 
des Gesetzgebers ein und begründet dies 
damit, daß „dem Bestreben, das Wahl­
recht einem Personenkreis einzuräumen, 
dem es bislang nicht zukam und der auch 
einen in der Verfassung begründeten 
Anspruch darauf nicht hat (!), ... ein 
geringeres Gewicht zu(kommt), als dem 
Schaden, der drohte, wenn die einstwei­
lige Anordnung unterbliebe“.

Es ist daher davon auszugehen, daß 
das Gericht im Hinblick auf das Haupt- 
sacheverfahren im Grundgesetz keine 
Anhaltspunkte für die Gewährung des 
kommunalen Wahlrechts, geschweige

sagen zu können, wie eine Mehrheit da­
für Zustandekommen soll. Der Westber­
liner SPD-Sprecher Barthel erklärte gar, 
die Entscheidung habe „keine inhaltliche 
Bedeutung“ (taz, 19.10.89). In einer 
Presseerklärung zur Einführung des 
kommunalen Wahlrechts in Westberlin 
ersetzte die SPD den Begriff „kommu­
nales Ausländerwahlrecht“ durch 
„Wahlrecht zu den Bezirksverordneten­
versammlungen für Ausländer“.

Dem gegenüber erklärte der Justitiar 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
Langner, mit dieser Entscheidung sei 
„das Ausländerwahlrecht politisch tot“. 
„Die demokratischen Selbstbestim­
mungsrechte der Deutschen bleiben ge­
wahrt. Demokratiewidrige Fremdbe­
stimmung ist abgewehrt“ (FR, 13.10.

89). Eine „politische Selbstbedienung 
einer Mehrheitspartei, sich nach Bedarf 
ein Wahlvolk zurechtzuschneidern, fin­
de künftig nicht statt“ (Handelsblatt, 
13./14.10.89).

Man sieht, wie dieses Urteil die fa­
schistische Parteibildung in der BRD 
vorantreibt und Positionen der „Repu­
blikaner“ in der CDU/CSU an Gewicht 
gewinnen. Das Urteil ist, gerade im Hin­
blick auf die Kommunalwahlen in Ba­
den-Württemberg, direkte Wahlhilfe für 
die „Republikaner“. So heißt es etwa in 
dem Stuttgarter Wahlprogramm der 
REP: „Die Republikaner unterstützen 
... die CDU/CSU in ihrem Bemühen, 
das Kommunalwahlrecht für Ausländer 
für verfassungswidrig erklären zu las­
sen. Dem Anwalt der vor dem Bundes­
verfassungsgericht beschwerdeführen­
den Bundestagsfraktion der Union Prof. 
J. Isensee ist zuzustimmen, daß das 
Wahlrecht kein Weltbürgerrecht dar­
stellt, daß jedem Menschen an jedem Ort 
der Welt zustehen kann.“ Und noch in 
einem anderen entscheidenden Punkt 
decken sich die Auffassungen der CDU/ 
CSU und der „Republikaner“. „Auch 
dem deutschen Staats- und Kommunal­
bürger“, heißt es in der Begründung der 
Normenkontrollklage, „kommt das 
Wahlrecht nicht zu, damit er seine parti­
kularen Interessen möglichst effektiv zur 
Geltung bringe, sondern deshalb, weil er 
grundsätzlich unausweichlich und auf 
Lebenszeit dem Gemeinwesen verhaftet 
ist.“ Im Stuttgarter Wahlprogramm der 
„Republikaner“ wird kommunale 
Selbstverwaltung dem entsprechend de­
finiert als eine „im Interesse einer Erhal­
tung der Identität und der Lebensgrund­
lagen unseres Volkes“ bestehende Ein­
richtung.

Ohne Kritik dieser völkischen Bestim­
mung kommunaler Selbstverwaltung und 
Demokratie, ohne Kritik der mit der 
Normenkontrollklage verbundenen ras­
sistischen und revanchistischen Zielset­
zungen wird die Zurückschlagung des 
Angriffs auf die vorsichtigen Versuche 
zur Einführung des kommunalen Wahl­
rechts im Hauptsacheverfahren vor dem 
Bundesverfassungsgericht nicht gelin­
gen.
(1) vgl. Pol. Berichte Nr. 14/89. S. 34ff. mit 
Auszügen aus der Normenkontrollklage — (ulb)
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Dokumentiert: aus dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts

. . . Der Vollzug des schleswig-holsteinischen Gesetzes zur 
Änderung des Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes vom 21. Fe­
bruar 1989 (Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Hol­
stein Seite 12) wird bis zur Entscheidung über den Antrag, die­
ses Gesetz für nichtig zu erklären, ausgesetzt.
Gründe: I. Mit dem Gesetz zur Änderung des Gemeinde- und 
Kreiswahlgesetzes vom 21. Februar 1989 (GVB1. S. 12) hat 
der Schleswig-Holsteinische Landtag das Wahlrecht für Aus­
länder bei Gemeinde- und Kreiswahlen eingeführt. Wahlbe­
rechtigt und wählbar sind ... neben den bislang allein wahlbe­
rechtigten Deutschen auf Antrag auch die Angehörigen von 
sechs europäischen Staaten, in denen Deutschen das Kommu­
nalwahlrecht gewährt wird.

Die Antragsteller halten das Gesetz, das erstmals bei den 
Wahlen im März 1990 anzuwenden ist, für grundgesetzwidrig. 
Es verletze das demokratische Prinzip, nach dem — auch auf 
Gemeindeebene — Träger der Staatsgewalt das Volk als Ver­
band der deutschen Staatsangehörigen sei; ferner verstoße es 
gegen die institutionelle Garantie der deutschen Staatsangehö­
rigkeit und gegen den Gleichheitssatz. Die Antragsteller bean­
tragen, das Gesetz für nichtig zu erklären und seinen Vollzug 
bei den bevorstehenden Kommunal wählen, die auf den 25. 
März 1990 festgesetzt sind, durch einstweilige Anordnung 
auszusetzen .. .
II. Der Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung ist be­
gründet.

1. Nach § 32 Abs. 1 BVerfGG kann das Bundesverfassungs­
gericht im Streitfall einen Zustand durch einstweilige Anord­
nung vorläufig regeln, wenn dies zur Abwehr schwerer Nach­
teile oder aus einem anderen wichtigen Grund zum gemeinen 
Wohl dringend geboten ist.

Wegen der meist weittragenden Folgen, die eine einstweilige 
Anordnung in einem verfassungsgerichtlichen Verfahren aus­
löst, ist bei der Prüfung der Voraussetzungen des § 32 Abs. 1 
BVerfGG ein strenger Maßstab anzulegen; das gilt besonders, 
wenn mit der einstweiligen Anordnung ein Gesetz außer Voll­
zug gesetzt werden soll (BVerfGE 3, 41 «44»; 46, 337 «340» 
mwN; 64, 67 «69»; 71, 350 «351»). Dabei müssen die Gründe, 
welche für die Verfassungswidrigkeit der angegriffenen Vor­
schrift sprechen, außer Betracht bleiben, es sei denn, die in der 
Hauptsache begehrte Feststellung erwiese sich von vornherein 
als unzulässig oder offensichtlich unbegründet. Das Bundes­
verfassungsgericht muß vielmehr die Folgen, die eintreten 
würden, wenn die einstweilige Anordnung nicht ergeht, die 
angegriffene Maßnahme in dem Hauptsacheverfahren jedoch 
später für verfassungswidrig erklärt wird, gegen die Nachteile 
abwägen, die entstehen würden, wenn die angegriffene Rege­
lung vorläufig außer Anwendung gesetzt würde, sie sich aber 
später als verfassungsgemäß erwiese (BVerfGE 3, 41 «44»; 71, 
350 «352»; . . .).

2. Der Antrag, das schleswig-holsteinische Änderungsgesetz 
für nichtig zu erklären, ist weder unzulässig noch offensicht­
lich unbegründet. Er wirft gewichtige und schwierige verfas­
sungsrechtliche Fragen auf.

3. Die danach gebotene Abwägung ergibt folgendes:
a) Ergeht die einstweilige Anordnung nicht, erweist sich 

aber der Hauptsacheantrag später als begründet, drohen dem 
gemeinen Wohl schwere Nachteile.

Hierbei kommt der Möglichkeit der Verletzung grundlegen­
der Verfassungsprinzipien besonderes Gewicht zu. Zu ihnen 
gehört, daß Art. 28 Abs. 1 GG die Länder auf eine mit derje­
nigen des Bundes strukturell übereinstimmende — homogene 
— verfassungsmäßige Ordnung festlegt und insbesondere be­
stimmt, daß das Volk in den Ländern, Kreisen und Gemeinden 
eine Vertretung haben muß, die aus allgemeinen, unmittelba­
ren, freien, gleichen und geheimen Wahlen hervorgegangen 

ist. Wird der Kreis der Wahlberechtigten über die Angehöri­
gen des deutschen Volkes hinaus ausgedehnt und wird auf die­
ser Grundlage gewählt, so wäre — sollte dies mit der Verfas­
sung unvereinbar sein — nicht nur eine Verfassungsbestim­
mung verletzt, sondern das Wahlvolk und damit der Ausgangs­
punkt aller demokratischen Legitimation falsch bestimmt. Dies 
ist für sich genommen ein schwerer Nachteil für das gemeine 
Wohl. Die darin liegende Beschädigung des demokratischen 
Prinzips gewissermaßen vom Fundament her wiegt so schwer, 
daß sie durch die bei einem Erfolg in der Hauptsache notwen­
digen Neuwahlen nicht beseitigt wäre; eine solche Verfas­
sungsverletzung kann auch für einen vorübergehenden Zeit­
raum, nämlich bis zu einer Entscheidung in der Hauptsache, 
nicht hingenommen werden. Unter diesen Umständen kommt 
es auf sonstige Auswirkungen der mit einem solchen Fehler 
behafteten Wahl nicht an.

Daraus folgt zugleich, daß sich die vorliegende Fallgestal­
tung von derjenigen des Senatsbeschlusses vom 10. Mai 1960 
(BVerfGE 11, 102) unterscheidet. Hier wie dort waren zwar 
jeweils Bestimmungen eines kommunalen Wahlgesetzes Ge­
genstand verfassungsrechtlicher Angriffe. Die hier in Rede 
stehende falsche Bestimmung des Wahlvolkes als des Aus­
gangspunktes aller demokratischen Legitimation hat jedoch 
besonderes Gewicht: es entstünde anders als dort (vgl. a.a.O.,
S. 105) irreparabler Schaden.

Es kommt hinzu: Im Vordergrund stand für den schleswig- 
holsteinischen Gesetzgeber bei Erlaß des Änderungsgesetzes 
die positive Entwicklung des deutsch-dänischen Verhältnisses, 
das in der Geschichte Belastungen ausgesetzt war (vgl. Plenar­
protokolle, Schleswig-Holsteinischer Landtag, 12. Wahlperio­
de, S. 863, 865ff.). Die meisten der vom Änderungsgesetz 
Begünstigten sind dänische Staatsangehörige. Angesichts die­
ser besonderen Umstände entstünde ein schwerer Nachteil für 
das gemeine Wohl, wenn dänische Staatsangehörige am 25. 
März 1990 wählen und gewählt werden könnten, ihnen aber 
später das Wahlrecht und erlangte Mandate genommen wür­
den. Demgegenüber wiegt ein zeitlicher Aufschub der Aus­
übung ihres Wahlrechts weniger schwer.

b) Die im Falle der Verfassungsmäßigkeit des Änderungsge­
setzes eintretenden Nachteile seiner Außervollzugsetzung ha­
ben geringeres Gewicht.

Die Herbeiführung einer verfassungsrechtlich unangreifba­
ren Rechtsgrundlage für die Kommunalwahlen im März 1990 
durch die einstweilige Anordnung stellt zwar einen Eingriff in 
die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers dar, indem sie die von 
ihm gewollte Beteiligung von Ausländern schon bei den bevor­
stehenden Kommunalwahlen verhindert. Dem Bestreben, das 
Wahlrecht einem Personenkreis einzuräumen, dem es bislang 
nicht zukam und der auch einen in der Verfassung begründeten 
Anspruch darauf nicht hat, kommt aber ein geringeres Gewicht 
zu als dem Schaden, der drohte, wenn die einstweilige Anord­
nung unterbliebe. Das gilt um so mehr, als die Außervollzug­
setzung im vorliegenden Fall nur eine vorläufige, nämlich bis 
zur Entscheidung in der Hauptsache reichende Legitimations­
wirkung für die Durchführung der Kommunalwahlen auf der 
Grundlage des alten Rechts entfaltet; bereits mit dieser Begren­
zung wahrt sie den mit ihr verfolgten Sicherungszweck. Sie 
kann demgemäß für eine solche Legitimationswirkung nicht 
mehr in Anspruch genommen werden, sollte sich im Hauptsa­
cheverfahren herausstellen, daß der Antrag ohne Erfolg bleibt.

4. Die Verschiebung des Wahltermins anstelle der beantrag­
ten Außervollzugsetzung des Änderungsgesetzes kommt nicht 
in Betracht, weil sie sich im vorliegenden Fall — worüber auch 
in der mündlichen Verhandlung Einigkeit bestand — vergli­
chen mit der Außervollzugsetzung des Änderungsgesetzes 
nachteilig auswirken würde.
III. Diese Entscheidung ist einstimmig ergangen.
IV. Die Entscheidungsformel ist im Bundesgesetzblatt zu ver­
öffentlichen.
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 12.10.1989 (2 BvF 2/89)



Im nächsten Heft

IG Metall-Gewerkschaftstag
Bundespräsident von Weizsäcker hat mit seinem Auftreten auf dem IG Metall-Ge­
werkschaftstag nicht nur versucht, die Gewerkschaften in die großdeutsche Kam­
pagne der Reaktion einzuspannen. Er griff durch seinen Auftritt zudem in die laufen­
de Auseinandersetzung um den Lohn- und Arbeitszeittarif ein, indem er zum einen 
Hausmanns Angriffe auf die Gewerkschaften als öffentlichen Diskussionsbeitrag 
verteidigte und zum anderen versuchte, die IG Metall in den Pakt mit den Kapitali­
sten zur Erhaltung und Verbesserung der Expansionsfähigkeit des BRD-Kapitals ein­
zubinden. Welche Beschlüsse insbesondere zu Lohn und Laufzeit von Lohntarifver­
trägen beschließt der IG Metall-Gewerkschaftstag?

Schweiz: Nachtarbeitsgesetz der Regierung
Während die EG-Kommission in Brüssel noch Vorbereitungen für die Verabschie­
dung einer unverbindlichen „EG-Sozialcharta“ trifft, setzen die Konzerne in der 
Schweiz bereits eine neue Marke für die (west-)europaweiten Sozialstandards, die sie 
durchsetzen wollen: Die Regierung hat ein Gesetz vorgelegt, das das Nachtarbeits­
verbot für Frauen aufhebt. In Verbindung mit der gegen die ausländischen Arbeiter 
durchgesetzen ,,Rotation“ rechnen sich die Kapitalisten offenbar große Chancen aus, 
die Nachtarbeit auch in größerem Umfang durchzusetzen. Das wird EG-weit Folgen 
haben, insbesondere in Branchen wie der Elektro- und Nahrungsmittelindustrie, in 
denen Schweizer Konzerne wie BBC und Nestle schon jetzt stark sind.

Kommunalwahl Baden-Württemberg
In zahlreichen Gemeinden, vor allem den größeren Städten, sind die Rep in die 
Gemeinderäte gewählt worden — antifaschistische Kommunalpolitik muß sich darauf 
einstellen. Die Rep bestimmen ihre Kommunalpolitik autoritär und völkisch: 
Kommunalpolitik müsse „im Interesse einer Erhaltung der Identität und der Lebens­
grundlagen unseres Volkes“ dienen. Mehr Polizei, mehr Ausländerunterdrückung — 
mit solchen Programmpunkten haben die Rep eine Reihe von Berührungspunkten mit 
den Konservativen, so daß zu befürchten ist, daß ihre Vorstellungen durchaus prakti­
sche Politik werden. Wie wollen antifaschistische Bündnisse den Widerstand gegen 
faschistische Kommunalpolitik stärken?

Wohnungspolitik: Mehr Markt und höhere Mieten
„Wir müssen die Marktkräfte stärken, damit mehr neue Wohnungen gebaut werden 
und auf diese Weise der Druck vom Markt genommen wird. Wir müssen darüber 
hinaus unmittelbar und gezielt denen helfen, die jetzt durch die aktuelle Lage in 
Schwierigkeiten geraten“, so Bundesbauministerin Hasselfeld in einer Presseerklä­
rung vom 18.5.89. Das Rezept gegen die Wohnungsnot ist wie schon 1982/83 mehr 
Markt, d.h. höhere Mieten und weniger Schutzrechte für die Mieter, mehr steuerli­
che Anreize für die Kapitalanleger im Wohnungsbau. Mietbelastungssprünge wie in 
den letzten Jahren hat es zuletzt in den 60er Jahren nach der Abschaffung der Miet­
bindung für Altbauten gegeben.
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